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Deutschland hat gewählt – und nun?
Ein Kommentar von Joachim Lenders, Erster stellvertretender Bundesvorsitzender

Mit dieser Bundestagswahl hat 
sich die Parteienarithmetik 
nochmals deutlich verändert. 
Die bisherigen Volksparteien 
CDU und SPD haben endgültig 
ihren Status als Volkspartei 
verloren. Zwar liegen sie mit 
etwa zehn Prozent Vorsprung 
noch vor den drittplazierten 
Grünen, doch denen folgen 
FDP und AfD relativ dicht. Voll-
kommen abgeschlagen landet 
Die Linke bei knapp unter fünf 
Prozent und spielt keine Rolle 
mehr. Grund dafür scheint zu 
sein, dass das linke Sektierer-
tum im Westen der Partei den 
Garaus bereitet hat, während 
sie im Osten noch wahrnehm-
bare Ergebnisse geholt hatte. 
Und die AfD ist die selbst defi-
nierte und zementierte Oppo-
sitionspartei. Mit ihr spricht 
keiner – sie selbst will auch mit 
keinem sprechen, also insge-
samt genauso bedeutungslos 
wie Die Linke. 

Wer der neue Bundeskanzler 
wird, lässt sich schwer vorher-
sagen. Zumindest stehen die 
Chancen für den bisherigen 
Vizekanzler Olaf Scholz nicht 
schlecht, da seine Partei die 
Nase vorn hat. Und seine SPD 
scheint auch mit der „Gallions-
figur Scholz“ den Sieg eingefah-
ren zu haben. Natürlich wird 
die absolute Geschlossenheit 
innerhalb der SPD nach außen 
geradezu zelebriert und selbst 
ungefragt dann betont, wenn 
Journalisten die Frage nach 
dem Zusammenhalt noch gar 
nicht gestellt haben. Vielleicht 
auch ein Zeichen, wie fragil die 
so formulierte Geschlossenheit 
in Wahrheit ist? Man darf zu-
mindest annehmen, dass die 
SPD mit einem Kandidaten 
oder einer Kandidatin aus der 
Parteispitze (Esken, Walter-Bor-
jans oder Kühnert) diesen Sieg 
mitnichten eingefahren hätte. 
Also darf gefolgert werden, 
dass die SPD an dieser Stelle 
alles richtig gemacht hat. 

Und genau zu diesem Ergebnis 
kann man bei der Union nicht 
unbedingt kommen. Erst der 
Kampf um den Parteivorsitz, 
der denkbar knapp für Laschet 
ausging. Viele enttäuschte 
CDU-Mitglieder an der Basis 
fühlten sich übergangen, weil 
sie das Gefühl hatten, dass der 
Sieger der Kandidat des Partei-
establishments war. Egal, die 
Bundestagswahl rückte näher 
und die Reihen mussten ge-
schlossen werden … wenn da 
nicht plötzlich der „Kandidat 
der Herzen“ in der Person des 
bayerischen Ministerpräsiden-
ten Markus Söder um die Ecke 
gekommen wäre. Eigentlich 
sollte der Kandidat ohne gro-
ßes öffentliches Aufsehen aus-
gewählt werden. Am liebsten 
wie 2002 beim „Wolfratshau-
ser Frühstück“, als die K-Frage 
im Hause von Edmund Stoiber 
zu seinen Gunsten entschieden 
wurde (allerdings entschieden 
sich die Wähler nicht für 
Stoiber und Gerhard Schröder 
wurde Bundeskanzler).  

Nun durfte die interessierte 
Republik einer tagelangen 
Schlacht um die K-Frage bei-
wohnen. Alles wurde aufgebo-
ten, was man sich nur vorstel-
len kann. Auch die Abstimmung 
in der Bundestagsfraktion über 
die K-Frage stand im Raum. 
Aber Laschet und seine Gefolg-
schaft waren zielsicher unter-
wegs nach dem Motto „Was 
interessieren mich schon ein 
paar Umfragen“. Letztlich ken-
nen wir das Ende: Wiederum 
mit dem Establishment der Par-
teiführung wurde der Sieg für 
Laschet durchgesetzt. Muss 
man tatsächlich davon ausge-
hen, dass, wenn der Kandidat 
schon keine klaren und eindeu-
tigen Mehrheiten in der eige-
nen Partei auf sich vereinigen 
kann, er aber dann bei dem Rest 
der Wählerschaft enthusiasti-
sche Jubelstürme auslöst? Die 
Umfragen zur Person Laschet 

besagten zumindest auch et-
was anderes. Aber das etwas in 
die Jahre gekommene Zugpferd 
CDU legte einfach die Scheu-
klappen an und trottelte dann 
mal los. Unbestätigten Gerüch-
ten zufolge soll in der Berliner 
Parteizentrale auch die Losung 
ausgegeben worden sein „et 
küt wie et kütt“ und „et hät 
noch immer jod jejange“. 

	< Wie geht es weiter?

Und nun …? Das vorläufige 
Endergebnis steht fest: Die SPD 
liegt vorn, relativ dicht gefolgt 
von der CDU. Die eigentlichen 
„Königsmacher“ werden Grüne 
und FDP sein. Bereits in der Ele-
fantenrunde am Wahlabend 
machte FDP-Chef Lindner 
deutlich, dass sich als Erstes 
Grüne und FDP zum Gespräch 
treffen sollten. Verblüfftes 
Staunen bei den vermeintli-
chen Wahlsiegern Scholz und 
Laschet. Aber irgendwie hatte 
er ja recht: Ohne Grüne und 
FDP wird nichts laufen. Nur  
sie gemeinsam, in eine Dreier-
koalition eingebunden, werden 
die neue Bundesregierung be-
stimmen. Eine Große Koalition 
nimmt ja nicht wirklich jemand 
ernsthaft als Option an. 

Wer also bestimmt künftig 
maßgeblich die Politik dieser 
Republik? Zwei Parteien mit 
14,8 und 11,5 Prozent? Nun ja, 
gemessen am Prozentsatz aller 
Wahlberechtigten eine sehr 
kleine Schnittmenge. Aber ein 
„Großer“ kommt ja noch hinzu. 

Welche Auswirkungen das alles 
auf uns Polizeibeschäftigte ha-
ben wird, ist schwer absehbar. 
Bisher zumindest waren die 
Grünen nicht gerade bekannt 
dafür, Vertrauen in die Polizei 
zu haben. Die Kennzeichnungs-
pflicht wurde von ihnen stän-
dig vorangetrieben und überall 
dort, wo sie an der Regierung 
beteiligt waren, auch einge-
führt. Und die jeweiligen Koa
litionspartner (entweder SPD 
oder CDU) haben es übrigens 
immer mitgetragen. Spannend 
wird auch die Frage nach der 
Bürgerversicherung. Wenn sie 
mit Rot-Grün kommen sollte 
und die FDP es nicht verhindern 
kann/will, wird es zu deutlichen 
finanziellen Einschnitten bei 
den Polizeibeschäftigten kom-
men. Viele andere Baustellen in 
der Inneren Sicherheit liegen 
auf dem Tisch, ob es die gerade 
erst gescheiterte Novellierung 
des Bundespolizeigesetzes ist, 
die Probleme bei der Bekämp-
fung von Banden und Clankri-
minalität oder bei der Cyber
kriminalität. Die Aufzählung 
ließe sich munter fortführen.  

Wir werden zunächst die 
Sondierungen abwarten 
müssen. Dem schließen sich 
möglicherweise zähe Koali
tionsverhandlungen an. Ich 
persönlich gehöre zumindest 
nicht zu denen, die glauben, 
dass bis Weihnachten eine 
neue Bundesregierung im  
Amt ist. Vielleicht doch noch 
die nächste Neujahrsanspra-
che mit Angela Merkel und 
dann Neuwahlen? In diesen 
turbulenten Zeiten kann man 
nichts ausschließen …�

	< Joachim Lenders
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Liebe Leserinnen und Leser,
im Namen von Claudia Hinrichsen darf ich euch einen Gruß 
von ihr und ihrem Sohn Tim ausrichten. Michael Hinrichsen, 
zuletzt stellvertretender DPolG-Bundesvorsitzender und 
stellvertretender Landesvorsitzender in Bayern, verstarb  
am 24. April 2020 im Alter von nur 59 Jahren nach kurzer, 
schwerer Krankheit.

Der Rundweg im Therapieraum Natur in Fall, benannt nach 
Michael „Mike“ Hinrichsen, wurde im Juli 2020 bei der Kreuz-
einweihung im Therapieraum der Stiftung eröffnet und be-
kam auch den christlichen Segen.

Wegen der Corona-Zeiten hatte sich ein Besuch in Fall zum 
„Rundweg Mike Hinrichsen“ verschoben. Nun machte sich 
Claudia mit ihrem Sohn und Mikes Schwester darum im 
August dorthin auf den Weg.

Geschaffen hat den Weg die Gemeinschaft der Helfer der 
Stiftung und die DPolG-Familie. Wir sind glücklich, dass ein 
solches Andenken geschaffen werden durfte. 

Die Aussagen von Claudia Hinrichsen waren für uns sehr 
beeindruckend: „Wir hätten nie gedacht, dass der Rundweg  
so wunderschön gemacht worden ist. Wir haben uns sehr ge-
freut, über das, was ihr hier geschaffen habt. Das ehrt mich 
und das Andenken an Mike, wir waren sehr berührt.“

Berend Jochem, 
Vorsitzender der Stiftung

	< Claudia und Tim Hinrichsen
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24. Europäischer Polizeikongress

DPolG gefragt: Verkehrssicherheit, 
moderne Technik, Gewalt gegen Polizei
Zum vorläufig letzten Mal öff-
neten sich die Türen des Berli-
ner Congress Centrums (bcc) 
am Alexanderplatz für die circa 
1 500 Teilnehmenden des Euro-
päischen Polizeikongresses. Im 
nächsten Jahr plant der Veran-
stalter „Behörden Spiegel“ den 
25. Europäischen Polizeikon-
gress in den Hallen des Messe-
geländes am Funkturm. Unter 
dem Motto „Europa im Krisen-
modus: Legitimität – Führung 
– Ausstattung“ befassten sich 
die Vertreterinnen und Vertre-
ter von Sicherheitsbehörden, 
Verbänden, Firmen und Politik 
mit den Folgen der Corona-Kri-
se, den Herausforderungen 
durch Terrorgefahr, Cyberan-
griffe und Gewalt gegen Poli-
zeikräfte.

	< Fachforum zur 
Verkehrssicherheit

Ein schon traditioneller Schwer-
punkt wurde mit dem von der 
DPolG-Kommission Verkehr 
initiierten Fachforum zur Ver-
kehrssicherheit gesetzt, dies-
mal zum Thema „Sterben auf 
Europas Straßen – wie lange 
noch?“. Über 18 000 Verkehrs-
tote in der Europäischen Union 
im Jahr 2020 sprechen immer 
noch eine traurige Sprache. 
Zwar ist die Zahl im Vergleich 
zu den Vorjahren rückläufig, je-
doch lässt sich dies vor allem 
mit der eingeschränkten Mobi-
lität während der Corona-Lock-
downs begründen. Vom Ziel der 

Vision Zero ist Europa noch weit 
entfernt und viele Stellschrau-
ben müssen nach Ansicht der 
sechs Referentinnen und Refe-
renten des Fachforums bewegt 
werden, um die Verkehrssicher-
heit zu erhöhen. Dazu gehört 
der Fokus auf die Landstraßen, 
die das größte Risiko für Unfälle 
mit Toten und Schwerverletz-
ten darstellen. Dazu gehören 
aber auch die Stellschrauben 
Tempolimit, Interlocks gegen 
Fahrten unter Alkoholeinfluss 
oder Drogenkonsum, neue Füh-
rerscheinregelung in der EU und 
grenzüberschreitende Regeln 
für die Verfolgung von Ver-
kehrsordnungswidrigkeiten, 
wie Ellen Townsend vom Euro-
pean Transport Safety Council 
(ETSC) darstellte. In den letzten 
Jahren auch immer wichtiger 
das Problem „Ablenkung“, das 
Smartphone ist hier an erster 
Stelle zu nennen.

Aus Sicht des Deutschen Ver-
kehrssicherheitsrates muss  
die Verkehrsüberwachung ge-
stärkt werden. Stefan Grieger, 
der neue Geschäftsführer, 
führte als ein Beispiel die 
Section Control an, die das 
Land Niedersachsen in einem 
Pilotprojekt als praxistauglich 
nachwies und das nun andere 

Länder übernehmen sollten. 
Zur Herausforderung „Sichere 
Landstraßen“ läuft derzeit eine 
Kampagne des DVR.

Marco Schäler von der DPolG-
Kommission Verkehr erläuterte 
Erfahrungen und Risiken von 
neuen Mobilitätsformen wie 
Elektrokleinstfahrzeugen. Die 
Unfälle mit solchen Fahrzeu-
gen müssen ernst genommen 
werden und Schwerpunkt der 
Verkehrssicherheitsarbeit auch 
der politisch Verantwortlichen 
werden (siehe auch Artikel 
Seite 14).

Die technischen Möglichkeiten, 
mehr Verkehrssicherheit zu er-
reichen, stellten Akif Ekin von 
Smart City Solutions, Christoph 
Klauser von Kistler Group so-
wie Wolfgang Lang von VITRO-
NIC vor. Neue Messtechniken, 
Fahrassistenzsysteme sowie 
die Erfassung und Auswertung 

	< Joachim Herrmann, bayerischer Innenminister, Rainer Wendt und Roland 
Wöller, sächsischer Innenminister im Gespräch

	< DPolG-Bundesvorsitzender Rainer Wendt zusammen mit den Vertretern 
der EPU: Jacqueline Hirt, Gerrit van de Kamp und Claudiu-Florin Staicu
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zahlreicher Daten und Para
meter im Straßenverkehr er-
möglichen grundsätzlich eine 
passgenaue und schnelle Ver-
kehrserfassung und -kontrolle. 
Der Einsatz dieser Mittel rich-
tet sich jedoch nach den jewei-
ligen gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen im betreffenden 
Land.

	< Fachforen zur Sicherheit 
im öffentlichen Raum 
und zur Gewalt gegen 
die Polizei

Im Panel „Sicherheit im öf-
fentlichen Raum“ gab DPolG-
Bundesvorsitzender Rainer 
Wendt die Sicht der DPolG 
wieder. Das Zusammenwir- 
ken von innovativer Technik 
mit dem Erfahrungswissen 
von Polizeibeamtinnen und 
-beamten sei Kern moderner 
Polizeiarbeit, betonte er. 
Überdies wurden im Panel  
die technischen Möglichkei-
ten von Gesichtserkennung 
vorgestellt sowie der Nutzen 
von Messtechniken beim Ver-
messen von Räumen und ver-
schiedenen örtlichen Gege-
benheiten.

In der Diskussionsrunde „Ge-
walt gegen die Polizei“ unter 
der Leitung von Barbara Slo-
wik, Polizeipräsidentin in Ber-
lin, stellte Gerrit van de Kamp, 
Präsident der Europäischen 
Polizei Union (EPU), das zuneh-
mende Problem der Verrohung 
und Gewalt gegen Polizeikräf-
te in verschiedenen europä
ischen Ländern dar und skiz-

zierte Lösungsansätze. Dabei 
verwies er auf ein neues Phä-
nomen, das unter dem Stich-
wort Doxing firmiert und 
meint, dass sich früher Gewalt 
gegen die Organisation gerich-
tet hat, heute werden Polizis-
tinnen und Polizisten persön-
lich mit Gewalt konfrontiert, 
Namen und Adressen werden 
ermittelt und das persönliche 
Umfeld wird gezielt zum Ziel 
von Attacken. Van de Kamp 
verdeutlichte überdies, die Po-
lizei habe meist nur wenige Se-
kunden zur Entscheidungsfin-
dung, aber die Diskussionen 
über die Gewaltanwendung 
durch die Polizei dauern oft 
Monate – hier muss mehr Prä-
vention und Aufklärung über 
Rechte und Mittel zur Gewalt-
anwendung durch Polizeibe-
amtinnen und -beamte in der 
Bevölkerung stattfinden, es 
muss auch aufgezeigt werden, 

warum die Polizei in bestimm-
ten Situationen körperlichen 
Zwang anwenden muss.

Die weiteren Diskussionsteil-
nehmer Jörg Kubiessa (Polizei
präsident Dresden), Sven 
Steffes-Holländer (Chefarzt 

Heiligenfeld-Klinik Berlin) und 
Christian Scherf (Geschäfts
führender Direktor Fa. Axon) 
beleuchteten das Phänomen 
der Gewalt aus ihrer jeweiligen 
beruflichen Perspektive. Jörg 
Kubiessa sieht eine neue Stufe 
von Aggressivität und Gewalt 
durch die zahlreichen Anti-Co-
rona-Demonstrationen. Viele 
Polizistinnen und Polizisten 
fragen sich, ob und warum sie 
sich Gewalt stellen müssen. 
Das ist auch eine besondere 
Herausforderung für die Poli-
zeiführung.

Die Gesellschaft braucht eine 
breite Diskussion über die Rol-
le von Gewalt – sie braucht 
jedoch keine Gewalt als Lö-
sungsmittel im gesellschaft
lichen Diskurs. 

Sven Steffes-Holländer beob-
achtet bei seiner Arbeit, dass 
häufig anfänglicher Idealis-
mus bei Polizistinnen und Poli-
zisten aufgrund negativer Er-
lebnisse zu Frustration führt. 
In der politischen Debatte 
über Polizeieinsätze wird die 
positive Unterstützung durch  
den Dienstherrn häufig 
vernachlässigt.

Für Christian Scherf sind die 
technischen Einsatzmittel wie 
der Taser oder die Bodycam ein 
Weg, um zur Deeskalation und 
zur Entschärfung von aufge-
heizten Situationen beizutra-
gen. Häufig führe schon die 
Androhung, sie einzusetzen, 
zur Entspannung der Lage. �

	< Das Fachforum zum Thema 
„Gewalt gegen die Polizei“ 
stieß auf großes Interesse.

	< Bei den Medien gefragt: DPolG-Bundesvorsitzender Rainer Wendt

	< Als Vertreter der DPolG-Kommission Verkehr haben Stefan Pfeiffer und 
Marco Schäler das Fachforum zur Verkehrssicherheit mit organisiert.
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DPolG-Frauenseminar in Königswinter

Nicht #ENTWEDERODER, 
sondern #SOWOHLALSAUCH 
Veränderungen herbeizuführen zählt zum Antrieb einer Frauenvertretung.  
Es hilft nicht, alleine die zähen Dinge zu beschreiben, man muss sie erleben, 
um sie energiegeladen verändern zu können. 

Bei unserem Seminar in Kö-
nigswinter vom 25. bis 27. Au-
gust 2021 haben wir sowohl 
die Erfahrungen aus Home-
schooling, Videokonferenzen, 
digitaler Herausforderung und 
beruflicher Entwicklung als 
auch die vielen neuen Belas-
tungen unserer Kolleginnen im 
Ehrenamt für ihre gewerk
schaftspolitische Arbeit, aber 
auch für ihre persönliche Kom-
petenzentwicklung in den Fo-
kus gerückt. Und was bedeutet 
das nun genau? Wir planen Se-
minare, bei denen unser per-
sönlicher Mehrwert wie Kom-
petenzerweiterung wichtig ist, 
aber auch das Umfeld einbezo-
gen wird, zum Beispiel durch 
die Möglichkeit der Kinder
betreuung.

Wer sind unsere Ansprechper-
sonen, wie ist die Infrastruktur 
und wie ermitteln wir Bedarfe? 

Hier stehen wir am Anfang ei-
ner Erfolg versprechenden Ent-
wicklung. Bei diesem Seminar 
waren es zwei Kleinkinder, die 
wir in das Geschehen integrie-
ren mussten, denn es existiert 
bisher keine Basis. Das wollen 
wir ändern, Kompromisse fin-
den, immer also #ENTWEDER­
ODER zählt nicht zu unserer 
frauenpolitischen Gewerk-
schaftsprogrammatik. Kinder-
spielzimmer mit Spielzeug, 
kindgerechte Schlafmöglichkei-
ten und Essenszeiten, Spielplät-
ze, Kinderbetreuung, Babypho-
ne, Kindersicherungen und 
vieles mehr gehören zur Grund-
ausstattung einer Bildungs
stätte, da diese ebenso eine 
Mitverantwortung an der 
gleichberechtigten Teilhabe von 
Frauen im gewerkschaftlichen 
Leben hat. Wir wollen unsere 
Kinder mitdenken und bei Be-
darf mit dabei haben können. 

Die hierfür Verantwortlichen 
jetzt aus dem Dornröschen-
schlaf wachzuküssen, ist eine 
Aufgabe von vielen. Wir wer-
den nicht warten, bis Xavier 
und Nikolas dem Problem ent-
wachsen sind. Auch wenn uns 
die Digitalisierung enorme 
Möglichkeiten bietet, so gibt es 
auch Hürden, die es Schritt für 
Schritt zu überwinden gilt. Das 
wollen wir gemeinsam anpa-
cken, darauf haben wir Lust.

	< Möglichkeiten der 
#Frauensolidarität

Nicht jeder oder jede von uns 
hat immer alle notwendigen 
Kompetenzen auf Tasche oder 
vielleicht auch nicht in not-
wendiger Ausschärfung. Kurz-
um, wir müssen alle aufsat-
teln, um dafür gerüstet zu sein. 
Zunächst bedarf es einer fach-
lichen Analyse und Hilfestel-

lung. Für uns konnten wir als 
Dozentin Prof. Dr. Anabel  
Ternès von Hattburg gewin-
nen. Sie, die als Digitalunter-
nehmerin, Expertin für die digi-
tale Arbeitswelt und 50-fache 
Buchautorin ständig auf Voll-
dampf unterwegs ist, weiß 
genau, was das für uns bedeu-
tet. Sie ist selbst Mutter eines 
Kleinkindes und übt ebenso 
täglich den Spagat zwischen 
Beruf, Familie und ehrenamtli-
chem Engagement. Ihr Lebens-
lauf liest sich übrigens wie die 
Biografie von fünf Frauen, sehr 
beeindruckend. In der Vorbe-
reitung fiel ihr Zitat „nicht ent-
weder oder, sondern sowohl 
als auch“ ins Auge. Was Prof. 
Dr. Anabel Ternès von Hatt-
burg so einfach klingen lässt, 
bedeutet aber im Detail: Dis
ziplin, Struktur, Zuversicht, 
Selbstvertrauen, Visionen und 
natürlich ein festes Netzwerk. 
Wir nutzen vielleicht unsere 
Möglichkeiten der #Frauen
solidarität zu wenig. Vielleicht 
kann hier die Frauenvertretung 
eine Hilfestellung sein, um wie 
in einem Labor die ersten Tests 
zu absolvieren.

Für die neuen Herausforderun-
gen kristallisierten sich fünf 
Kompetenzen heraus, die wir 
in den nächsten Fortbildungen 
gezielt heben und ausbauen 
wollen. Es sind sowohl Medi-
en-, Handlungs-, Methodik- 
und Sozialkompetenz als auch  
die Stärkung der eigenen 
Individualität. 

Um unsere Kompetenzen auch 
gut im Beruf, in der Familie und 
im Ehrenamt nutzen zu können, 
müssen wir unsere Ziele formu-
lieren. Das haben wir in diesem 
Seminar schon einmal begon-
nen. Dass uns immer dann et-
was gut gelingt, wenn wir Spaß 
daran haben, nutzen wir be-

	< Die Teilnehmerinnen des Seminars 
motiviert mit der Dozentin Prof. 
Dr. Anabel Ternès von Hattburg
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wusst. Wir machen unsere Fort-
bildungen und Treffen zu unse-
ren persönlichen Höhepunkten. 
Dabei schenken wir uns nichts, 
wir arbeiten programmatisch, 
ehrgeizig, fröhlich, anspruchs-
voll und Stück für Stück unsere 
Themen ab. Wir wissen, wo wir 
stehen, und wir wissen, wo wir 
hinwollen. Der Erfolg ist uns 
dabei wichtig. Es ist natürlich 
enorm wichtig, auch die Sicht-
barkeit unserer Kolleginnen in 
den Beschäftigtenvertretungen 
zu erhöhen. Hier geht es um die 
Ansprüche der Mitglieder, eine 
gleichberechtigte Unterstüt-
zung über die Satzungen des 
Landesverbandes, die Wahlen, 
um Freistellungen, den Zeitauf-
wand, den Schulungsbedarf 
und vieles mehr. Die Frauenver-
tretung erarbeitet sich gemein-
sam einen Leitfaden, der in 
leichter, verständlicher Sprache 
und mit klugen Lösungen, mit 
Mustervordrucken und Zeit-
strahl für Sitzungen, Tagungen 
und Kongressen das Ehrenamt 
auch für „die Neuen“ erlebbar 
machen soll.

Mit einem Besuch des Bundes-
vorsitzenden Rainer Wendt,  
der den Teilnehmerinnen einen 
kurzen Abriss zur aktuellen ge-
werkschaftlichen Lage aus der 
Sicht der Bundesleitung gab, 
unterbrachen wir kurzfristig 
den ersten Seminartag. Er war 
überrascht, dass sich die beiden 
Kleinkinder mittenmang Gehör 
und Beachtung holten. Störun-
gen haben Vorrang, war sein 
Kommentar und es dauerte 

auch nicht lange, bis er seinen 
Bericht weiter fortsetzen konn-
te. Kurz mal die Mama in Be-
schlag nehmen, ihr ein Spiel-
zeug zurückgeben, das wirft 
uns nicht aus der Bahn.

Ehrlich, wir wussten nicht, ob 
das gut geht. Es war ein Sozial-
experiment, zu dem niemand 
das Einverständnis der Teilneh-
merinnen eingeholt hat. Mitt-
lerweile liegen die Ergebnisse 
des anonymen Feedbacks vor, 
der Gesamtdurchschnitt liegt 
bei 1,67. Ein tolles Ergebnis, das 
die Ausgangsbasis für eine op-
timierte Fortbildung unserer 
Frauenvertreterinnen und de-
nen, die es werden wollen, dar-
stellen soll.

Aus dem Kreis der Teilnehme-
rinnen heraus zeigte sich wäh-
rend des Seminares, dass un-
wahrscheinlich vielseitige 
Potenziale in unseren Reihen 
vorhanden sind, jedoch nicht 
ausreichend genutzt werden. 
Wir Frauen finden schnell min-
destens zehn Antworten, war-
um etwas nicht geht. Hier ha-
ben wir den Kegel einfach mal 
umgedreht und uns gefragt, 
was muss die Frauenvertretung 
tun, damit „DU“ eine Funktion 
übernehmen würdest. Die Ant-
worten waren eindeutig. Das 
bedeutet, zügig einen Frauen-
kongress einberufen und Positi-
onen und Kandidatinnen zur 
Wahl stellen. Wir sind ein Team, 
keine wird ins kalte Wasser ge-
stoßen, hier handeln #frauen-
fürfrauen. Denn seit dem 

25. Bundeskongress im Januar 
dieses Jahres ist die Funktion 
der Bundesfrauenvertreterin 
nur noch kommissarisch besetzt 
durch Sabine Schumann. Mit 
ihrer Wahl in die Bundesleitung 
haben wir nun eine Frau dort. 
Eine Frau hatte für die Nachfol-
ge der Bundesfrauenvertreterin 
bis dato ihren Hut noch nicht in 
den Ring geworfen.

Das Seminar hat uns geholfen, 
Ängste abzubauen und unser 
Motto #sichtbaristdasneueWir 
erneut zu schärfen. Die Etap-
pen sind abgesteckt, die Ar-
beitspakete geschnürt und  
das Ziel ist fest im Blick. Eine 
kontinuierliche Entwicklung 
und Erweiterung der Frauenver-
tretung ist die Grundvorausset
zung, um den sichtbaren Anteil 
von Frauen, insbesondere in der 
Führungsspitze der DPolG, er-
höhen zu können. Wir sind die 
Vorbilder für die jungen Polizis-
tinnen von heute, die morgen 
in einem Ehrenamt Karriere ma-
chen wollen. Dazu darf das, was 
wir tun und verkörpern, eben 
nicht wie ein lästiger Nebenjob 
auf sie wirken. Sie müssen Lust 
haben, in unsere Fußstapfen zu 
treten und es uns gleichzutun. 
Auf diesem Weg begleitet uns 
Prof. Dr. Anabel Ternès von 
Hattburg, wir haben viel von ihr 
erfahren und sie von uns. Als 
wir nach dem zweiten Seminar-
tag abends zusammensaßen, 
gab es eine Überraschung. Erst 
wenige Tage zuvor wurde das 
Sachbuch „Ferngesteuert?! – 
Hin zur digitalen Souveränität“ 
von Prof. Dr. Anabel Ternès von 

Hattburg veröffentlicht. Jede 
Teilnehmerin erhielt ein handsi-
gniertes Buch von ihr. Und weil 
wir ja bereits eine Autorin in 
unserer Mitte haben, Petra 
Reichling aus NRW mit ihrem 
Buch „Tatort Schulhof“, konn-
ten auch unsere neuen Teilneh-
merinnen ihr handsigniertes 
Buch mit nach Hause nehmen. 
Solche Momente sind einmalig, 
für jede von uns. Sie machen 
unsere Seminare zu etwas ganz 
Besonderem.

	< Ausblick

Wir haben gute Gespräche ge-
führt, viele Geschichten und 
Erlebnisse aus unserem Alltag 
ausgetauscht. Und dann war 
sie da – die Idee! Wie eingangs 
erwähnt, Prof. Dr. Anabel  
Ternès von Hattburg, die zigfa-
che Buchautorin, sie hörte 
nicht nur zu, bei ihr entstand 
gleich eine neue Idee. Warum 
tragen wir all diese vielen Er-
lebnisse, die traurigen, die er-
schreckenden, die lustigen, die 
ekeligen, die peinlichen und 
auch die nachhaltigen, nicht 
einfach zusammen? Alle zu-
sammengefasst in einem Buch, 
mit vielen Kapiteln, vielen Per-
sönlichkeiten aus dem polizei
lichen Alltag, allesamt Frauen, 
ihre Erzählungen werden der 
Stoff dieses neuen Buches. Ein 
passender Titel wird sich fin-
den. Die Idee wirkte wie eine 
Fackel – sie ist ansteckend. 
So macht gewerkschaftliches 
Miteinander Spaß, so wollen 
wir wirken, so begeistern.  
Wir haben Lust auf mehr!�

	< Seminarleiterin Sabine Schumann hatte Dr. Anabel Ternès von Hattburg 
als Dozentin gewinnen können.

	< Konzentriert und fokussiert: Die Seminarinhalte fesselten die Teilnehme-
rinnen.
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„Kein großer Einsatz läuft  
ohne die Bereitschaftspolizei“
Der Inspekteur der Bereitschaftspolizeien der Länder (IBPdL im Bundesminis-
terium des Innern), Andreas Backhoff, im Interview über die Zusammenar-
beit mit der Bundeswehr, über moderne Ausstattung und neue Aufgaben. 

Inwieweit war die Bereit-
schaftspolizei bei der Flut
katastrophe einbezogen? 

Bei der Bewältigung der Flut-
katastrophe haben die gesam-
te „Blaulichtfamilie“ und die 
Bundeswehr unterstützt. Auch 
die Bereitschaftspolizeien der 
Länder waren in NRW wie RP 
mit zahlreichen Einsatzkräften 
sowie Führungs- und Einsatz-
mitteln vor Ort. Besonderer 
Bedarf bestand unter anderem 
an Booten, Küchen- sowie Toi-
lettenkraftwagen, aber auch 
mobilen Basisstationen zur Ge-
währleistung ausreichender 
Funkversorgung im Einsatz-
raum.

Bei dieser Naturkatastrophe 
zeigt sich einmal mehr, dass 
unser föderales System eine 
professionelle, schnelle und so-
lidarische Unterstützung und 
Zusammenarbeit ermöglicht. 
Von dieser länderübergreifen 
Solidarität und den vielseitigen 
Hilfsangeboten nicht betroffe-
ner Länder bin nicht nur ich im-
mer wieder sehr beeindruckt.

Werden zukünftige derartige 
(Natur-)Katastrophen in Pla-
nungen und Übungen stärker 
einbezogen?

Die Auswirkungen des Klima-
wandels zeigen sich in teils 
erschreckender Deutlichkeit, 
nicht nur in Deutschland. Hit-
zewellen und Brände auf der 
einen, sintflutartige Regenfäl-
le, Überschwemmungen und 
Stürme auf der anderen Seite. 
Deshalb erscheint es mehr als 
geboten, sich taktisch wie 
technisch auf die Bewältigung 
solcher Lagen organisations-
übergreifend vorzubereiten. 

Es gilt der Grundsatz „Die Poli-
zei schützt – die Bundeswehr 
unterstützt“. Wie sehen Sie die 
Kooperation mit der Bundes-
wehr? Gibt es Unschärfen be-
züglich der gebotenen Tren-
nung?

Die Bundeswehr ist nicht nur 
bei der Bewältigung von „Ka-
tastrophen“ ein bedeutsamer, 
leistungsstarker Akteur und 
verlässlicher Partner. Auch in 
der Terrorbekämpfung gibt es 
inzwischen mehrfach gemein-
sam geübte, abgestimmte Ko-
operationsformen und Hand-
lungsmuster unter strenger 
Beachtung verfassungsrecht
licher Rahmenbedingungen. 
Rollen und Aufgaben sind defi-
niert. Es gibt ein gemeinsames, 
sich ergänzendes Gesamtver-
ständnis.

Für den Dienst in den Bereit-
schaftspolizeien braucht es 
junge und körperlich sowie 
psychisch leistungsstarke Be-
amtinnen und Beamte. Wie 
läuft es mit dem Nachwuchs  
in den Ländern? Welche Mög-
lichkeiten sehen Sie, Interesse 
für die Bereitschaftspolizei zu 
wecken? 

Der „Kampf um die besten 
Köpfe“ ist auch für die Polizei 
eine große Herausforderung. 
Unser Kredit ist, dass der Poli-
zeiberuf nach wie vor zu den 
beliebtesten Berufsbildern bei 
jungen Menschen zählt. Hier-
für ursächlich sind nach meiner 
Bewertung nicht nur die At-
traktivität des Polizeiberufes 
insgesamt, sondern auch die 
für Nachwuchskräfte oft un-
mittelbar nach der Ausbildung 

beziehungsweise dem Studium 
anstehende Verwendung in 
der Bereitschaftspolizei. Ich 
denke dabei unter anderem an 
die Einsatzintensität, erforder-
lichen Teamgeist, aber auch 
moderne Ausstattungen und 
interessante Einsatzformen, 
sei es „Intervention in Höhen 
und Tiefen“ oder der Einsatz 
von Drohnen. 

Aus meiner Sicht besonders 
bedeutsam ist, dass für die 
Schutzpolizei frühzeitig nach 
Ausbildung oder Studium eine 
mindestens dreijährige Verwen-
dung in der Bereitschaftspolizei 
anzustreben ist, um sicherzu-
stellen, das körperlich leistungs-
starkes Personal ausreichend 
zur Verfügung steht und erfor-
derliche Routine entsteht.

Jedes Land kann selbst über 
die Verwendung seiner Polizei-
kräfte entscheiden. Wird die 
Bedeutung der Bereitschafts-
polizei von allen Ländern 
gleich anerkannt?

Die Bereitschaftspolizei ist und 
bleibt eine tragende Säule der 
inneren Sicherheit. Mir fällt 
kaum ein größerer polizeilicher 
Einsatzanlass ein, der ohne Be-
reitschaftspolizei zu bewälti-
gen wäre. Und es sind häufig 
die geschlossenen Einsätze, die 
von den Medien kritisch be-
gleitet und auch im parlamen-
tarischen Raum diskutiert wer-
den. Die Länder haben deshalb 
die Gewährleistung einer leis-
tungsstarken Bereitschafts
polizei schon im ureigenen 
Interesse, aber auch in dem 
Bewusstsein wiederkehrend 
länderübergreifender, gegen-
seitiger Unterstützungserfor-
dernisse im Fokus. 

Ein entscheidender Bereich 
Ihrer Arbeit ist die Beschaffung 
moderner Ausstattung. Wie 
lautet der Stand beim Nachfol-
gemodell des Sonderwagens 4?

Wir sind bei diesem Beschaf-
fungsprojekt sozusagen auf  
der Zielgeraden. Ich rechne 
noch in diesem Jahr mit einer 
Zuschlagserteilung. Als ich im 

	< Andreas Backhoff, geboren 1964 in Wuppertal. Im Anschluss an sein 
Studium an der Polizei-Führungsakademie, das Backhoff im Jahr 2000 
abschloss, war er im höheren Dienst der Polizei im Land Brandenburg 
tätig. Von 2013 bis 2018 war er Landespolizeidirektor in Brandenburg. 
Seit Dezember 2018 ist Backhoff Inspekteur der Bereitschaftspolizeien 
der Länder im Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat.
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Jahr 2018 den Vorgang über-
nommen habe, hätte ich nicht 
gedacht, dass er erst im Jahr 
2021 abgeschlossen werden 
würde. Diese Dauer hat ihre 
Ursache auch in der Genetik 
des Projektes, nicht einfach ein 
Fahrzeug „von der Stange“ zu 
kaufen, sondern den besonde-
ren Anforderungen der Bereit-
schaftspolizei einerseits zu 
genügen und andererseits 
größtmögliche Sicherheitsstan-
dards zu gewährleisten. Viele, 
teils filigrane und technisch an-
spruchsvolle Details waren zu 
klären. Wir haben aber auch 
viel aus dem Vorgang gelernt 
und ich freue mich auf ein 
strukturiertes „lessons lear-
ned“. Es liegen noch einige 
komplexe Beschaffungsvorha-
ben vor uns, deshalb sind diese 
Erfahrungen für uns wichtig. 

Welches sind in Ihren Augen 
die wichtigsten Herausforde-
rungen für die Bereitschafts-
polizeien in der nächsten Zeit?

Die beim IBPdL erstellten Statis-
tiken zeigen durchgehend hohe 
Einsatzbelastungen. Allerdings 
nehmen vereinzelte Kräfteun-
terdeckungen in Häufigkeit und 
Ausmaß zu. Wir müssen uns 
das genau ansehen und prüfen, 
ob mittel- und langfristig die 
Summe der bundesweit vorge-
haltenen geschlossenen Einhei-
ten ausreicht. 

Überdies muss sichergestellt 
sein, dass die Ausstattung der 
Bereitschaftspolizeien auf mo-
dernstem Stand ist. Die ersten 
Fahrzeuge der neuen Wasser-
werfergeneration sind bereits 
mehr als zehn Jahre alt. Wir 
sollten frühzeitig mit der Kon-
zeptionierung eines Nachfolge-
modells beginnen – bis zu ei-
ner Ausschreibung sind schnell 
drei oder vier Jahre vergangen, 
Produktion und Lieferung wer-
den weitere Jahre dauern. 
Außerdem sollten wir uns der 
Herausforderung stellen, die 
persönliche Schutzausstattung 

der Beamtinnen und Beamten 
weiter zu verbessern. Ich würde 
gern gemeinsam mit der Indus-
trie das Thema „Körperschutz-
ausstattung“ neu denken – 
insbesondere möchte ich die 
Entwicklung neuer Materialien 
dabei einbeziehen, vor allem 
um das Gewicht zu reduzieren. 

Als Letztes scheint mir wichtig, 
weiterhin intensiv über die 
Wirkung der immer umfassen-
deren persönlichen Ausstat-
tungen nachzudenken. Auch 
bei den geschlossenen Einhei-
ten ist wichtig, dass – trotz 
allen Fürsorgeerfordernisses 
bezüglich des Schutzes des be-
ziehungsweise der Einzelnen 
– der Mensch in Uniform für 
die Bürgerinnen und Bürger 
erkennbar bleibt. Die Philoso-
phie der Bereitschaftspolizei 
muss auch weiterhin dem Ge-
samtbild einer modernen Bür-
gerpolizei entsprechen. Der 
Einsatz geschlossener Einhei-
ten bewegt sich häufig im – 

jeweils situativ aufzulösenden 
– Spannungsfeld zwischen 
gelebter Bürgernähe und teils 
robustem Auftreten. �

	< Bereitschaftspolizeien

Jedes der 16 Bundesländer 
unterhält innerhalb seiner 
Polizei Einheiten der Bereit-
schaftspolizei. Den Bereit-
schaftspolizeien der Länder 
(BPdL) gehören insgesamt 
circa 16 400 Polizeivollzugs-
beamtinnen und -beamte an.

Zu den originären Aufgaben 
der Bereitschaftspolizeien der 
Länder gehören nach dem Ver-
waltungsabkommen vorran-
gig die Bewältigung von La-
gen aus besonderem Anlass. 
Dazu gehören zum Beispiel

	> Versammlungslagen,

	> Staatsbesuche,

	> internationale Gipfeltref-
fen und Konferenzen sowie

	> besondere Sportereignisse 
– insbesondere Fußball –  
und Großveranstaltungen

DPolG – Deutsche Polizeigewerkschaft



Umfassend, kompakt, praxisnah

Das DPolG-
Seniorenseminar startet durch
Nach langer Pause und Corona-
Notstand in diesem Lande ging 
es im August 2021mit einem 
Nachholseminar zu Fragen der 
Seniorenpolitik im dbb forum 
siebengebirge, kurz in Königs-
winter, wieder los. Als Dozentin 
beziehungsweise Dozenten wa-
ren Uta Weise, Verwaltungswir-
tin und Mitglied im BRH Nieder-
sachsen, Jan Oliver Krzywanek 
von der dbb Bundesgeschäfts-
stelle und der Bundessenioren-
beauftragte der DPolG, Dirk 
Kost, gewonnen worden. Nach 
einer Vorstellungsrunde wurden 
die aktuellen gewerkschafts
politischen Aktivitäten der 
DPolG und des dbb vorgetra- 
gen und erläutert.

Jan Oliver Krzywanek stellte 
zunächst die Leistungen der 
Pflegeversicherung dar vor dem 
Hintergrund des politischen 
Rahmens des noch geltenden 
Koalitionsvertrages von CDU, 
CSU und SPD. Dabei kam aber 
auch zum Ausdruck, dass zwei 
für den Bedürftigen wichtige 
entlastende Vorhaben leider 
während der Legislatur gestri-
chen wurden. Das bedeutet: 
1. Der gebündelte Anspruch von 
Leistungen der Kurzzeit- und Ver-
hinderungspflege bis zu 3 300 
Euro kommt nicht. – 2. Die Mög-
lichkeit, dass bis zu 40 Prozent 
der ambulanten Pflegesachleis-
tung auch für die 24-Stunden-
Pflegekraft hätte Verwendung 
finden können, ist vom Tisch. 
Die vom dbb gemachten Vor-
schläge und Initiativen fanden 
nicht immer und ausreichend 
Gehör in der Politik. Teilweise 
wurden dem dbb Fristen aufer-
legt, die eine tiefgründige Stel-
lungnahme zu umfangreichen 
Gesetzen nicht ermöglichten. 
Wenige Tage für eine Stellung-
nahme zu gewähren, ist aus
gesprochen frech und beschä-
mend – einfach unglaublich.

Bereits an diesen kleinen 
Beispielen ist unschwer zu 
erkennen, wie verwirrend das 
Pflegesystem und dessen Leis-
tungsabschöpfung in unserem 
Lande ist. Dabei spielen Heil-
fürsorge, Beihilfe und Pflege 
eine große Rolle. Aber auch  
die Vereinbarkeit von Pflege, 
Familie und Beruf fanden im 
Seminar große Beachtung. 

	< Pflegeherausforderungen

Der zweite große Problem
kreis beinhaltet die Pflege in 
Zeiten von Corona und die 
damit verbundenen Heraus-
forderungen und Lösungen. 
Der Vortrag von Jan Oliver 
Krzywanek umfasste die Be-
sonderheiten bei Demenzer-
krankungen, die steigenden 
Eigenbeiträge, die Vereinbar-
keit im Berufsleben, das gel-
tende Entlastungsbudget und 
den Fachkräftemangel. Natür-
lich waren alle Darstellungen 
der Probleme von einem 
Höchstmaß an Praktikabilität 
und Praxisnähe gekennzeich-
net. Ein gutes Seminar lebt 
besonders von seinen aktiven 
Teilnehmern. Diese hatten 
viele Fragen, stellten selbst 
ihre Erfahrungen und aufge-
tretenen Hindernisse dar und 
gaben für alle gute Tipps.

Nach so viel Pflege, Begriffen, 
Gesetzen und Hinweisen war 

der Besuch des Deutschen 
Museums in Bonn angedacht. 
In Vorbereitung dieser Veran-
staltung wurde zum Glück 
erkannt, dieser Besuch kann 
nicht stattfinden, es ist ein 
Montag und somit Ruhetag. 

Wie soll dieser Nachmittag 
sinnvoll ausgefüllt werden? Der 
Seminarleiter hatte eine Idee 
und dank des super funktionie-
renden Organisationsvermö-
gens der Bundesgeschäftsstelle 
der DPolG in Berlin gab es die 
Stadt Köln, ihre Geschichte und 
den Dom zu besichtigen. Auf 
der Fahrt machte Dirk Kost die 
Seminarteilnehmer mit einzel-
nen Besonderheiten der Stadt 
bekannt. „Et Kölsche Jrund
jesetz“, den Prinz Karneval des 
Dreigestirns, die Besonderhei-
ten bei der Bestellung von be-
stimmten Gerichten und dem 
Kölsch, aber auch die Erklärung 
von besonderen Wörtern über-
brückten die Fahrzeit. Nicht 
zuletzt gab es noch von dem 
Senator der „Die Grosse von 
1823“ eine echte Prinzenkappe, 
eine Senatorenkappe, Motto-
schals und diverse Orden zum 
anfassen und aufprobieren. Die 
Domführungen in zwei Grup-
pen und die sich anschließende 
Stadtrundfahrt zu besonderen 
historischen Orten auf beiden 
Seiten des Rhein fanden sehr 
großes Interesse und Zuspruch 
bei den Teilnehmern. 

Ernsthaftigkeit und Konzentra
tion waren am nächsten Morgen 
im Seminar wieder gefragt. Uta 
Weise, erfahrene Verwaltungs-
beamtin im Ruhestand, sprach 
über die neuen Begutachtungs-
verfahren sowie die ersten Er-
fahrungen nach drei Jahren der 
Einführung. Ein hochinteressan-
tes und umfangreiches Thema. 
Sie konnte aufgrund ihrer lang-
jährigen Berufserfahrung in den 
verschiedensten Dienststellen 
und der umfassenden Lebens
erfahrung praxisnah und aus-
führlich das Thema bearbeiten. 
Bearbeiten deshalb, weil es sehr 
viele Probleme in diesem Zu-
sammenhang im täglichen Le-
ben gibt und viele persönliche 
Erfahrungen der Seminarteil-
nehmer in die Diskussion ein-
flossen.

Bedanken möchten sich die Se-
minarteilnehmer bei den Do-
zenten, die ihre Seminarunter-
lagen ausgedruckt und auch 
online zur Verfügung stellten. 
Im Resümee war es ein Semi-
nar, welches den Teilnehmern, 
den Dozenten und Organisato-
ren sehr gut gefallen hat. Be-
gleitet wurde dieses Seminar 
vom Fotografen des DBB Verla-
ges, Friedhelm Windmüller, der 
professionelle Bilder fertigte. 
„Sehr praxisnah“, „an den wah-
ren Problemen des täglichen 
Umgangs mit dieser Proble
matik orientiert“, „sehr umfas-
send und kompakt“, „sehr gut 
organisiert“ und „es hat Spaß 
gemacht“ sind nur einige Aus-
sagen aus der Abschlussdiskus-
sion mit dem Seminarleiter. 
Dieser bedankt sich bei allen 
Beteiligten des Seminars auf 
diesem Weg und lädt zum 
nächsten Seminar „Senioren-
politik“ der DPolG herzlich ein.

Dirk Kost,  
Bundesseniorenbeauftragter

	< DPolG-Seniorenbeauftragter, 
Seminarleiter und Dozent  
Dirk Kost

	< Für spezielle Fragen an die Dozenten war auch Zeit.
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Mobilität gewinnt in einer im-
mer schneller werdenden Ge-
sellschaft zunehmend an Be-
deutung und bildet dabei eine 
wesentliche Grundlage in der 
bedarfsorientierten Lebensge-
staltung. Vor diesem Hinter-
grund haben sich in den ver-
gangenen Jahren zunehmend 
neue Mobilitätsformen eta
bliert, die sich aufgrund ihrer 
flexiblen Einsetzbarkeit und 
der niedrigen Instandhaltungs-
kosten einer zunehmenden 
Beliebtheit in der Gesellschaft 
erfreuen. Demgegenüber gibt 
es jedoch auch kritische Stim-
men, die den tatsächlichen 
Mehrwert solcher Fortbewe-
gungsmittel infrage stellen 
und einen zusätzlichen Ein-
flussfaktor in der Verkehrsun-
fallstatistik sehen. In diesem 
Spannungsfeld sieht sich die 
Polizei aktuell mit zahlreichen 
Herausforderungen konfron-
tiert, die nur im Verbund mit 
anderen Akteuren und unter 
Berücksichtigung der spezifi-
schen Besonderheiten bewäl-
tigt werden können. 

Vor diesem Hintergrund haben 
die DPolG-Landesverbände 
Rheinland-Pfalz und Saarland 
am 11. August 2021 ein Fort
bildungsseminar zum Thema 
„Neue Mobilitätsformen im 

Straßenverkehr“ angeboten, 
das bei bestem Wetter in den 
sehr ansprechenden Räumlich-
keiten der MEWA-Arena des 
1. FSV Mainz 05 durchgeführt 
wurde. 

Nach einer kurzen Begrüßung 
der Teilnehmenden hat der 
verantwortliche Seminarleiter 
(Marco Schäler, DPolG-Kommis-
sion Verkehr) das Auditorium in 
die Thematik eingeführt und 
auf die Notwendigkeit einer 
zielgerichteten Verkehrsüber-
wachung in diesem Bereich hin-
gewiesen. Insbesondere die 
aktuellen Verkehrsunfallzah
lenentwicklungen sowie die 
Zunahme von technischen 
Manipulationen beleuchten 
eindrucksvoll, dass an dieser 

Stelle dringender Handlungs
bedarf besteht. 

Im weiteren Verlauf der Veran-
staltung stellte Kay Biewald 
(DPolG Berlin) den Teilnehmen-

den die verschiedenen Arten 
von Elektrofahrrädern sowie 
die entsprechenden Grundla-
gen zur rechtlichen Einordnung 
vor. Besonders interessant wa-
ren dabei die rechtlichen „Grau-
zonen“ in der StVZO, die viele 
Hersteller von (Cargo/Lasten-) 
Pedelecs momentan ausnutzen 
und die polizeilichen Überwa-
chungskräfte vor bislang un
bekannte Herausforderungen 
stellen. Unmittelbar im An-
schluss skizzierte Marco Schäler 
den Inhalt der vor zwei Jahren 

in Kraft getretenen Elektro-
kleinstfahrzeuge-Verordnung 
und nahm eine Abgrenzung zu 
bislang nicht zulassungsfähigen 
Fortbewegungsmitteln in der 
Mikromobilität vor. 

Nach einer gemeinsamen Mit-
tagspause starteten die Semi-
narteilnehmenden dann in ein 
besonderes Highlight der Ver-
anstaltung, denn sie durften 
die zuvor vorgestellten Fortbe-
wegungsformen in einem fahr-
praktischen Teil auf der abge-
sperrten Parkfläche vor dem 
Stadion an den nachfolgenden 
Stationen selber testen: 

	< 1. Station: E-Scooter 

Mit freundlicher Unterstützung 
der Firma TIER Mobility GmbH 
erhielten die Seminarteilneh-
menden an dieser Station zu-
nächst eine kurze Einweisung 
in die Bedienelemente der be-
reitgestellten E-Scooter und 
konnten anschließend eigene 
Fahrerfahrungen auf einem 
vordefinierten Fahrparcours 
sammeln. Parallel hierzu stan-
den die vor Ort befindlichen 
Mitarbeiter der Firma TIER für 
weitergehende Rückfragen im 
Zusammenhang mit der poli-
zeilichen Verkehrsüberwa-
chungspraxis zur Verfügung 

DPolG-Seminar

Beliebt, aber mit Risiken: „Neue 
Mobilitätsformen im Straßenverkehr“
Von Marco Schäler, DPolG-Kommission Verkehr

	< Praxistest: Wie funktionieren 
E-Skateboard, Monowheel  
und Hoverboard?

	< Marco Schäler von der DPolG-Kommission Verkehr führt die Seminarteil-
nehmerinnen und -teilnehmer in das Thema ein.
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und beantworteten unter an-
derem Fragen zur ständigen 
Erreichbarkeit des Verleihan-
bieters und Herausgabe von 
personenbezogenen Daten für 
polizeiliche Ermittlungszwecke. 

	< 2. Station: nicht 
zulassungsfähige 
Elektrokleinstfahrzeuge 

An einer weiteren Station 
führte Herr Lars Zemke (Vorsit-
zender des Bundesverbandes 
Elektrokleinstfahrzeuge) die 
Seminarteilnehmenden in das 
Spektrum der bislang nicht zu-
lassungsfähigen Elektrokleinst-
fahrzeuge ein und berichtete 
über die vielfältige Arbeit des 
Bundesverbandes. Auch hier 
konnten interessierte Kollegin-
nen und Kollegen die von 
Herrn Zemke mitgebrachten 
Fahrzeuge (unter anderem  
E-Skateboard, Monowheel und 
Hoverboard) unter Anleitung 
und Hilfestellung testen und 
sich ein eigenes Bild über die 
jeweiligen Fahr- und Bedien
eigenschaften machen. 

	< 3. Station: Pedelecs

An der dritten Station haben 
Lukas Reuscher von der Kreis-
verkehrswacht Mainz-Bingen 
und Wolfgang Stallmann vom 
ADFC Mainz-Bingen die Semi-
narteilnehmenden zunächst in 
die Bedienung und technischen 
Besonderheiten von Pedelecs 
eingewiesen und diese an-
schließend durch einen vor  
Ort angelegten Fahrparcours 
begleitet. Dabei wurden Slalom- 
und Bremsübungen durchge-
führt, um den Kolleginnen und 
Kollegen die besonderen Fahr
eigenschaften eines Fahrrads 
mit elektromotorischem Hilfs-
antrieb näherzubringen. 

Sinn und Zweck des fahrprak
tischen Trainings war, dass die 
Seminarteilnehmenden neben 
den rechtlichen Grundlagen 
auch eigene Fahrerfahrungen 
mit den in Rede stehenden 
Fahrzeugen sammeln können, 
um diese im Berufsalltag auch 
glaubhaft an den (delinquen-
ten) Verkehrsteilnehmenden 

weitergeben zu können und 
hierdurch neuerliche Verstöße 
zu verhindern. 

Nach einer kurzen Pause folgte 
sodann wieder ein theoreti-
scher Part, der sich mit den 
Tuningmöglichkeiten sowie der 
beweissicheren Dokumenta
tion solcher Verhaltensweisen 
beschäftigte. Hierzu referierte 
Kay Biewald über die zahlrei-
chen Möglichkeiten zur illega-
len Erhöhung der bauartbe-
dingten Höchstgeschwindigkeit 
an Elektrofahrrädern und gab 
den anwesenden Seminarteil-
nehmenden anschließend 
praktische Hinweise, wie diese 
in der polizeilichen Verkehrs-
überwachungspraxis erkannt 
werden können. In Ergänzung 
hierzu schilderten André Cohen 
und Sven Hohaus von der Poli-
zeiinspektion Koblenz 1 (Rhein-
land-Pfalz) ihre Erfahrungen im 
Zusammenhang mit bauartma-
nipulierten Elektrokleinstfahr-
zeugen. Besonders interessant 
waren dabei auch die Ausfüh-
rungen zu den bisherigen Er-
fahrungen mit der zuständigen 
Staatsanwaltschaft und den 
für die Durchführung von Gut-
achten zur Ermittlung der bau-
artbedingten Höchstgeschwin-
digkeit zuständigen Prüfstellen. 

Zum Abschluss des Seminars 
rundete Marco Schäler die 
vorherigen Schilderungen mit 
einem Vortrag zu den jeweili-
gen Rechtsfolgen nach einer 
Zuwiderhandlung mit den the-
matisierten Fahrzeugen ab. 
Hierbei ging er auch auf die 
unterschiedlichen Rechtsauf-

fassungen zur fahrerlaubnis-
rechtlichen Einordnung von 
Elektrokleinstfahrzeugen mit 
einer bauartbedingten Höchst-
geschwindigkeit von mehr als 
20 km/h ein und skizzierte die 
Hintergründe zu den unter-
schiedlichen Sichtweisen.

Zum Abschluss des Seminars 
wurde die gelungene Verknüp-

fung von theoretischen und 
praktischen Inhalten gelobt 
und angeregt, dass solche Ver-
anstaltungen nunmehr häufi-
ger angeboten werden sollten. 

Vor diesem Hintergrund kön-
nen Sie sich bei Interesse an ei-
ner solchen Veranstaltung in 
Ihrem Verantwortungsbereich 
sowie weitergehenden Rückfra-
gen gerne jederzeit an den Au-
toren dieses Beitrags wenden:

Marco Schäler 
DPolG-Kommission Verkehr 
marco.schaeler@gmail.com

Kay Biewald 
DPolG Berlin/Landesredakteur 
kay.biewald@dpolg-berlin.de

Hinweis: Die Referentenhonorare 
wurden über die DPolG-Stiftung  
an die Opfer der Hochwasserkata
strophe im rheinland-pfälzischen 
Ahrtal gespendet.�
�

	< Praxistest: Wie funktioniert ein Pedelec?

15

DPolG – Deutsche Polizeigewerkschaft

> Polizeispiegel  |  Oktober 2021

Be
ru

fs
po

lit
ik



Einkommensrunde der Länder

Streikleiter beraten über 
neue Aktionsmöglichkeiten 

Der dbb beamtenbund und 
tarifunion hatte am 16. Sep
tember 2021 zur Online-Streik-
leiter(innen)-Konferenz die 
Streikleiter der Fachgewerk-
schaften eingeladen, um die 
Einkommensrunde der Länder 
vorzubereiten. Für die Deutsche 
Polizeigewerkschaft nahmen 
der Bundesstreikleiter und 
DPolG-Bundestarifbeauftragte 
Edmund Schuler zusammen mit 
Cornelia Doernemann, Heike 
Strausberger, Michael Adomat, 
Peter Poysel sowie DPolG-Bun-
desgeschäftsführer Sven-Erik 
Wecker teil.

Volker Geyer, Fachvorstand 
Tarifpolitik des dbb, erläuterte 
die aktuelle tarifpolitische Lage, 
die er als außergewöhnlich 
schwierig darstellt. Dies ist im 
Grunde nicht neu, denn jede 
Einkommensrunde wird als die 
schwierigste empfunden. 

Neu hingegen ist aber, dass die 
Arbeitgeberseite, die Tarifge-
meinschaft deutscher Länder 
(TdL), eine eigene Forderung 
stellt, nämlich die Änderung des 
§ 12 im TV-L, den sogenannten 
Arbeitsvorgang. Die Arbeitgeber 
machen schon seit Monaten 
deutlich, dass sie ohne eine Ände-
rung des § 12 zu keiner Einigung 
in Potsdam kommen wollen. 

Die Arbeitgeber wollen die 
Grundlagen der Eingruppie-
rung verschlechtern, das dür-
fen wir nicht zulassen. Und 
genau deshalb stehen wir  
am Anfang einer sehr harten 
Auseinandersetzung. 

	< Hessen vorneweg

„Ganz wesentlich ist, dass 
Hessen im Vorfeld keine 
Ultimaten gestellt hat, wie  
es die TdL leider mit Blick auf 
das Thema Arbeitsvorgang ge-
macht hat. Von daher gehen 
wir zwar nicht von leichten 
Tarifverhandlungen in Hessen 
aus, aber immerhin von Tarif-
verhandlungen, die beiderseits 
mit festem Abschlusswillen 
geführt werden“, erläuterte 
Geyer gegenüber den Streik
leiter(innen).

	< Tarifverhandlungen  
in vollem Gang

Der Startschuss zur Einkom-
mensrunde 2021 erfolgte 
durch die Gewerkschaften  
am 26. August mit der Ver
kündung der Forderungen.

	< Sicherheit nur mit uns! 

5 %, mindestens 150 Euro lau-
tet unsere zentrale Forderung!

Freiwillig werden die Arbeit
geber uns nichts geben und 
darum wurden verschiedene 
Aktionsformate in und nach 
Corona-Zeiten überlegt und 
diskutiert. Die Streikleiter wur-
den darauf hingewiesen, dass 
die rechtlichen Vorgaben und 
Corona-Regeln beachtet wer-
den müssen, was unsere Ar-
beitskampfmaßnahmen nicht 
gerade vereinfacht. Volker Ge-
yer, Fachvorstand Tarifpolitik 
des dbb, erläuterte den weite-
ren Verlauf der Einkommens-
runde, welche im Oktober in 
die entscheidende Phase ein-
treten wird.

	< Wichtig: Solidarität  
der Beamtinnen und 
Beamten

Auch wenn die Tätigkeiten der 
Tarifbeschäftigten in der Poli-
zei von denen anderer Verwal-
tungsbereiche abweichen, un-
terscheiden wir uns äußerlich 
meist nicht. Die Arbeitsklei-
dung gleicht oft derer anderer 
Verwaltungen. Wir brauchen 
deshalb die Unterstützung des 
Polizeivollzugs, der sich bei 
Protestaktionen mit Uniform 
zeigt, um deutlich zu machen, 
zu welchem Team wir gehören. 
Dabei heißt Solidarität und Un-
terstützung aufgrund der Sys-

tematik von Besoldungserhö-
hungen, dass man immer auch 
für sich selbst kämpft. Schließ-
lich ist das Ergebnis der Ein-
kommensrunde auch die 
Grundlage von Besoldungs
erhöhungen der Landes- und 
Kommunalbeamten. 

	< Vorbereitungen  
der DPolG laufen  
auf Hochtouren

Seit Wochen bereiten sich  
die DPolG-Bundestarifver
tretungen und die Landes
tarifvertretungen in den 
Landesverbänden auf die  
Tarifverhandlungen vor. Wie 
immer scheint es schwierig, 
Kolleginnen und Kollegen zu 
motivieren. Dabei zeigt uns 
der aktuelle Streik bei der 
Bahn, dass man mit Kraft und 
Engagement auch Verbesse-
rungen für die Beschäftigten 
erreichen kann. Deshalb mach-
te der DPolG-Bundestarifbe-
auftragte Edmund Schuler 
nochmals deutlich: „Wer 
nichts tut, kann auch mit 
nichts rechnen. Die Arbeitge-
ber und damit die Politik wird 
uns nichts schenken und frei-
willig geben. Manchmal muss 
man sich Wertschätzung auch 
erkämpfen.“ 

Lasst uns gemeinsam für 
Verbesserungen kämpfen:  
„Ihr für uns und wir für euch. 
Sicherheit – ohne uns geht 
nichts.“�

	< Der stellvertre
tende Vorsitzende  
des dbb und für 
den Tarifbereich 
Verantwortliche im 
dbb, Volker Geyer, 
während der 
Videokonferenz
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Konferenz der Vorsitzenden der dbb Landestarifkommissionen Nord

Arbeitskampf neu denken?
Hamburg: Am 2. und 3. September 2021 trafen sich die Vorsitzenden der 
jeweiligen dbb Landestarifkommissionen aus Niedersachsen, Bremen mit 
dem Landestarifbeauftragten der DPolG Bremen, dem Kollegen Wilfried 
Lex, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein auf Einladung des 
Kollegen Michael Adomat vom dbb Landesbund Hamburg und stellvertre-
tender Bundestarifbeauftragter der DPolG.

Kernthema war die Einkom-
mensrunde 2021 der Länder. 
Im Fokus der Gespräche stan-
den vor allem die drohenden 
Verschlechterungen in Bezug 
auf den sogenannten Arbeits-
vorgang und die gemeinsamen 
Vorbereitungen von Arbeits-
kämpfen. Im Hinblick auf die 
Pandemielage und der dadurch 
begrenzten Streik-, Demon-
strations- und Protestmaß
nahmen muss hier der Arbeits-
kampf möglicherweise neu 
gedacht werden. Welche Mög-
lichkeiten gibt es, um den Mit-
gliedern zu ermöglichen, dass 
auch sie trotz Corona an Pro-
testmaßnahmen teilnehmen 
können? 

Hier wurde zwischen den 
Landesbünden Hamburg und 
Niedersachsen vereinbart, zu 
prüfen, ob es technisch mög-

lich ist, Protestmaßnahmen  
via Livestreams punktuell in 
die sozialen Medien zu über-
tragen und so die Mitglieder 
länderübergreifend interaktiv 
in die Proteste einzubeziehen. 
Ob dies das „Patentrezept“ 
sein wird, ist allen Beteiligten 
zum jetzigen Zeitpunkt natür-
lich unklar. Dennoch waren 
sich alle einig, so etwas einfach 
einmal auszuprobieren. 

	< Länderübergreifende 
Aktionen

Solche Aktionen können nur  
sehr lokal erfolgen. Bei einer 
Demonstration würde eine sol-
che Aktion wenig Sinn machen, 
aber bei Mahnwachen oder 
stationären Kundgebungen 
wäre es durchaus denkbar und 
ein Redner, der in Dresden oder 
Hannover spricht, kann so auch 

auf der Kundgebung in Ham-
burg via Monitor und Lautspre-
cher gleichzeitig zu den Demo-
teilnehmern in Hamburg 
sprechen. Somit wäre ein 
Schulterschluss der jeweiligen 
Mitglieder aus den verschiede-
nen Bundesländern via Live
stream aktionsfördernd. 

Auch wurde darüber diskutiert, 
dass Demonstrationen und 
Kundgebungen an den jeweili-
gen Bundeslandgrenzen in klei-
neren Städten durchaus Sinn 
machen können. Hier könnten 
dann „Protestler“ aus den an-
grenzenden Bundesländern per 
ÖPNV anreisen. Dies hätte dann 
mehrere positive Aspekte. Das 
gemeinschaftliche „WIR-Gefühl“ 
wird dann auch über die Landes-
grenzen hinweg gestärkt, die 
Anzahl der Demonstrationsteil-
nehmer wird dadurch erhöht 
und die Berichterstattung er-
folgt dann auch aus anderen 
Städten und Gemeinden.

Alle Teilnehmer waren sich ei-
nig, dass solch eine Konferenz in 
Zukunft regelmäßig fortgesetzt 
werden muss – möglicherweise 
nicht nur im Norden.�

	< Die Landestarifkommissionen  
Nord bei ihrem Treffen in Hamburg
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Charakterliche Mängel  
als Arbeitsthema der polizeilichen 
Mitteilungspflicht an die Fahrerlaubnisbehörde
Von Ricardo Baldauf, Waldheim1

	< Vorwort1

Charakterliche Mängel bei 
Fahrzeugführern sind ein The-
ma, welches seit Jahren immer 
mehr in den Fokus der Polizei 
gerückt ist. In mehreren Bun-
desländern sind diesbezüglich 
bereits Festlegungen getroffen 
worden, die es den Polizeibe-
amten ermöglichen, charakter-
liche Mängel zu erkennen und 
frühzeitig mit den Fahrerlaub
nisbehörden (FEB) zusammen
zuarbeiten. 

	< Rechtliche Einbettung

Dass man zum Führen eines 
Fahrzeuges geeignet sein 
muss, lässt sich bereits aus 
dem Grundgesetz herleiten. 
Die Freiheit, sich im öffentli-
chen Straßenverkehr zu bewe-
gen und dafür auch ein Fahr-
zeug zu führen, ergibt sich aus 
der Allgemeinen Handlungs-
freiheit. Da das Recht auf Le-
ben und körperliche Unver-
sehrtheit sowie das Recht auf 
Eigentum über der Verkehrs-

1	 Der Autor ist Polizeirat und als Revierfüh-
rer in der Polizeidirektion Chemnitz tätig.

freiheit stehen, muss die Ver-
kehrsfreiheit eingeschränkt 
werden.

Durch unser Straßenverkehrs-
recht wurden die notwendigen 
Festlegungen getroffen, die die 
Verkehrssicherheit wie auch die 
Verkehrsfreiheit gewährleis-
ten. Dazu gehören auch Anfor-
derungen an die Eignung des 
Fahrzeugführers. Und wenn 
dieser ungeeignet ist, sind sei-
tens der FEB notwendige Maß-
nahmen wie zum Beispiel die 
Anordnung und Durchführung 
einer medizinisch-psychologi-
schen Untersuchung (MPU) 
oder die Entziehung der Fahr-
erlaubnis einzuleiten. Hierfür 
bedarf es aber der entspre-
chenden Information der FEB. 
Dafür wurde der Polizei im 
§ 2 Abs. 12 StVG explizit die 
Meldepflicht auferlegt, rele-
vante Eignungsmängel zu mel-
den.2 Um diese Pflicht aber 
umzusetzen, muss man den 
Polizeibeamten auch das not-

2	 Vgl. VGT, 58. Deutscher Verkehrsgerichts-
tag – Empfehlung, S. 3, online verfügbar; 
vgl. Wozny, Kraftfahreignung bei Rockern 
und kriminellen Clans (Teil 1), S. 172, in: 
Verkehrsdienst, Heft 7, 2019, S. 171–180.

wendige Handwerkszeug mit-
geben, um eignungsrelevante 
Sachverhalte frühzeitig zu er-
kennen.

	< Ist-Stand in Sachsen

Das Sächsische Staatsministe
rium des Innern hat 2006 eine 
Handlungsempfehlung für die 
Mitteilung an die FEB herausge-
geben, die noch heute Bestand 
hat, aber keine Ausführungen 
zu charakterlichen Eignungs-
mängeln gibt.3 Mehrfach haben 
Studenten der Hochschule der 
Sächsischen Polizei (PolFH) be-
reits im Rahmen von Bachelor-
arbeiten festgestellt, dass die 
Mitteilungspraxis der sächsi-
schen Polizei bei charakterli-
chen Eignungsmängeln nicht 
dem Legalitätsgrundsatz des 
§ 2 Abs. 12 StVG entspricht.4 
Diese Erkenntnisse wurden 
durch meine Masterarbeit an 
der Deutschen Hochschule der 
Polizei in Münster leider noch-
mals bestätigt.

3	 Vgl. Sächsisches Staatsministerium des 
Innern, Mitteilung an öffentliche Stellen 
gem. § 2 Abs. 12 StVG, Az.: 31-850.10/8, 
8. Februar 2006.

4	 Vgl. Baldauf, Die Meldepflicht gem. § 2 
Abs. 12 StVG bei charakterlichen Mängeln 
– Erkenntnisse aus einem Praxistest im 
Freistaat Sachsen, S. 278, in: DIE POLIZEI, 
2021, Heft 7, S. 277–284; vgl. Müller, Ro-
thenburger Beiträge – Band 94, S. IX; vgl. 
Lange/Mehlhorn, Empirische Forschung 
zur Fahreignung durch einen Abgleich zwi-
schen den PASS und dem FAER in Bezug auf 
Gewalttäter und deren charakterlichen 
Fahreignung, S. 331–335, in: Rothenburger 
Beiträge – Band 94, S. 235–364; vgl. 
Matschke, Aggressivität – Ein Mangel an 
charakterlicher Eignung, S. 217–218, in: Ro-
thenburger Beiträge – Band 77, S. 167–255.

	< Problemanalyse

Im Zusammenhang mit der 
eigenen Forschungsarbeit wur-
de in Befragungen und Inter-
views mit den Leitern der säch-
sischen FEB analysiert, welche 
Gründe für die mangelnde Mit-
teilungspraxis verantwortlich 
sein könnten.5 Als Gründe wur-
den genannt:

1.	Es fehlt an gezielten Schu-
lungsmaßnahmen zum 
Fahreignungsrecht und zu 
charakterlichen Mängeln.

2.	 Die Handlungsempfehlung 
im Zusammenhang mit 
charakterlichen Mängeln  
ist unzureichend.

3.	 Die Rückmeldung der FEB zu 
den eingeleiteten Maßnah-
men gegenüber den gemel-
deten Personen fehlt und 
sorgt für Unzufriedenheit 
der Polizeibeamten.

4.	 Der unregelmäßige Informa-
tionsaustausch zwischen 
FEB und Polizei sorgt für 
Unklarheiten.

5.	 Die Belastung der Polizei-
kräfte rückt die Verkehrs
sicherheitsarbeit in den 
Hintergrund.

5	 Vgl. Baldauf, Die Meldepflicht gem. § 2 
Abs. 12 StVG bei charakterlichen Mängeln 
– Erkenntnisse aus einem Praxistest im 
Freistaat Sachsen, S. 281, in: DIE POLIZEI, 
2021, Heft 7, S. 277–284.
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Ergänzend wurde durch alle 
FEB mitgeteilt, dass es einer 
zwischen den FEB und der Poli-
zei abgestimmten landesein-
heitlichen Regelung bedarf. 

Fraglich war, welche Gründe 
aus Sicht der Polizei ursächlich 
sein könnten. Da drei der vier 
in den Begutachtungsleitlinien 
aufgeführten Beispielstraf
taten6 originär durch die Kri
minalpolizei endbearbeitet 
werden, wurde ein Experten
interview mit dem Leiter einer 
Kriminalpolizeiinspektion ge-
führt. Als ursächliche Gründe 
wurden genannt:

1.	Es fehlt eine Handlungs-
empfehlung, die Vorgaben 
enthält, wann eine charak-
terliche Nichteignung vorlie-
gen könnte und wie seitens 
der Polizei grundlegend zu 
verfahren ist.

2.	 Die Möglichkeit der Mittei-
lung an die FEB ist größten-
teils nicht bekannt und es 
besteht eine gewisse Rechts- 
und Handlungsunsicherheit 
bei den Bediensteten.

3.	 Die Belastung der Mitarbei-
ter ist zu hoch, da aufgrund 
der hohen Anzahl an zu be-
arbeitenden Verfahren an-
dere notwendige Maßnah-
men Priorität haben.

Als Optimierungsvorschläge 
durch die Interviewten und 
Befragten wurden zugleich 
genannt:

	> die Durchführung von häufi-
geren beziehungsweise geziel-
teren Schulungsmaßnahmen 
zum Fahreignungsrecht und 
zu charakterlichen Mängeln,

6	 Vgl. BASt, Begutachtungsleitlinien zur 
Kraftfahreignung, S. 83.

	> die Erstellung einer abge-
stimmten und aktuellen 
Handlungsempfehlung im 
Zusammenhang mit „charak-
terlichen Mängeln“,

	> die Aufklärung der Polizeibe-
amten über die Arbeits- und 
Herangehensweisen der FEB 
mit dem Ziel einer qualitativ 
besseren Zusammenarbeit,

	> die Rückmeldung der FEB zu 
den eingeleiteten Maßnah-
men,

	> ein regelmäßigerer Informa-
tionsaustausch zwischen den 
FEB und der Polizei sowie

	> die Entlastung beziehungs-
weise Verstärkung der Poli-
zeikräfte.

Diese Optimierungsansätze 
wurden nicht nur durch die 
Leiter der FEB, sondern auch 
durch den Leiter der Kriminal-
polizeiinspektion gesehen. Wo-
bei Letzterer noch ergänzte, 
dass mit abgestimmten landes-
weiten Vorgaben und einer Op-
timierung der Mitteilungsun-
terlagen an die FEB auch eine 
deutliche Akzeptanzsteigerung 
bei den Polizeibeamten erreicht 
und dementsprechend mehr 
Mitteilungen gefertigt werden 
würden. Dieselbe Empfehlung 
hat auch der Deutsche Ver-
kehrsgerichtstag (VGT) 2013 
gegeben.7

	< Änderungsansätze

Die angeführten Gründe für 
die restriktive Mitteilungspra-
xis waren nachvollziehbar und 
können bereits mit einigen 
kurz- und mittelfristigen Maß-
nahmen verbessert werden. Es 
bedarf jedoch einer zentralen 
Vorgabe und Verantwortungs-
übernahme.

7	 Vgl. VGT, 51. Deutscher Verkehrsgerichts-
tag – Empfehlung, S. 3, online verfügbar.

Einerseits ist da eine völlig ver-
altete Handlungsempfehlung, 
die zudem stärker in den Berei-
chen des Streifendienstes als 
in der Kriminalpolizei und den 
Kriminaldiensten bekannt ist.8

Andererseits kristallisierte sich 
aber noch ein Problem heraus, 
dass jegliche Bemühungen für 
eine abgestimmte Handlungs-
empfehlung zunichtemachen 
könnte. Das Sächsische Minis-
terium für Wirtschaft, Arbeit 
und Verkehr mit seinem Lan-
desamt für Straßenbau und 
Verkehr erkennt das StVG im 
Zusammenhang mit der cha-
rakterlichen Ungeeignetheit 
nicht als Gefahrenabwehrrecht 
an beziehungsweise legt es 
nicht als solches aus. Die FEB 
bemängeln, dass sie angehal-
ten werden, nur dort die Ent-
ziehung der Fahrerlaubnis zu 
forcieren, wo gegenüber dem 
Betroffenen bereits eine 
rechtskräftige Verurteilung 
vorliegt. Kein Wunder, dass es 
daher auch FEB in Sachsen gibt, 
die sich lieber die Mitteilung 
§ 45 Abs. 2 MiStra wünschen 
würden als nach § 2 Abs. 12 
StVG. Hierbei wird aber ver-
kannt, dass eben das StVG ein 
Gefahrenabwehrrecht dar-
stellt9 und nicht umsonst der 
Polizei die Mitteilungspflicht 
auferlegt wird.10 Wenn aus ge-

8	 Vgl. Baldauf, Die Meldepflicht gem. § 2 
Abs. 12 StVG bei charakterlichen Mängeln 
– Erkenntnisse aus einem Praxistest im 
Freistaat Sachsen, S. 283, in: DIE POLIZEI, 
2021, Heft 7, S. 277–284; vgl. Müller, Mel-
depflichten der Polizei, S. 50 f., in: Müller/
Rebler, Die Klärung von Eignungszweifeln 
im Fahrerlaubnisrecht, S. 37–51.

9	 BVerfG, Beschluss v. 10. Dezember 1975 – 
1 BvR 118/71 –, zitiert nach Juris Rn. 32, 
33; BGH, Beschluss v. 4. Dezember 2001 – 
4 StR 93/01 –, zitiert nach Juris Rn. 20; 
BVerwG, Urteil v. 28. November 1969 – 
VII C 67.68 –, zitiert nach Juris Rn. 12; 
VG Münster, Urteil v. 11. Juni 2010 – 10 K 
423/09 –, zitiert nach juris Rn. 18, 19.

10	Vgl. Dauer, Fahrerlaubnis und Führer-
schein, S. 90, in: Hentschel/König/Dauer, 
Straßenverkehrsrecht, Band 5, 45. Auflage, 

fahrenabwehrrechtlicher Sicht 
Zweifel an der Eignung beste-
hen, sind seitens der FEB mögli-
che Eignungsmängel zu unter-
suchen und erforderliche 
Maßnahmen einzuleiten.11 Ein 
Warten auf die Entscheidung 
des Gerichtes kann einen zu 
hohen Zeitverzug bedeuten, 
zumal eben keine rechtskräfti-
ge Verurteilung (oder die Ein-
stellung eines Strafverfahrens 
oder das Absehen von der öf-
fentlichen Klage) zu einem poli-
zeilich mitgeteilten Sachverhalt 
erforderlich ist.12

Im Zusammenhang mit den 
statistischen Erhebungen zu 
den Einflussfaktoren von Ver-
kehrsunfällen mit Personen-
schäden fallen auf die Einfluss-
faktoren Verkehrsraum und 
Verkehrsmittel nicht einmal 
neun Prozent zurück, aber  
über 91 Prozent auf den Ver-
kehrsteilnehmer, den Faktor 
„Mensch“.13 Zugleich konnte bis 
heute immer wieder empirisch 
bestätigt werden, dass eine 
Person, die zu aggressivem Ver-
halten neigt und entsprechen-
de Straftaten begeht, dieses 
Verhalten auch vermehrt im 
öffentlichen Straßenverkehr 
zeigt. Wie passend, dass die Un-
fallforschung der Versicherer 
im Rahmen einer Auswertung 
der Unfalldatenbank festge-
stellt haben, dass circa ein Drit-

München, 2019, S. 56–94; vgl. Müller, Mel-
depflichten der Polizei, S. 37 ff., in: Müller/
Rebler, Die Klärung von Eignungszweifeln 
im Fahrerlaubnisrecht, S. 37–51.

11	Hamburgisches OVG, Beschluss v. 30. Ja-
nuar 2002 – 3 Bs 4/02 –, zitiert nach Juris 
Rn. 24.

12	VG Münster, Urteil v. 11. Juni 2010 – 10 K 
423/09 –, zitiert nach Juris Rn. 18; vgl. 
Dauer, Eignung, in: Hentschel/König/Dau-
er, Straßenverkehrsrecht, Band 5, 45. Auf-
lage, München, 2019, S. 1209–1236; vgl. 
Wozny, Kraftfahreignung bei Rockern und 
kriminellen Clans (Teil 1), S. 174, in: Ver-
kehrsdienst, Heft 7, 2019, S. 171–180.

13	Vgl. Statistisches Bundesamt, Verkehrs
unfälle – Tabellen, 14. Juli 2020, online 
verfügbar.
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tel aller Verkehrsunfalltoten auf 
aggressive Fahreigenschaften 
zurückzuführen sind.14 Nimmt 
man zudem die Zahlen der Bun-
desanstalt für Straßenwesen 
zur Jahresstatistik „Begutach-
tung der Fahreignung“, stellt 
man fest, dass gerade Perso-
nen, die außerhalb des Straßen-
verkehrs Straftaten begangen 
haben (keine BtM-Delikte), bei 
einer MPU zu 41,9 Prozent un-
geeignet für das Führen eines 
Fahrzeuges sind.15 Und hier 
muss daher konsequent und 
frühzeitig angesetzt werden. 
Wir haben keine Zeit, ein rechts-
kräftiges Urteil abzuwarten.

	< Fazit

Die Polizei stellt täglich Perso-
nen fest, deren charakterliche 
Eignung für das Führen von Kfz 
im öffentlichen Straßenverkehr 
fraglich ist und die damit ein 
beträchtliches Risiko für die 
Verkehrssicherheit darstellen. 
Im Zusammenhang mit der Be-
arbeitung von Straftaten wer-
den eine Vielzahl von fahreig-
nungsrelevanten Aspekten 
bekannt, die es den FEB zum 
Teil sogar erleichtern würden, 
eignungsüberprüfende Maß-
nahmen bis hin zum Führer-
scheinentzug einzuleiten und 
die seitens der Polizei auch zu 
melden sind.

Die angeführten Gründe für 
das Ausbleiben der Mitteilun-
gen sind leider nachvollziehbar 
und müssen ernst genommen 
werden. Damit zukünftig eine 
Änderung bei der Mitteilungs-
praxis eintritt, ist es erforder-
lich, diese Thematik weiter in 
den Fokus der sächsischen Poli-
zei zu rücken und den positi-
ven Beispielen aus den ande-
ren Bundesländern zu folgen.

Gleichwohl die Thematik der 
charakterlichen Nichteignung 
bereits in Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen aufgenom-
men wurde und Vorlesungs

14	Vgl. Brockmann, Aggressivität im Straßen-
verkehr, in: Motorjournalist, Heft 1, 2015, 
S. 15.

15	Vgl. Bundesanstalt für Straßenwesen, Be-
gutachtung der Fahreignung 2019, S. 2, 
Stand: Oktober 2020, online verfügbar.

inhalt an der PolFH ist, gilt es, 
weitere Potenziale auszuschöp-
fen. Damit das Thema in allen 
Bereichen der sächsischen 
Polizei Einzug findet, ist es not-
wendig, den Forderungen der 
sächsischen FEB und der Krimi-
nalpolizeiinspektion Leipzig zu 
entsprechen und damit der 
Empfehlung des VGT zu folgen. 
Es sollte daher auch eine Hand-
lungsempfehlung oder Erlassla-
ge erarbeitet werden, die sich 
insbesondere an den Änderun-
gen der FeV und den Begutach-
tungsleitlinien zur Kraftfahreig-
nung orientiert und zugleich 
anführt, welche Straftaten eig-
nungsrelevant sein können. Die 
derzeitige Handlungsempfeh-
lung entspricht weder der der-
zeitigen Gesetzeslage noch der 
aktuellen Rechtsprechung oder 
der herrschenden Meinung in 
der Literatur. Mit einer überar-
beiteten Handlungsempfehlung 
oder einer Erlasslage kann den 
Polizeibeamten die notwendige 
Rechts- und Handlungssicher-
heit gegeben werden, die auch 
eine Bearbeitung eignungsrele-
vanter Sachverhalte vereinfa-
chen würde. Dabei sollte eine 
abgestimmte Vorgehensweise 
zwischen den involvierten/
zuständigen Ministerien an
gestrebt werden. In diesem 
Zusammenhang ist jedoch zu 
bedenken, dass gerade ressort-
übergreifende Maßnahmen zu-
meist sehr zeitaufwendig sind, 
weswegen zeitnah wohl nur 
eine polizeiinterne Handlungs-
empfehlung umgesetzt werden 
kann. In dieser sollte konkreti-
siert werden, was alles an die 
FEB zu übermitteln ist. Es wird 
vorgeschlagen, dass der derzei-
tige Mitteilungsvordruck weiter 
überarbeitet wird und nur noch 
die Informationen enthält, die 
tatsächlich relevant sind. Zu-
gleich sollten mehr Anlagen ver-
pflichtend übersandt werden, 
wie zum Beispiel die Anzeige 
und die gefertigten Berichte aus 
dem polizeilichen Vorgangsbe-
arbeitungssystem. Ziel muss es 
sein, dass die Polizeibeamten 
nicht noch mehr auszufüllen ha-
ben, sondern auf vorhandene 
Dokumente zurückgreifen kön-
nen. Damit würde man zugleich 

eine höhere Akzeptanz für die 
Maßnahme erreichen. Es sind 
aber gerade im Zusammenhang 
mit einer möglichen charakterli-
chen Nichteignung explizit auch 
frühere Delikte mit aufzulisten, 
weswegen zum Beispiel dem 
Schlussbericht zur Verfahrens-
akte eine besondere Bedeutung 
zukommt. Jedoch wird ein Ab-
warten bis zum Ende der Ermitt-
lungen als nicht zielführend ge-
sehen, denn dadurch würde 
man die Verkehrssicherheit der 
Verkehrsteilnehmer durch den 
Betroffenen zu lange weiterhin 
gefährden. Da die FEB ohnehin 
nicht eignungsrelevante Unter-
lagen unverzüglich zu löschen 
haben, könnte mit der Übersen-
dung von Ermittlungs- und/ 
oder Schlussberichten eine neue 
Mitteilungspraxis entstehen, 
die zahlreiche Nachfragen der 
FEB zugleich abstellen würde.

Da der kooperative Ansatz in 
einer Vielzahl von Aufgaben
bereichen der Polizei eine Rolle 
spielt, sollte er gerade auch mit 
den FEB weiterverfolgt werden 
und seitens der sächsischen 
Polizei Festlegungen getroffen 
werden, in welcher Form und in 
welchem Umfang regelmäßige 
Treffen stattzufinden haben.

Ein Blick in die alten Bundeslän-
der hat mir das Projekt „Gelbe 
Karte“ in den Fokus gerückt, 
welches auch in Sachsen imple-
mentiert werden könnte und 
unter anderem in Baden-Würt-
temberg, Bremen, Hessen, 
Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz umgesetzt 
wird. Dabei handelt es sich  
um ein Gemeinschaftsprojekt 
zwischen den FEB und Polizei-
dienststellen, in dessen Rah-
men die Polizei einer Person 
eine sogenannte „Gelbe Karte“ 
übersendet, wenn diese zwei 
niederschwellige Aggressions-
delikte innerhalb eines Jahres 
begangen hat. Mit dieser „Gel-
ben Karte“ wird die Person dar-
auf hingewiesen, dass sie durch 
ihr strafbares Verhalten in den 
Fokus der Polizei gerückt ist 
und bei einer nochmaligen 
Straftat in den Blickpunkt der 
FEB auf Grundlage einer Mittei-

lung nach § 2 Abs. 12 StVG ge-
langt und die Entziehung der 
Fahrerlaubnis oder die Versa-
gung des Fahrerlaubniserwer-
bes angeregt wird.

Die bereits kommunizierten 
präventiven Erfolge aus einzel-
nen Bundesländern sind meines 
Erachtens vielversprechend. 
Damit könnte ein wesentlicher 
Beitrag zur Verkehrssicherheit 
geleistet und der Landesver-
kehrsplan 2030 des Freistaates 
Sachsen erfolgreich unterstützt 
werden. Dies könnte zum Bei-
spiel als Pilotprojekt in einem 
Landkreis oder Revierbereich 
gestartet und nach einem Zeit-
raum von mindestens einem, 
besser aber zwei oder drei Jah-
ren evaluiert werden.

Festzuhalten ist, dass weitere 
Maßnahmen für eine bessere 
Verkehrssicherheit zwingend 
erforderlich sind. Die Reduzie-
rung der Verkehrsunfalltoten, 
aber auch der Schwer- und 
Leichtverletzten ist eine Auf
gabe, die aufgrund steigender 
Verkehrsteilnehmerzahlen es-
senziell ist. Der derzeitige Ent-
wicklungstrend in Sachsen 
muss zu Gegenmaßnahmen 
seitens der Behörden führen 
und hierbei kommt der Polizei 
eine besondere Bedeutung zu. 
Neben der polizeilichen Ver-
kehrsüberwachung – deren In-
tensivierung aufgrund der viel-
fältigen polizeilichen Aufgaben 
kurzfristig und dauerhaft kaum 
möglich ist – können die ange-
führten Maßnahmen einen er-
heblichen Teil dazu beitragen, 
die Straßen sicherer zu machen 
und die Verkehrsteilnehmer 
besser zu schützen. Mit einer 
abgestimmten Presse- und Öf-
fentlichkeitsarbeit oder einer 
entsprechenden PR-Kampagne 
könnte sogar ein ganzheitlicher 
Ansatz realisiert werden.�
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Übergangsregelungen in der StVZO –  
am Beispiel der 35. AusnVO
Von ORR Dr. Adolf Rebler, Maxhütte-Haidhof

	< Die Änderung der 
35. Ausnahmeverordnung

Die 35. Verordnung über Aus-
nahmen von den Vorschriften 
der Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung (35. Ausnah-
meverordnung zur StVZO) re-
gelt die zulässige Ausstattung 
von land- und forstwirtschaft-
lichen Zugmaschinen und An-
hängern mit Breitreifen bis zu 
drei Meter („Abweichend von 
§ 32 Abs. 1 Nr. 1 der Straßen
verkehrs-Zulassungs-Ordnung 
… 2).

Seit 25. Juni 20211 gilt die Re-
gelung nur mehr, wenn die 
Fahrten ausschließlich dem 
land- oder forstwirtschaftli-
chen Zweck gemäß § 6 Abs. 5 
Fahrerlaubnis-Verordnung die-
nen. Die VO trat am Tage nach 
der Verkündung in Kraft (§ 4 
der 35. AusnVO).

Die amtliche Begründung  
(BR-Drucks. 397/20 vom 7. Juli 
2020, S. 61) sagt dazu:

1	 Geändert mit Art. 2 der Verordnung vom 
25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2204).

„Art. 2 ergänzt § 1 Abs. 1 Halb-
satz 1 der Fünfunddreißigsten 
Ausnahmeverordnung zur Stra-
ßenverkehrs-Zulassungs-Ord-
nung vom 22. April 1988 (BGBl. 
I S. 562), die zuletzt durch Arti-
kel 3 der Verordnung vom 26. 
Juli 2013 (BGBl. I S. 2803) geän-
dert worden ist. Diese ermög-
licht für land- oder forstwirt-
schaftliche Zugmaschinen und 
ihre Anhänger eine wahlweise 
Ausrüstung mit Doppelreifen, 
Gleisketten oder Breitreifen, um 
eine möglichst bodenschonen-
de Arbeit auf dem Feld auszu-
führen. Die Nutzung der betref-
fenden Fahrzeuge beschränkte 
sich aufgrund der begrenzten 
Leistungsfähigkeit bei der Ein-
führung der Vorschrift im Jahr 
1988 maßgeblich auf den land- 
oder forstwirtschaftlichen Be-
reich. Die deutlich gestiegene 
Leistungsfähigkeit der Fahrzeu-
ge könnte zu einem vermehrten 
Einsatz außerhalb der Land- 
oder Forstwirtschaft führen. 

Die Einfügung der Zweckbin-
dung in den Verordnungstext 
stellt klar, dass die wahlweise 
Ausrüstung mit Doppelreifen, 

Gleisketten oder Breitreifen und 
die damit einhergehende Fahr-
zeugbreite ausschließlich dem 
land- oder forstwirtschaftlichen 
Zweck dienen soll. Die Tätigkei-
ten, welche dem land- oder 
forstwirtschaftlichen Zweck 
entsprechen, werden in § 6 
Abs. 5 der Fahrerlaubnis-Ver-
ordnung beschrieben.“ 

	< Die Problematik

Vor der Änderung der Verord-
nung haben sich auch Nicht-
landwirte Fahrzeuge mit 
entsprechenden Breitreifen 
angeschafft, etwa Erdbauun-
ternehmen, die die Fahrzeuge 
bei schlechten Bodenverhält-
nissen einsetzen. Eine Bindung 
an den Verwendungszweck 
sah die 35. AusnVO nicht vor. 
Damit konnten auch Nicht-
landwirte entsprechend ausge-
rüstete Fahrzeuge einsetzen. 
Mit Änderung der Verordnung 
entfällt – zumindest künftig 
– diese Möglichkeit2 – und 
zwar, da die Verordnung am 
Tage ihrer Verkündung in Kraft 
trat – scheinbar von einem Tag 
auf den anderen. Weicht ein 

2	 Auf die Möglichkeit der Erteilung einer 
Ausnahmegenehmigung nach § 70 StVZO 
soll hier nicht weiter eingegangen werden. 

Fahrzeug von der gesetzlichen 
Breite ab, ist dies nach § 69 a 
Abs. 3 Nr. 2 StVZO eine Ord-
nungswidrigkeit. 

Greift keine Übergangsrege-
lung, entsteht für die Fahr-
zeughalter außerhalb des 
land- oder forstwirtschaft
lichen Bereichs damit „von 
einem Tag auf den anderen“ 
ein Benutzungsverbot für die 
mit Breitreifen ausgerüsteten 
Fahrzeuge.

Ist dieses Ergebnis aber richtig?

	< Exkurs: Fahrzeugbezoge-
ne und verhaltensbezo-
gene Vorschriften im 
Verkehrsrecht

Das Verkehrsrecht kennt fahr-
zeugbezogene und verhaltens-
bezogene Vorschriften.3 Ver-
haltensbezogene Vorschriften 
sind typischerweise in der 
StVO enthalten, während die 
StVZO fahrzeugbezogene Vor-
schriften enthält. 

3	 Siehe hierzu auch BR-Drucks. 699/10 v. 
3. November 2010 („Winterreifenpflicht“): 
„Eine solche Ausrüstungsvorschrift müss-
te in der Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung geregelt werden. Die Straßen
verkehrs-Ordnung beinhaltet dagegen 
lediglich die Verhaltensvorschriften im 
Straßenverkehr.“

©
 P

riv
at

> Polizeispiegel  |  Oktober 2021

22

Fa
ch

te
il 

DPolG – Deutsche Polizeigewerkschaft



Den materiellen Vorschriften 
der StVZO (wie müssen sich 
Fahrzeuge „verhalten“; wie 
müssen sie beschaffen sein) 
und der StVO (wie müssen sich 
Menschen verhalten) stehen 
jeweils Zulassungsvorschriften 
gegenüber:

	> der StVZO die FZV: Bei der 
Zulassung eines Fahrzeugs 
wird dessen technische 
Eignung überprüft;

	> der StVO die FeV: Wer – 
aufgrund charakterlicher, 
geistiger oder gesundheit
licher Mängel – nicht die 
Gewähr dafür bietet, sich  
im Straßenverkehr ord-
nungsgemäß zu verhalten, 
ist ungeeignet oder „unfä-
hig“ und „wird aus dem 
Verkehr gezogen“.

Ganz eindeutig wird diese 
Einteilung jedoch nicht durch-
gehalten: So enthält der Unter-
abschnitt III des Abschnitts B 
der StVZO gemäß seiner Über-
schrift nicht nur Bau-, sondern 
auch Betriebsvorschriften. 

Soll bei fahrzeugbezogen 
Vorschriften die tatsächliche 
Verwendung eine Rolle spielen, 
muss dies geregelt werden. 

Geht man auf die Suche,  
so findet man tatsächlich 
Vorschriften, in denen der 
Gesetzgeber den Zweck zu 
einem Teil des Tatbestandes 
erklärt hat. Dort, wo der Ge-
setzgeber die tatsächliche 
Verwendung ausschlag
gebend für die Gewährung 

einer Vergünstigung ansieht, 
hat er dies also entsprechend 
auch erwähnt:

	> im Kraftfahrzeugsteuer
gesetz

Gem. § 3 Nr. 7 Buchst. a 
KraftStG (Ausnahmen von  
der Besteuerung) ist zum 
Beispiel von der Steuer befreit 
das Halten von Zugmaschinen, 
solange diese Fahrzeuge aus-
schließlich in land- oder forst-
wirtschaftlichen Betrieben 
verwendet werden.

	> in der FeV

Die Fahrerlaubnis wird nach  
§ 6 FeV unter anderem in 
folgenden Klassen erteilt:

Klasse T: Zugmaschinen mit ei-
ner durch die Bauart bestimm-
ten Höchstgeschwindigkeit 
von nicht mehr als 60 km/h 
und selbstfahrende Arbeits

maschinen oder selbstfah
rende Futtermischwagen  
mit einer durch die Bauart 
bestimmten Höchstgeschwin-
digkeit von nicht mehr als 
40 km/h, die jeweils nach  
ihrer Bauart zur Verwendung 
für land- oder forstwirtschaft-
liche Zwecke bestimmt sind 
und für solche Zwecke einge-
setzt werden (jeweils auch  
mit Anhängern).

Klasse L: Zugmaschinen,  
die nach ihrer Bauart zur 
Verwendung für land- oder 
forstwirtschaftliche Zwecke 
bestimmt sind und für solche 
Zwecke eingesetzt werden, 
mit einer durch die Bauart be-
stimmten Höchstgeschwin-
digkeit von nicht mehr als 
40 km/h (...).

	> in der FZV

Obwohl die FZV zum fahr-
zeugbezogenen Bereich zu 

fahrzeugbezogen verhaltensbezogen

materielle Anforderungen StVZO StVO (+ Betriebsvor-
schriften der StVZO)

Zulassungsverfahren FZV FeV
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zählen ist, gibt es eine Vor-
schrift, in der der Nutzungs-
zweck für die Frage der Zulas-
sungsfreiheit eine Rolle spielt. 
Dazu wird er aber ausdrück-
lich im Tatbestand der Norm 
erwähnt: Ausgenommen von 
den Vorschriften über das Zu-
lassungsverfahren sind An-
hänger in land- oder forst
wirtschaftlichen Betrieben, 
wenn die Anhänger nur für 
land- oder forstwirtschaftli-
che Zwecke verwendet und 
mit einer Geschwindigkeit von 
nicht mehr als 25 km/h hinter 
Zugmaschinen oder selbstfah-
renden Arbeitsmaschinen mit-
geführt werden (§ 3 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a FZV).

	< Die Übergangsvorschrift 
des § 72 StVZO

Übergangsreglungen bei Än
derungen der StVZO enthält 
§ 72 StVO. 

Der Vorschrift liegt folgender 
Gedanke zugrunde: Auch 
wenn alle notwendigen und 
zumutbaren Vorkehrungen 
getroffen worden sind, bleibt 
der Betrieb eines (Kraft-)Fahr-
zeugs im öffentlichen Stra-
ßenverkehr immer mit Gefah-
ren und Belastungen für die 
Umwelt verbunden. Der tech-
nische Fortschritt ermöglicht 
es, diese Gefahren mehr und 
mehr zu minimieren. Dazu ist 
es aber auch notwendig, dass 
Innovationen tatsächlich um-
gesetzt werden. Sowohl EU-
Regelungen (Verordnungen; 
Richtlinien, die der EG-Typge-
nehmigung zugrunde zu legen 
sind) als auch die Bestimmung 
der StVZO werden jeweils 
dem Stand der Technik ange-
passt. Aus Gründen der Ver-
hältnismäßigkeit beziehungs-
weise des Bestandsschutzes 
ermöglichen es die zahlrei-
chen Übergangsregelungen 
des § 72 Abs. 2, dass schon 
hergestellte, sich aber noch 
nicht „im Einsatz befindliche“ 
(zu Lagerfahrzeuge s. a. § 70) 
oder auch ältere, gebrauchte 
Fahrzeuge nicht (sofort) um-
gerüstet/nachgerüstet wer-
den müssen. 

Dazu hat der BMV ausgeführt4: 
„Nach § 2 Abs. 2 (nun § 72 
Abs. 2) StVZO ist die Anwend-
barkeit bestimmter Vorschrif-
ten der StVZO davon abhängig, 
wann ein Fahrzeug erstmals in 
den Verkehr gekommen ist. 
Ohne solche Erleichterungen 
müssten bei Erlass neuer Vor-
schriften auch die älteren Fahr-
zeuge den neuen Vorschriften 
voll angepasst werden, was 
in manchen Fällen nicht mög-
lich, in anderen nicht zumutbar 
ist …“ Nur in seltenen Fällen 
von besonderer Bedeutung 
schreibt die StVZO eine Nach-
rüstung für im Verkehr be
findliche Fahrzeuge vor, zum 
Beispiel geschehen für Sicher-
heitsgurte.5

§ 72 Abs. 2 trägt dem Gedan-
ken des Besitzstandes und da-
mit rechtsstaatlichen Gesichts-
punkten Rechnung.6 

Die Anwendbarkeit der Über-
gangsregelungen ist davon 
abhängig, wann ein Fahrzeug 
„erstmals in den Verkehr ge-
kommen“ ist. Das ist dann der 
Fall, wenn erstmals alle (recht-
lichen) Voraussetzungen vor
liegen, um ein Fahrzeug im öf-
fentlichen Straßenverkehr in 
Betrieb zu nehmen. Maßge-
bend ist, wann das Fahrzeug 

4	 VkBl. 1962, S. 66.
5	 Jagow, Der Begriff „erstmals in den Ver-

kehr kommen“ nach § 72 Abs. 2 StVZO, VD 
1989, S. 49.

6	 Zur damaligen Regelung des Führerschein-
wesens BVerfG VRS 28, S. 399.

erstmals im öffentlichen Ver-
kehr als Verbrauchsgut mit der 
dafür erforderlich Zulassung 
verwendet worden ist.7 Ent-
scheidend ist bei zulassungs-
pflichtigen Fahrzeugen der Tag 
der ersten Zulassung, bei zulas-
sungsfreien Fahrzeugen der 
Tag der Inbetriebnahme des 
Fahrzeugs im öffentlichen Ver-
kehr). Ist dieser Tag nicht fest-
stellbar, kann hilfsweise der 
1. Juli des Jahres herangezogen 
werden, in dem das Fahrzeug 
hergestellt wurde.8 

	< Anwendbarkeit des  
§ 72 StVZO auf Aus
nahmeverordnungen

Die 35. AusnVO selbst sieht 
keine Übergangsreglung vor. 
Allerdings handelt es sich um 
eine Ausnahmeverordnung zur 
Vorschrift des § 32 StVZO, ist 
also quasi in die StVZO „hinein-
zulesen“. § 72 StVZO gilt hier, 
auch wenn die 35. AusnVO 
nicht direkt (physisch) im Text 
der StVZO enthalten ist. Aus-
nahmeverordnungen ersetzen 
eine Vielzahl von Ausnahmege-
nehmigungen nach § 70 StVZO, 
einer Vorschrift, die unzweifel-
haft in der StVZO enthalten ist. 

Dass Ausnahmeverordnungen 
selbst keine Übergangsrege-

7	 Jagow, Der Begriff „erstmals in den Ver-
kehr kommen“ nach § 72 Abs. 2 StVZO, VD 
1989, S. 49; VkBl. 1958, 158; VkBl. 1962,  
S. 66 und Nr. 7.3.2 der Richtlinie zum Fahr-
zeugbrief, VkBl. 1972, S. 363.

8	 Baujahr; VkBl. 1962, S. 66.

lungen enthalten, ist auf den 
Grundsatz der „Konzentration 
des Rechts“ zurückzuführen: 
So weit verschiedene Stamm-
vorschriften eine Rechtsmate-
rie unnötig aufspalten, sind sie 
zusammenzufassen.9

So wurde etwa nach Aufhebung 
der 48. Ausnahmeverordnung 
zur StVZO eine Bestandsschutz-
regelung direkt in die StVZO 
aufgenommen. 10 Eine explizite 
Aufnahme einer Übergangs
regelung für die 35. AusnVO  
in einen Katalog dagegen ist 
nicht notwendig, da der Ver
ordnungsgeber seit 201211 im 
Abs. 1 des § 72 StVO generell 
einen Besitzstand, bezogen auf 
ein bestimmtes Datum vorgibt. 
So gelten für Fahrzeuge, die 
„vor dem 3. Juli 2021 erstmals 
in den Verkehr gekommen sind, 
… die zum Zeitpunkt ihrer Zulas-
sung geltenden Vorschriften“, 
wobei unter den Begriff „Vor-
schriften“ mühelos auch Rege-
lungen einer Ausnahmever
ordnung subsumiert werden 
können. 

Wäre dies nicht vom Verord-
nungsgeber gewollt, hätte er 
aus Gründen der Verhältnis
mäßigkeit zumindest das Da-
tum des Inkrafttretens der 
35. AusnVO nicht unmittelbar 
auf den Tag nach der Verkün-
dung setzen dürfen. �

  9	BR-Drucks. 156/06 v. 24. Februar 2006.
10	BR-Drucks. 156/06 v. 24. Februar 2006.
11	Siehe hierzu BR-Drucks. 843/11, S. 63 ff.
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Resolution des dbb Bundeshauptvorstandes

Klare Absage an die Einheitsversicherung
Der dbb Bundeshauptvorstand hat auf seiner Herbstsitzung am 
13. und 14. September 2021 in Dortmund in einer Resolution seine 
klare Absage an eine wie auch immer modellierte Einheitsversiche-
rung im Gesundheitssystem bekräftigt. 

„Die Idee der sogenannten 
‚Bürgerversicherung‘ wird 
nicht besser – auch wenn man 
sie wie SPD, Grüne und Linke 
seit Jahren und derzeit natür-
lich auch im Bundestagswahl-
kampf in Leierkastenmanier 
wieder und wieder aufs Tapet 
bringt“, stellte dbb Chef Ulrich 
Silberbach vor dem dbb Bun-
deshauptvorstand am 14. Sep-
tember 2021 in Dortmund klar. 
„Das Letzte, was dieses Land 
jetzt braucht, sind eine ideolo-
gische Neiddebatte zwischen 
gesetzlich und privat Versi-
cherten und ein neues mons
tröses Sicherungssystem, das 
nichts besser, sondern vieles 
schlechter macht.“ Einer 
Zwangseinheitsversicherung 
stelle sich der dbb daher auch 
weiterhin ganz entschieden 
entgegen.

Friedhelm Schäfer, Zweiter 
dbb Vorsitzender und Fach
vorstand Beamtenpolitik, er-
gänzte: „Blinde Gleichmache-
rei verkennt die Sinnhaftigkeit 
und Notwendigkeit eigenstän-
diger Sicherungssysteme ins-
besondere für die Beamtinnen 
und Beamten in Deutschland. 
Beihilfe und Heilfürsorge ge-
hören mit Besoldung und Ver-
sorgung zum Gesamtpaket 
der Alimentation durch den 
Dienstherrn. Dieses mit dem 
Status zwingend und aus 

guten Gründen verbundene 
attraktive Modell allein ist es, 
was die Konkurrenzfähigkeit 
des öffentlichen Dienstes mit 
der Wirtschaft im Wettbe-
werb um beruflichen Nach-
wuchs gewährleistet und das 
unabdingbare besondere 
Dienst- und Treueverhältnis,  
in dem die Beamtinnen und 
Beamten stehen, nachhaltig 
festigt.“ Wer hieran Hand an-
lege, gefährde Stabilität und 
Funktionsfähigkeit des Staats-
dienstes, warnte Schäfer. 

Der Bundeshauptvorstand, 
nach dem alle fünf Jahre 
stattfindenden dbb Gewerk-
schaftstag das höchste Be-
schlussgremium des Dach
verbandes, verabschiedete  
eine entsprechende Resolu
tion. Darin heißt es wörtlich: 
„Deutschland hat eines der 
umfassendsten Gesundheits-
systeme weltweit. Egal ob 
fachärztliche Versorgung, 
neueste medizinische und 
technische Verfahren oder 
sofortige und lückenlose Not-
fallversorgung auch in der Flä-
che: In Deutschland haben alle 
Bürgerinnen und Bürger – un-
abhängig von ihren ökonomi-
schen Mitteln – einen gleich-
berechtigten Zugang zu einem 
gemeinsamen Versorgungs-
system von Krankenhäusern 
und Ärzten. Die vermeintliche 

Gerechtigkeitsfrage, die mit 
der Diskussion um die Einfüh-
rung einer sogenannten Bür-
gerversicherung aufgeworfen 
wird, stellt sich dem Grunde 
nach gar nicht beziehungswei-
se bleibt auch im System einer 
sogenannten Bürgerversiche-
rung ungelöst:

	> Einheitssysteme fördern  
die Rationierung von Leis
tungen, und der Zugang zu 
Spitzenmedizin organisiert 
sich außerhalb des Einheits-
systems.

	> Preis- und Leistungsentwick-
lung werden nicht mehr 
durch Wettbewerb positiv 
beeinflusst.
	> Der erhebliche Beitrag der 
PKV zur Finanzierung des 
medizinischen Fortschritts 
wird dem Gesundheitssys-
tem entzogen.
	> Um das Versorgungsniveau 
halten zu können, werden 
Beitragssteigerungen unum-
gänglich sein.
	> Die Einführung eines Ein-
heitssystems führt zu hohen 
Arbeitsplatzverlusten.“�

	< NRW-Innenminister Herbert Reul kündigte vor dem dbb Bundeshaupt-
vorstand eine „Renaissance des öffentlichen Dienstes“ an: „Die Men-
schen in Deutschland haben verstanden, wie wertvoll es ist, in einem 
Land zu leben, das von Profis verwaltet wird.“ Umso wichtiger sei der 
verstärkte Kampf um qualifizierten Nachwuchs für den Staatsdienst. 
„Wir müssen die Besten gewinnen!“, so Reul.
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Normenkontrollrat­Monitor „Digitale Verwaltung“

Umsetzungpläne des Onlinezugangsgesetzes gescheitert
Bund, Länder und Gemeinden werden ihr wichtigstes Digitalisierungs­
projekt, das Onlinezugangsgesetz, nicht mehr fristgerecht umsetzen 
 können, so der Normenkontrollrat. Der dbb übt deutlich Kritik.

Eigentlich verpflichtet das 2017 
verabschiedete Onlinezugangs­
gesetz (OZG) den Bund, die 
 Länder und die Gemeinden bis 
Ende des Jahres 2022, insge­
samt 575 Verwaltungsleistun­
gen elektronisch über Verwal­
tungsportale anzubieten. Wie 
der Normenkontrollrat nun in 
seinem 6. „Monitor Digitale 
Verwaltung“ feststellt, bleiben 
die bisherigen Ergebnisse bei 
der Umsetzung aber deutlich 
hinter den Erwartungen zurück. 

„Wir kommen bei der OZG­
Umsetzung viel zu langsam 
 voran. Es ist erschreckend, 
dass bis jetzt gerade ein­
mal 16 digitale Verwal­
tungsleistungen flächen­
deckend verfügbar sind und 
davon nur zwei Landesleistun­
gen“, sagte dbb Chef Ulrich Sil­
berbach am 8. September 2021 
anlässlich der Vorstellung des 
Berichts. „Die Politik muss sich 
hier endlich ehrlich machen. 
Wir brauchen jetzt eine Prio­

risierung, um wenigstens zu 
gewährleisten, dass die wich­
tigsten und am häufigsten 
 genutzten Leistungen frist­
gerecht online und in hoher 
Qualität bereitstehen.“

Der Normenkontrollrat kriti­
siert in seinem Gutachten zu­

dem die mangelhafte Personal­
ausstattung in der Verwaltung. 
Trotz Aufstockung sei das vor­
handene Personal vollständig 
ausgelastet, weswegen weitere 
Mitarbeitende nötig seien, um 
Überlastungen zu vermeiden. 
Silberbach: „Wir haben immer 
wieder deutlich gemacht: Bei 

der OZG­Umsetzung werden 
wir nur Erfolg haben, wenn 
Bund, Länder und Kommunen 
endlich für eine aufgabenge­
rechte Personalausstattung 
sorgen. Der Fokus muss zudem 
darauf liegen, die Mitarbeiten­
den systematisch durch pass­
genaue Fort­ und Weiterbil­
dungen fit für das digitale 
Zeitalter zu machen, anstatt 
externe Berater einzukaufen.“

In dem Bericht legt der Nor­
menkontrollrat zudem acht 
Empfehlungen für die kom­
mende Legislaturperiode vor, 
beispielsweise ein verbindli­
ches Standardisierungsregime 
für die öffentlichen IT. „Der dbb 

teilt viele  dieser Empfehlun­
gen. Insbesondere, dass die 

 FITKO (Föderale IT­Koope­
ration) zu einer echten 
 Digitalisierungsagentur 

ausgebaut und entsprechend 
finanziell und personell ausge­
stattet wird. Sie ist die richtige 
Organisation, um die ebenen­
übergreifende Zusammenar­
beit zu verbessern – ein Digital­
ministerium auf Bundesebene 
ist da keine nachhaltige Lösung“, 
so der dbb Chef. 

„Wenn Ulrich Silberbach plötzlich 
leise spricht, sollte man besonders 
hinhören. Dann wird es spannend“, 
erinnerte sich Stephan Mayer, 
 Par lamentarischer Staatssekretär 
im Bundesinnenministerium, an 
Schlüsselmomente aus vergange­
nen Verhandlungsrunden mit dem 
dbb Chef. Anlässlich des 60. Ge­
burtstags des dbb Bundesvorsitzen­
den fand am 27. August 2021 ein 
hochkarätig besetzter Empfang im 
dbb forum berlin statt. Ulrich Silber­
bach habe immer das Gemeinsame 
ins Zentrum der gewerkschaftlichen 
Arbeit gestellt, so Mayer, das habe 
entscheidend zu seinem Erfolg als 
komba und dbb Bundesvorsitzender 
beigetragen. 60
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„Zukunftskongress Staat & Verwaltung“

Schleppende Digitalisierung ist Wettbewerbsnachteil
dbb Chef Silberbach fordert mehr Tempo und flächendeckendes Engagement der Politik in  
Sachen Digitalisierung der Verwaltung. Auf dem „Zukunftskongress Staat & Verwaltung“   
warnte er vor massiven Wettbewerbsnachteilen und präsentierte einen Forderungskatalog  
zur Beschleunigung der Digitalisierung.

„Es kann nicht angehen, dass es 
eine der stärksten Industriena­
tionen der Welt nicht schafft, 
ihre öffentliche Verwaltung end­
lich zu digitalisieren. Weder die 
Bürgerinnen und Bürger, noch 
die Millionen Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes, haben 
Verständnis dafür, dass es auf 
dieser ewigen Baustelle seit 
Jahrzehnten nicht vorangeht“, 
kritisierte der dbb Bundesvor­
sitzende Ulrich Silberbach zum 
Auftakt des „Zukunfts kongres­
ses Staat & Verwaltung“ am 
31. August 2021 in Berlin.

„Wenn das Klein­Klein aus 
 politischen Couleur­Spielchen, 
Ressort­Hickhack und Zustän­
digkeitsfragen so weitergeht, 
steht nicht weniger als die Hand­
lungs­ und Leistungsfähigkeit 
eines wesentlichen Standort­
faktors unserer Volkswirtschaft 
und unseres Gemeinwesens  
auf dem Spiel“, warnte der dbb 
Chef eindringlich. Mit einem 
funktionierenden öffentlichen 
Dienst stehe oder falle die wirt­
schaftliche Wettbewerbsfähig­
keit Deutschlands – „von der 
frühkindlichen Betreuung und 
Bildung über Ausbildung, sozia­
le Sicherung, innere Sicherheit, 
verlässliche Finanzverwaltung 
und Gesundheitssystem bis  
hin zur Infrastruktur: Ohne den 
öffentlichen Dienst geht gar 
nichts. Kein sozialer Frieden, 
keine Konjunktur, kein Wohl­
stand.“

Als eine wesentliche Ursache 
für die mangelhafte Digita­
lisierung der Verwaltung in 
Deutschland sieht der dbb den 
dramatischen Personal­ und 
Ausstattungsmangel in sämt­
lichen Bereichen des öffent­
lichen Dienstes. „Aktuell feh­
len dem Staat fast 330 000 

Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter, insbesondere natürlich 
im IT­Bereich. Damit sind wir 
bei der digitalen Transformati­
on meilenweit zurückgewor­
fen“, so Silberbach, der demo­
grafische Wandel verschärfe 
dieses Problem zusätzlich. „Wir 
brauchen Menschen, die die 
Digitalisierung umsetzen. Bei 
allen geplanten Maßnahmen 
müssen sie im Mittelpunkt 
 stehen. Ihre Ideen und Erfah­
rungen sind unabdingbar, um 
Reformprozesse erfolgreich 
umzusetzen“, betonte der dbb 
Chef und benannte einen kon­
kreten Forderungskatalog.

 < Hintergrund

Beim „Zukunftskongress Staat 
& Verwaltung“, einer Leitver­
anstaltung des Public Sectors 
für Digitalen Wandel, disku­
tierten am 31. August 2021 in 
einer SPEZIAL­Ausgabe Exper­
tinnen und Experten in Berlin 
die Herausforderungen, die 
 Politik mit Blick auf Digitalisie­
rung künftig lösen muss, unter 
dem Motto „Deutschland 
2025: Ein serviceorientierter 
Staat mit einer leistungs star­
ken digitalen Verwaltung?“. 
Der dbb Bundes vorsitzende 
 Ulrich Silberbach sprach auf 
dem Podium unter anderem 
mit dem rheinland­pfälzischen 
Minister für Arbeit, Soziales, 
Transformation und Digitalisie­
rung, Alexander Schweitzer, 
Markus Richter, IT­Beauftrag­
ter der Bundes regierung (CIO 
Bund), und Staatssekretär im 
Bundesinnenministerium, Jens 
Bormann, Präsident der Bun­
desnotarkammer und MdB 
Konstantin von Notz, stell­
vertretender Fraktionsvor­
sitzender von Bündnis 90/  
Die Grünen im Bundestag. 

 < dbb Forderungskatalog

Mehr Tempo bei der Verwaltungdigitalisierung 
n Es müssen mehr IT­Fachkräfte für den Staat ausgebildet wer­

den. Dafür sollten weitere Ausbildungskapazitäten in Bund, 
Ländern und Kommunen geschaffen und innovative Angebote 
ausgebaut werden. Der vom IT­Planungsrat initiierte E­Govern­
ment­Campus als erste webbasierte, bundesweit verfügbare 
Bildungs­ und Weiterbildungsplattform mit Online­Kursen zu 
aktuellen Themen der Digitalisierung im öffentlichen Sektor  
ist ein Schritt in die richtige Richtung.

n Die Beschäftigten müssen systematisch durch passgenaue 
Fort­ und Weiterbildungen fit für das digitale Zeitalter gemacht 
werden. Ein gutes Beispiel hierfür ist die dieses Jahr gegründete 
Digitalakademie für den Bund – davon braucht es mehr, insbe­
sondere auch in den Ländern und Kommunen.

n Der öffentliche Dienst muss attraktiver für qualifizierte 
 Nachwuchskräfte werden. Hierzu gehören eine zeitgemäße 
tech nische Ausstattung, flexible Arbeitszeitmodelle und eine 
moderne und innovative Verwaltungskultur ebenso wie eine 
wettbewerbsfähige Bezahlung und berufliche Perspektiven.

n Die ebenenübergreifende Zusammenarbeit in Digitalisierungs­
fragen muss optimiert werden – vorzugsweise durch eine wie 
bereits vom Normenkontrollrat vorgeschlagene schlagkräftige 
Digitalisierungsagentur nach internationalem Vorbild. Die 
Kompetenzen und Durchgriffsrechte einer solchen Digitalisie­
rungsagentur müssten in einem Staatsvertrag zwischen Bund 
und Ländern festgelegt werden.

n Weniger Perfektionismus: In Deutschland setzen wir digitale 
Tools meist erst ein, wenn sie zu 110 Prozent geprüft sind. In 
der Zwischenzeit kommen von allen möglichen Seiten Wün­
sche, was das Instrument unbedingt noch können muss oder 
keinesfalls darf. Bis es dann wirklich startet, ist es meist tech­
nisch schon veraltet oder so überfrachtet, dass es gar nicht 
richtig funktioniert. Estland und Dänemark starten dagegen, 
wenn das IT­Projekt zu 60 bis 70 Prozent fertig ist, der Rest ist 
„learning by doing“.

n Digital­Check für Gesetze: Bundesregierung und Bundestag 
tun zu wenig dafür, dass die Gesetze, die sie machen, auch 
zeitnah umsetzbar sind und die Verwaltung, Bürgerinnen  
und Bürger nicht frustriert zurücklassen. Zu oft werden kom­
plizierte Regelungen ohne gute digitale Umsetzbarkeit ver­
abschiedet.

n Eine aufgabengerechte und zukunftsfeste Neujustierung der 
föderalen Zuständigkeiten, insbesondere mit Blick auf den Ka­
tastrophen­ und Gesundheitsschutz, Digitalisierung, Bildungs­
standards und Innere Sicherheit, wären als zentralere Regelun­
gen wünschenswert.
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EU-Katastrophenschutzverfahren

Gemeinsames Handeln  
gegen die Waldbrände in Europa
Eine kolossale Hitzewelle in diesem Sommer, bei der die Temperaturen einen Rekordwert von 48,8 Grad 
Celsius erreichten, war Hauptursache für zahlreiche Waldbrände. Durch diese wurden weite Landstriche 
in Südeuropa und Nordafrika – von der Türkei, Griechenland und Italien bis Marokko und Algerien – ver-
wüstet und Dutzende von Menschen getötet. Hilfe kam im Rahmen des EU-Katastrophenschutzverfah-
rens, durch das in kurzer Zeit Feuerwehren aus elf EU-Mitgliedstaaten mobilisiert werden konnten. 

In Balkanländern wie Bosnien, 
Serbien und Bulgarien warnten 
die Behörden die Bürgerinnen 
und Bürger, sich während der 
Mittagszeit nicht der direkten 
Sonneneinstrahlung auszuset-
zen. In Nordmazedonien wur-
den schwangere Frauen und 
Personen über 60 Jahre vo
rübergehend von der Arbeit 
freigestellt, weil die Hitze sie 
gefährdete.

Diese verheerenden Hitze
wellen setzen einen Trend  
fort, der schon seit mehreren 
Jahren besteht: Laut einer in 
der Zeitschrift Nature Geosci-
ence veröffentlichten Studie  
ist die seit 2014 anhaltende 
Serie von Dürren und Hitzewel-
len die schlimmste, die Europa 
seit rund 2 000 Jahren erlebt 
hat. Sie verursachte insgesamt 
Tausende von vorzeitigen To-
desfällen und zog die Agrar
industrie des Kontinents in 
Mitleidenschaft.

„Es ist klar, dass der Klima
wandel zu solchen Ereignissen 
führen wird“, sagte der fran
zösische Präsident Emmanuel 
Macron im August nach einer 
Reise in die Region Saint-
Tropez, wo 10 000 Menschen 
wegen eines Großbrandes 
evakuiert werden mussten.

Auch laut aktuellen Studien, 
wie beispielsweise in der Fach-
zeitschrift Frontiers in Water, 
werden solche Zustände in 
naher Zukunft zur Normalität. 
So wird eine allgemeine Zu-
nahme der Dauer, Anzahl und 
Intensität von Dürren, ein-
schließlich einer deutlichen 
Zunahme von Sommertro-
ckenheit und einer Abnahme 
der Wintertrockenheit in den 
meisten Regionen prognos
tiziert. Als wahrscheinliche 
Brennpunkte gelten die Alpen, 
der Mittelmeerraum, Frank-
reich und die Iberische Halb
insel.

Während der diesjährigen 
Waldbrandsaison in Europa 
wurde eine Fläche verbrannt, 
die mehr als doppelt so groß 
ist wie der Durchschnitt der 
verbrannten Fläche in der EU 
im Zeitraum 2008 bis 2020. 
Viele Stimmen sind sich einig, 
dass neben effektiven Maß-
nahmen zur Bekämpfung der 
globalen Erderwärmung, wie 
der von der EU angestoßene 
Green Deal, eine gemeinsame 
Lösung gefunden werden 
muss, um den von Waldbrän-
den betroffenen Regionen in 
ihrer Notlage bestmöglich zu 
helfen. Der für Umwelt, Meere 
und Fischerei zuständige Kom-
missar Virginijus Sinkevičius 
erläuterte hierzu: „80 Prozent 
der bekannten Pflanzen und 
Tiere der Welt sind in Waldöko-
systemen zu Hause und ihre 
Zerstörung bedeutet für uns 
alle eine Gefahr. Waldbrände 
stellen eine immer größere Be-
drohung für Wälder und Men-

schen dar, und in diesem neu-
en Kontext sind Prävention 
und Zusammenarbeit unsere 
wichtigsten Werkzeuge.“ 

Die rescEU-Kapazität  
an Löschflugzeugen soll  

rasch erhöht werden

Bei seinem Besuch in der 
Region Attika in der Nähe von 
Athen, die in diesem Sommer 
stark von Waldbränden betrof-
fen war, sagte der für Krisen-
management zuständige EU-
Kommissar Janez Lenarčič:  
„Die derzeitige Waldbrandsai-
son in Europa war extrem an-
strengend und hatte schädliche 
Auswirkungen auf die Men-
schen und unsere Ökosysteme. 
Besonders betroffen war Grie-
chenland, wo wir die schlimms-
te Welle von Waldbränden seit 
mehr als einem Jahrzehnt erle-
ben konnten.“ Lenarčič ist sehr 
stolz darauf, dass das EU-Katas-
trophenschutzverfahren und 
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die rescEU-Flotte von Lösch-
flugzeugen ihren Wert einmal 
mehr unter Beweis gestellt ha-
ben – sowohl in Griechenland, 
aber auch in anderen Regionen 
des Kontinents. 

Er weist allerdings darauf hin, 
dass Bedarf an mehr bestünde. 
Aus diesem Grund arbeitet die 
EU mit den Mitgliedstaaten, 
darunter auch Griechenland, 
zusammen, um die rescEU-
Kapazität an Löschflugzeugen 
in naher Zukunft zu erhöhen. 
„Der Aufbau von EU-Reserven 
und -Kapazitäten ist ein lang-
fristiges Unterfangen, das sich 
mit den immer deutlicher wer-
denden Folgen des Klimawan-
dels befasst, um zum Schutz 
unserer Bürger und unserer 
Natur beizutragen. Ich möchte 
jedoch daran erinnern, dass 
Vorbeugung und Anpassung 
für die langfristige Bewälti-
gung verschiedener Katastro-
phen weiterhin von zentraler 
Bedeutung sind“, so Lenarčič.

Robuste Hilfe bei  
Überlastung der  

nationalen Kapazitäten

Zypern, Griechenland, Italien 
sowie Albanien, Algerien, 
Nordmazedonien und die 
Türkei hatten im Rahmen des 
EU-Katastrophenschutzver
fahrens Verstärkung für die 
Brandbekämpfung angefor-
dert. Daraufhin hat die EU 16 
Flugzeuge, drei Hubschrauber, 

etwa 1 300 Ersthelferinnen 
und Ersthelfer sowie mehr  
als 290 Fahrzeuge entsandt.

Allein für Griechenland wur-
den als Reaktion auf die Hilfe
ersuche in kurzer Zeit Lösch-
hilfe aus elf EU-Mitgliedstaa- 
ten, unter anderem auch 
Deutschland, mobilisiert,  
um die nationalen und loka- 
len Löscharbeiten zu unter-
stützen. Diese setzten sich  
aus Teams von Bodenfeuer-
wehrleuten und Löschflugzeu-
gen sowie Löschflugzeugen 
aus der EU-eigenen rescEU-
Reserve zusammen.

Das EU-Katastrophenschutz-
verfahren, in dem die Ressour-
cen der Mitgliedstaaten gebün-
delt werden, und die rescEU- 
Flotte sind ein flexibles EU-
Instrument, mit dem robuste 
Unterstützung geleistet wer-
den kann, wenn die nationalen 
Kapazitäten überlastet sind.

Bereits im Oktober 2001 rich-
tete die Europäische Kommissi-
on das Katastrophenschutzver-
fahren ein. Laut Kommission 
zielt das Verfahren darauf ab, 
die Zusammenarbeit zwischen 
den EU-Mitgliedstaaten und 
den sechs teilnehmenden Staa-
ten im Bereich des Katastro-
phenschutzes zu verstärken, 
um die Prävention, die Bereit-
schaft und die Reaktion auf 
Katastrophen zu verbessern. 
Wenn ein Notfall die Reakti-

onskapazitäten eines Landes  
in Europa und darüber hinaus 
übersteigt, ist es dem Land 
möglich, über das Verfahren 
Hilfe zu erbitten. Die Europäi-
sche Kommission spielt eine 
zentrale Rolle bei der Koordi-
nierung der weltweiten Katas
trophenhilfe und beteiligt sich 
mit mindestens 75 Prozent an 
den Transport- und Durchfüh-
rungskosten der Einsätze.

EU-Finanzhilfen  
für von Katastrophen  

betroffene Länder 

Generell gilt, dass durch die  
EU-Katastrophenschutzver
fahren die drei Hauptaspekte 
von Maßnahmen zum Katastro-
phenschutz abgedeckt werden: 
Prävention, Bereitschaft und 
Reaktion auf Katastrophen. 
Durch das Verfahren werden 
Schulungsmaßnahmen, Übun-
gen, Studien und Projekte zur 
Prävention und Vorbereitung 
sowie der Transport von Sach-
leistungen in das von einer 

Katastrophe betroffene Land 
finanziert. Öffentliche und pri-
vate Einrichtungen sowie inter-
nationale Organisationen sind 
berechtigt, Vorschläge für 
Schutzverfahren einzureichen.

Der für den europäischen 
Grünen Deal zuständige Exe
kutiv-Vizepräsident Frans Tim-
mermans erklärte in diesem 
Zusammenhang: „Bäume sind 
unsere Verbündeten im Kampf 
gegen Klimawandel und Biodi-
versitätskrise. Bäume tragen 
dazu bei, die Luft sauberer zu 
machen und Städte kühler zu 
halten und sie nehmen CO2 auf. 
Die Menschen haben bereits 
Raubbau an den Wäldern der 
Welt betrieben und Waldbrän-
de sind eine zusätzliche Bedro-
hung.“ Da die Waldbrandgefahr 
durch steigende Temperaturen 
und zunehmende Dürren noch 
verschärft würde, seien ein ver-
stärkter Waldschutz, eine bes-
sere Prävention und schnellere 
Gegenmaßnahmen von ele-
mentarer Bedeutung� en

<	 Das EU-Katastrophenschutzverfahren ...

... wurde seit seiner Einrichtung im Jahr 2001 mehr als 500-mal zur 
Reaktion auf Notsituationen eingesetzt.

Das Verfahren umfasst Reaktionskapazitäten aus allen EU-Mitglied-
staaten. Neben den EU-Mitgliedstaaten nehmen Island, Norwegen, 
Serbien, Nordmazedonien, Montenegro und die Türkei teil.

Das Verfahren kann für Einsätze innerhalb der EU und weltweit in 
Anspruch genommen werden.

Es beinhaltet gemeinsame Katastrophenpräventions- und -vorsor-
gemaßnahmen.
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Dialogreihe zur Verwaltungsdigitalisierung

Zoll und Jugend wollen 
digitaler werden
Im Rahmen der virtuellen Dialogreihe des dbb zum 
Stand der Verwaltungsdigitalisierung kamen im Sep-
tember 2021 Beschäftigte aus dem Bereich Zoll in der 
Finanzverwaltung und junge Beschäftigte ins Gespräch 
mit dbb Chef Ulrich Silberbach. Das gemeinsame Fazit: 
Dem Staat fehlt die zentrale Idee. 

Für den stellvertretenden Bun-
desvorsitzenden des BDZ Deut-
sche Zoll- und Finanzgewerk-
schaft, Thomas Liebel, hat die 
IT-Infrastruktur beim Zoll einen 
großen Stellenwert, wenn es 
darum geht, pro Jahr rund 52 
Millionen Kfz-Steuerbescheide, 
251 Millionen Zollabfertigun-
gen, 145 000 Geldwäsche-Ver-
dachtsmeldungen sowie 56 000 
Überprüfungen möglicher Fälle 
von Schwarzarbeit zu bewälti-
gen. Neuerdings werde beim 
Zoll auch künstliche Intelligenz 
(KI) eingesetzt, was allerdings 
auch Nachteile mit sich bringe, 
wenn im Zuge dessen zum Bei-
spiel Dienstpostenbewertungen 
angepasst würden. Ein weiteres 
Problem sei die Entgrenzung 
von Arbeit durch mobiles Arbei-
ten, „hier müssen wir manche 
Kolleginnen und Kollegen vor 
sich selbst schützen, damit sie 
sich nicht selbst unter Druck 
setzen“, so Liebel. Mobile Arbeit 
brauche klare Regeln. In diesem 
Zusammenhang wies der BDZ-
Vize darauf hin, dass die Model-
le für mobiles Arbeiten nach der 
Pandemie flexibel auf die unter-
schiedlichen Bedürfnisse der 
Beschäftigten zugeschnitten 
werden müssten, zumal im 

Zuge der Veränderungen in der 
Arbeitswelt auch das Liegen-
schaftsmanagement neu aus
gerichtet würde.

Jörg Kirmße leitet den Ständigen 
Fachausschuss Informations- 
und Kommunikationstechnik 
beim BDZ und ist im Bundesmi-
nisterium der Finanzen unter 
anderem mit der Stabsstelle KI 
und Quantencomputing be-
fasst. Was die Nutzung privater 
Geräte im Dienst betrifft, ist 
seine Line klar: „Man kann 
nicht verlangen, dass private 
Geräte für den Dienst genutzt 
werden. Ausstattung ist Sache 
des Dienstherrn.“ Wenn Zöllner 
heute mit Tablets und Analyse-
software zum Beschautermin 
gingen, seien private Geräte 
auch in rechtlicher Hinsicht kei-
ne Alternative mehr, sondern 
ein „No-Go“. Kritisch betrachtet 
Kirmße die Beurteilung der 
Erfüllungsaufwände und Per
sonalbedarfe für die Digitalisie-
rung. Am Beispiel des Online
zugangsgesetzes von 2017 
illustrierte er, wie weit dort oft 
Wunsch und Wirklichkeit ausei-
nanderliegen. So sei das Gesetz 
als kostenneutral mit einem 
Einsparpotenzial von 700 Mil

lionen Euro pro Jahr entworfen 
worden. „In der Realität hat das 
Gesetz im Jahr 2021 einen Per-
sonalkostenmehrbedarf von 
2,2 Millionen Euro beim UTZ 
Bund zur Folge, und beim Zoll 
und in der Steuerverwaltung 
erwarten wir ebenfalls einen 
signifikanten Mehrbedarf.“ 
Kirmßes Forderungen: mehr 
Fachkompetenz bei Nachhal
tigkeit der Digitalisierung, eine 
realistische Gesetzesfolgen
einschätzung, realistische Zeit
ansätze und mit Blick auf rund 
23 000 fehlende IT-Fachkräfte 
dauerhaft mehr Personal. Nur 
so könne der komplette struk-
turelle Umbruch, den die IT-
Konsolidierung im BMF be
deute, gestemmt werden.

Jana Danielle Kunze, die im 
BMF im Referat IT-Strategie ar-
beitet und mitverantwortlich 
für die Dienstekonsolidierung 
ist, skizzierte, wie alle Beschäf-
tigten von den Umstrukturie-
rungen betroffen sind. So dürf-
ten bis 2025 zum Beispiel nur 
noch zwei IT-Dienstleistungen 
pro Arbeitsvorgang zur Verfü-
gung stehen, damit die Syste-
me zentraler gesteuert werden 
können, das Bundesministeri-

um des Innern erhebe dafür 
den Konsolidierungsbedarf. In 
der Folge könnten jedoch die 
individuellen Besonderheiten 
der einzelnen Systeme nicht 
mehr hinreichend berücksich-
tigt werden, worunter die Nut-
zerfreundlichkeit leide. Hier 
müssten die Interessenvertre-
tungen der Beschäftigten aktiv 
einbezogen werden und die 
Nutzerfreundlichkeit im Vor-
dergrund der Reformen stehen.

<	 Zoll: Ausbildug muss 
Schritt halten

Andreas Pawlak, freigestellter 
Personalrat im Infotechnik
zentrum Düsseldorf, eine 
Bundesoberbehörde im Ge-
schäftsbereich des Bundesfi-
nanzministeriums, der vor sei-
ner Freistellung viel Erfahrung 
im Bereich Serverinternet ge-
sammelt hat, misst dem Faktor 
Ausbildung bei der Digitalisie-
rung der Finanzverwaltung 
einen hohen Stellenwert bei: 
„Wir haben seit Jahren mehr 
Stellen, als wir besetzen kön-
nen. Um hier gegenzusteuern, 
hat sich die Ausbildung für uns 
am nachhaltigsten erwiesen. 
Die jungen Leute sind zwar erst 
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einmal drei Jahre nicht voll 
einsatzfähig. Aber wir können 
sie in der Ausbildung für die 
Finanzverwaltung gewinnen. 
Inzwischen gelingt es uns sogar, 
gegen die privatwirtschaftliche 
Konkurrenz auf dem Ausbil-
dungsmarkt gut mitzuhalten.“

Tobias Wilmroth, der beim 
Zollkriminalamt in der Abtei-
lung Internetrecherche tätig 
ist, beschäftigt sich intensiv 
mit dem Thema Social Media. 
„Als Internetbeauftragter des 
BDZ habe ich begonnen, eine 
App für die Bundesebene zu 
entwickeln. Weil die Kosten 
sehr hoch sind, habe ich diese 
Aktivitäten einstweilen wie- 
der auf Eis gelegt.“ Wilmroth 
regte an, eine dbb App für alle 
Mitgliedsgewerkschaften zu 
etablieren. 

Jan Gies kümmert sich beim 
IT-Dienstleister des Bundes um 
Steueranwendungen, die etwa 
bei der Erhebung der Kfz-Steu-
er mehr Funktionalität bieten. 
Als stellvertretender Vorsitzen-
der im BDZ-Fachausschuss für 
Internet ist er auch dort „viel in 
der IT unterwegs“, wie er sagt. 
Ihm liegen aber auch die Aus-
zubildenden am Herzen: „Ich 
war selbst lange in der Jugend- 
und Auszubildendenvertretung 
aktiv.“ Beim Thema Ausbildung 
sei es ganz wichtig, die Auf
gaben, die zu erledigen sind, 
genauer zu definieren, fasste 
Gies die Erfahrungen aus sei-
ner Dienststelle zusammen: 
„Als Entwicklungsabteilung 
haben auch wir viele off ene 
Stellen, die häufig mit Exter-
nen besetzt werden. So kom-
men wir oft nicht zu unseren 
eigentlichen Aufgaben. Wir 
sollten uns darüber klar 
werden, was wir brauchen:  
Die einen sagen, wir wollen 
selber entwickeln, die ande- 
ren sagen, wir koordinieren 
lieber Externe.“ 

dbb Chef Ulrich Silberbach kriti-
siert das grundsätzliche Fehlen 
einer „zentralen Idee“ bei der 
Verwaltungsdigitalisierung. 
„Die Verwaltung ist nicht auf 
der Höhe der Zeit, was die Di

gitalisierung angeht. Ich lege 
großen Wert darauf, immer zu 
betonen, dass es nicht an den 
Beschäftigten liegt: Es gibt kei-
nen klaren Plan, bestätigt auch 
der Normenkontrollrat in sei-
nem jüngsten Jahresgutachten. 
Es gibt überall kleine Sandkäs-
ten, jeder werkelt vor sich hin.“ 
Dabei bräuchten Staat und Ver-
waltung jetzt einen grundle-
genden Digitalisierungs- und 
Modernisierungsprozess. „Das 
ist eine schallende Ohrfeige für 
die politisch Verantwortlichen“, 
so der dbb Chef.

<	 Junge Beschäftigte:  
Wo ist mein Werkzeug?

Auch im Dialog mit den in der 
dbb jugend engagierten jun-
gen Beschäftigten bekennt 
dbb Chef Ulrich Silberbach, 
dass er in Sachen Digitalisie-
rung der Verwaltung aktuell 
das Schlimmste befürchtet: 
„Wir verlieren den Anschluss 
und die Menschen.“ Wenn 
schon der Normenkontrollrat 
der Bundesregierung der digi-
talen Transformation des öf-
fentlichen Dienstes wieder- 
holt ein verheerendes Zeugnis 
ausstelle, „sind jetzt wirklich 
umgehend tiefgreifende Maß-
nahmen angezeigt“. Viele poli-
tische Kräfte betrachteten 
immer nur die Kosteneinspa-

rungsvarianten von Digitali
sierung, kritisiert Silberbach. 

Wichtiger und richtiger sei da-
gegen, das Augenmerk auf den 
Nutzen zu legen, den Digitali-
sierung für Beschäftigte und 
Bürgerinnen und Bürger brin-
ge. „Es funktioniert nicht, den 
Leuten einfach die Technik hin-
zustellen und zu sagen: Nun 
macht mal!“, so der dbb Chef. 
Befürchtungen und Ängste der 
Menschen müssten wahrge-
nommen und durch entspre-
chende Qualifikation aufgefan-
gen werden. „Die Pandemie 
hat zwar auf der Ausstattungs-
seite vieles beschleunigt, es 
gab auch Personalaufwüchse 
in den Präsenzbereichen. Aber 
im Backoffice fehlt es weiter-
hin in sämtlichen Bereichen  
an Personal und Know-how  
für die digitale Transformation. 
Da helfen keine schicken Hubs 
und Labore, da muss sich jetzt 
flächendeckend endlich mal 
was tun“, mahnt Silberbach. 

Karoline Herrmann, Vorsitzen-
de der dbb jugend, erläutert, 
warum die dbb jugend ihre Po-
sition „Wir machen Digitalisie-
rung menschlich“ als Programm 
für sämtliche Gebietskörper-
schaften und Zielgruppen von 
Digitalisierung verstanden wis-
sen will. „Wir erleben, dass ganz 

viele Beschäftigte, auch jünge-
re, Ängste und Befürchtungen 
haben, wenn es um Digitalisie-
rung geht: Schaffe ich das, was 
passiert mit meinem Arbeits-
platz? Das sind Fragen, die die 
Menschen bewegen. Weil das 
diejenigen sind, die die Trans-
formation in der Verwaltung 
umsetzen und tragen müssen, 
müssen wir die abholen und 
mitnehmen. Anders wird es 
nicht gehen“, macht Herrmann 
deutlich. Die dbb jugend-Chefin 
verweist darauf, dass mit den 
jungen Beschäftigten, den „Di-
gital Natives“, bereits wertvolle 
Change Agents in den Verwal-
tungen säßen. „Ihr Know-how 
und Potenzial müssten viel stär-
ker eingebunden und genutzt 
werden“, fordert Herrmann.  
Sie appelliert zudem, dass digi-
tale Bürgerdienstleistungen flä-
chendeckend gut funktionieren 
müssten – für die nutzenden 
Beschäftigten ebenso wie für 
die Bürgerinnen und Bürger. 
„Bei der Umsetzung des Online-
zugangsgesetzes beispielsweise 
nimmt sich der Bund überwie-
gend zurück, die Länder konkur-
rieren untereinander und die 
Kommunen lässt man mal so 
machen. Das kann nicht ange-
hen, so kommen wir niemals 
voran“, warnt Herrmann. „Wir 
brauchen endlich einheitliche 
und verbindliche Standards.“
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Katrin Mende, Mitglied der 
komba jugend und der dbb 
jugend AG Diversity, weist  
auf die positiven, aber auch 
negativen Folgen der Verwal-
tungsdigitalisierung für Ge-
handicapte hin. „Zum einen 
ermöglicht digitales Arbeiten 
natürlich ganz massiv die Teil-
habe von Menschen mit Behin-
derung am Arbeitsleben, etwa 
wenn man entfallende Arbeits-
wege oder nicht barrierefreie 
Räumlichkeiten bedenkt, die  
es auch im öffentlichen Dienst 
noch reichlich gibt. Anderer-
seits birgt digitales Arbeiten 
aber auch die Gefahr, dass  
man Gehandicapte quasi in  
der Isolation verschwinden 
lässt und sagt: ‚Mensch, spar 
dir doch den Weg und arbeite 
nur noch von zu Hause.‘ Das 
wäre schlimm, denn der per-
sönliche Kontakt zu Kollegin-
nen und Kollegen ist ja ein 
ganz wichtiger Aspekt von 
Teilhabe“, so Mende. 

Marcel Oehm, Vorsitzender  
der dbb jugend berlin und Mit-
arbeiter des Bundeskanzler-
amts, berichtet, dass auch die 
Bundesverwaltung sehr von 
der Pandemie profitiert habe, 
was digitale Neuerungen ange-
he, sowohl von der Ausstat-
tung her als auch in Sachen 
mobiles Arbeiten, was bereits 
in einen Tarifvertrag und eine 
entsprechende Dienstvereinba-
rung gemündet sei. Auch Per-
sonalaufwüchse seien zu ver-
zeichnen, aber Oehm bestätigt, 
dass diese vorwiegend in öf-
fentlichkeitswirksamen Berei-
chen vollzogen würden, die 
klassischen Serviceeinheiten 
davon jedoch eher selten profi-
tierten. „Hinzu kommt, dass 
wir auf viele Stellenausschrei-
bungen gar keine passenden 
Bewerberinnen oder Bewerber 
finden können – Personal ist 
und bleibt eine sehr große Her-
ausforderung für den öffentli-
chen Dienst“, machte Oehm 
deutlich. 

Isabell Markus, Vorsitzende 
komba jugend nrw und tätig 
bei der Stadtverwaltung Rem-
scheid, schildert an einem Bei-

spiel, dass die Digitalisierung 
im öffentlichen Sektor noch 
nicht überall angekommen sei. 
So habe sich das Land Nord-
rhein-Westfalen dagegen 
entschieden, den 2022 anste-
henden Zensus mit Tablets 
durchzuführen. Deswegen sei 
die Stadt Remscheid derzeit 
auf der Suche nach Lagerkapa-
zitäten für 1,5 Tonnen Zensus-
Papierunterlagen … Viel mehr 
bewegt Markus unterdessen 
der massive Fachkräftemangel 
im öffentlichen Dienst: „Wir 
erleben es leider immer wieder 
und öfter, dass junge Men-
schen, die eine Ausbildung bei 
uns beginnen, ganz schnell 
wieder das Weite suchen, wenn 
sie sehen, wie altertümlich wir 
arbeiten. Hinzu kommt Kon-
kurrenz zwischen den verschie-
denen Gebietskörperschaften, 
die sich mit attraktiven Ange-
boten wie Ausstattung oder 
Verbeamtung gegenseitig die 
Leute abjagen“, erläuterte Mar-
kus. Die komba jugend-Chefin 
wies auch darauf hin, dass der 
öffentliche Dienst nicht nur die 
Binnensicht, sondern auch sei-
ne Außendarstellung mit Blick 
auf Nachwuchs im Auge behal-
ten müsse: „Wenn man schon 
als Bürgerin oder Bürger im 
Kontakt mit der Verwaltung 
absolut abgeschreckt wird – 
wer kommt denn da noch auf 
den Gedanken, da möglicher-
weise eine Ausbildung anfan-
gen oder arbeiten zu wollen?“ 
Deswegen sei die Digitalisie-
rung der Verwaltung für den 
internen Workflow ebenso 
notwendig wie für die Außen-
wahrnehmung des öffentli-
chen Dienstes als Arbeitgeber, 
betonte Markus. 

Florian Klink arbeitet bei der 
Stadt Hamm in Westfalen im 
Controlling des Jugendamtes 
und ist Vorsitzender der AG Di-
versity der dbb jugend. Zudem 
engagiert er sich in der komba 
jugend. Ihm fehlen vor allem 
einheitliche Lösungen, was die 
technische Ausstattung der 
Verwaltung und Fortbildungs-
konzepte betrifft. „Selbst in-
nerhalb von Nordrhein-West-
falen sind die Vorgaben nicht 
überall gleich“, kritisiert er.  
„So stellen zum Beispiel einige 
Arbeitgeber beziehungsweise 
Ausbildungsstätten ihren Azu-
bis Laptops zur Verfügung, 
andere dagegen nicht.“ Das 
schaffe ungleiche Vorausset-
zungen, denn man könne nicht 
davon ausgehen, dass jede und 
jeder privat einen teuren Rech-
ner zur Verfügung habe. Ein 
weiteres Problemfeld der Ver-
waltungsdigitalisierung sei der 
Bereich Gesundheit und psy-
chische Gesundheit. Mobiles 
Arbeiten bringe Umbrüche für 
die Personalratsarbeit und das 
Gesundheitsmanagement mit 
sich. „Hier werden gerade viele 
neue Probleme wie Entgren-
zung der Arbeit geschaffen, die 
nicht die Oberhand gewinnen 
dürfen“, so Klink.

Das findet auch Max Heiz-
mann, der als Inspektoranwär-
ter im dritten Semester beim 
Regierungspräsidium Darm-
stadt studiert und in der dbb 
jugend hessen aktiv ist. „Digi-

talisierung der Verwaltung 
kann funktionieren, wenn die 
Technik auf der Höhe der Zeit 
ist und die Online-Anbindung 
stimmt“, sagt Heizmann. 
„Wenn wir in der Praxis aber 
mit Benutzeroberflächen ar-
beiten, die unter Windows XP 
laufen und seit zehn Jahren 
veraltet sind, dann ist das kei-
ne willkommene Entschleuni-
gung der Arbeit, sondern ein-
fach nur ärgerlich.“

Denis Börner studiert an der 
Hochschule des Bundes im 
fünften Semester Allgemeine 
Innere Verwaltung und kennt 
die technischen Unzulänglich-
keiten nur zu gut. „Wir kämp-
fen zum Beispiel schon ewig für 
WLAN in der Lobby der Hoch-
schule und in den Wohnhei-
men. Weiter mussten wir den 
Senat der Hochschule lange zu 
dem Beschluss drängen, den 
Studierenden Office-Pakete zur 
Verfügung zu stellen.“ Börners 
Fazit: „Wenn einfachstes Hand-
werkszeug wie die Jura-Soft-
ware ,Beck-Online‘ plötzlich 
eingespart werden soll und 
Whiteboards nicht funktio
nieren, klingen die blumigen 
Ankündigungen so mancher 
Staatssekretäre in Sachen Digi-
talisierung schon ein bisschen 
komisch.“  
� br/cri/iba
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Infos für den Katastrophenfall

Warn­Apps gehören auf jedes Smartphone
Im Ernstfall rechtzeitig gewarnt zu werden, kann Leben retten. Offizielle Warn­Apps für Smartphones 
ermöglichen das: Ortsgenau und schnell informieren sie über aktuelle Gefahrenlagen vom Bomben­
fund bis hin zu drohenden Wetterkatastrophen. Die drei wichtigsten Warn­Apps im Schnellcheck.

 < NINA  < KATWARN  < WarnWetter

Die Notfall­ Informations­ und Nach­
richten­App des Bundes, kurz Warn­

App NINA, versendet wichtige Warnmel­
dungen des Be völkerungsschutzes für 
unterschiedliche Gefahrenlagen wie zum 
Beispiel Gefahrstoffausbreitung oder ei­
nen Großbrand. Wetterwarnungen des 
Deutschen Wetterdienstes und Hochwas­
serinformationen der zuständigen Stellen 
der Bundesländer sind ebenfalls in die 
Warn­App integriert.

Abonniert werden können Gebiete und 
Orte, für die gewarnt werden soll: Land­
kreise, Gemeinden oder Umkreise von 
neun oder einem Quadratkilometer um 
 einen frei wählbaren Ort sind möglich. Auf 
Wunsch warnt die Warn­App NINA auch 
für den jeweils aktuellen Standort. Dabei 
werden keinerlei Standortdaten  erfasst. 

In die Warn­App NINA integriert sind 
 außerdem aktuelle Informationen zur 
 Corona­Pandemie (COVID­19). Für die abon­
nierten Orte und, sofern aktiviert, den ak­
tuellen Standort können sich Nutzerinnen 
und Nutzer in der Warn­App über lokal gel­
tende Regelungen und Allgemeinverfügun­
gen informieren. https://bit.ly/39nHITr

Mit KATWARN hat das Fraunhofer Insti­
tut für offene Kommunikationssyste­

me ( FOKUS) im Auftrag der öffentlichen 
Versicherer 2009 ein Warnsystem veröffent­
licht, das die Warninfrastruktur in Deutsch­
land bereichert. KATWARN ist ein kosten­
loser Warndienst für die Bevölkerung: Es 
informiert mehrsprachig sowie orts­ und 
themenbezogen über Gefahrenlagen und 
gibt konkrete Hinweise, wie betroffene Per­
sonen in der Situation handeln sollen. Ab­
sender der Warnungen sind ausschließlich 
autorisierte Behörden und Einrichtungen, 
die mit KATWARN eine offizielle Nutzungs­
vereinbarung abgeschlossen haben. 

KATWARN kann auch im Ausland ein­
gesetzt werden: Dafür bietet jedes Land 
eine eigene „nationale“ KATWARN­App 
an. Doch egal, wo sich Nutzerinnen und 
Nutzer aufhalten: Sie brauchen nur eine 
App zu installieren, um überall Warnun­
gen empfangen zu können. Mithilfe der 
KATWARN­Roaming­Technologie erhalten 
Sie mit aktiviertem Schutzengel auch im 
Ausland aktuelle Warnungen an Ihrem 
Aufenthaltsort. KATWARN ist derzeit als 
Smartphone­App sowie alternativ per SMS 
und E­Mail verfügbar. www.katwarn.de

Mit der WarnWetter­App versorgt der 
Deutsche Wetterdienst im Rahmen 

seines gesetzlichen Auftrages die breite Öf­
fentlichkeit und die Einsatzkräfte aus dem 
Ka tastrophen­, Bevölkerungsschutz und 
Umweltschutz mit wichtigen Hinweisen zur 
aktuellen Warn­ und Wettersituation. Die 
Nutzerinnen und Nutzer der WarnWetter­
App des Deutschen Wetterdienstes (DWD) 
können seit Juli 2020 zudem Wettereignisse 
wie zum Beispiel Starkregen und Unwetter­
folgen wie Überschwemmungen direkt in 
der App mit Text oder Foto melden.

In der kostenlosen Version der App erhal­
ten Nutzerinnen und Nutzer eine Übersicht 
über die aktuelle Warnlage für Deutsch­
land bis auf Gemeindeebene und detaillier­
te Informationen zur Warnsituation für ge­
wählte Orte durch amtliche Warnungen. 
Weiter gibt es zuschaltbare Vor­Ort­War­
nungen vor Unwetterereignissen (Gewitter, 
Schnee, Lawinen, Glätte, Hochwasser und 
Sturmflut) bei Ortung über mobile Geräte, 
zuschaltbare Alarmierungsfunk tion bei 
 Änderung der Warnlage vor Ort sowie 
 Social­Media­Sharing. Weitere Inhalte kön­
nen per In­App­Kauf hinzugebucht werden. 
https://bit.ly/3Cv4Tb1 
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„Die Corona­Krise hat der Digi­
talisierung der Verwaltung ei­
nen enormen Schub verpasst. 
Diesen müssen wir nutzen, um 
die Versäumnisse der letzten 
Jahre aufzuholen“, stellte Mila­
nie Kreutz, Vorsitzende der dbb 
bundesfrauenvertretung, in ih­
rer Eröffnungsrede fest. Vor al­
lem, um die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie zu verbes­
sern, müsse jetzt Tempo ge­
macht werden. „Die digitali­
sierte Verwaltung hat Frauen 
so viel mehr zu bieten als nur 
Homeoffice“, gab Kreutz zu be­
denken. „Führen in Teilzeit und 
Führen aus der Ferne sind be­
währte Konzepte für familien­
freundliches und flexibles Ar­
beiten, die mithilfe digitaler 
Arbeitsmittel in die Breite ge­
tragen werden müssen. Aber 
auch Empathie trotz Distanz 
und eine kontinuierliche Kom­
munikationsentwicklung gehö­
ren als zentrale Elemente der 
Führungskultur im öffentlichen 
Dienst dazu. Gleichzeitig müs­
sen die neuen Arbeitsweisen 
unter Berücksichtigung der Dis­
kriminierungsfreiheit in den 
Leistungskriterien und der Leis­
tungsbewertung abgebildet 
werden.“

 < Silberbach: Mitbestim-
mungsrecht muss nach-
geschärft werden

Angesichts der zunehmend 
 hybriden Ausrichtung der Ver­
waltungsarbeit muss laut dem 
dbb Bundesvorsitzenden Ulrich 
Silberbach vor allem auch das 
Mitbestimmungsrecht deutlich 
nachgeschärft werden: „Die 
 Zulassung der elektronischen 
Kommunikation zwischen Per­
sonalrat und Dienststelle, die 
Verstetigung der Option zur 
Durchführung von Video­ und 
Telefonkonferenzen und die Ein­
fügung eines Mitbestimmungs­
rechts bei der Einführung von 
Telearbeit und mobiler Arbeit 
im neuen Bundespersonalver­
tretungsgesetz allein geben kei­
ne hinreichende Antwort auf 
die großen Herausforderungen 
der Digitalisierung. “

 < Keynote: Frauen in der 
digitalen Arbeitswelt

„Wie sieht die Zukunft der 
 Arbeit für Frauen nach der 
 Corona­Krise aus?“ Diese 
 Frage diskutierte dbb frauen 
Chefin Milanie Kreutz im Rah­
men der öffentlichen Veran­

staltung mit ihren digital 
 zugeschalteten Gästen. Den 
Start machte Dr. Julia Borggrä­
fe, Abteilungsleiterin Digitali­
sierung und  Arbeitswelt im 
Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS). In ihrer 
Keynote stellte sie aktuelle Er­
kenntnisse aus dem Fachkräf­
temonitoring zur Situation 
von Frauen in der  digitalen 
 Arbeitswelt vor. 

„Wo Algorithmen die Arbeit 
ersetzen können, werden Ar­
beitsplätze wegfallen. Hier 
werden vor allem Frauen be­
troffen sein“, machte Borggrä­
fe deutlich. Gleichzeitig steige 
aber auch der Bedarf an Fach­
kräften vor allem im Bereich 
der Pflege und in technischen 
Berufen. Bis 2040 würden rund 
3,6 Millionen qualifizierte Fach­
kräfte nötig. Diesen Übergang 
zu gestalten, sei eine große He­
rausforderung. Die Ministerial­
beamtin verwies hier auf den 
3. Gleichstellungsbericht der 
Bundesregierung: „Es geht um 
Zugang, um Nutzung und Ge­
staltung der Digitalisierung. 
Diese drei Themen müssen wir 
gut durchstrukturieren, wenn 
wir den Transformationspro­

zess geschlechtergerecht 
 gestalten wollen.“

 < Podiumsdebatte:  
Wie sieht der öffentliche 
Dienst der Zukunft aus?

Anschließend diskutierte die 
Vorsitzende der dbb frauen, 
Kreutz, im Rahmen einer digita­
len Podiumsdebatte mit der 
Bundestagsabgeordneten Beate 
Müller­Gemmeke (Sprecherin 
für ArbeitnehmerInnenrechte 
und aktive Arbeitsmarktpolitik 
– Bündnis 90/Die Grünen), der 
 Europaabgeordneten Maria 
 Noichl (die auch Bundesvorsit­
zende der Arbeitsgemeinschaft 
sozialdemokratischer Frauen 
ist) sowie Nadine Schön (stell­
vertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU­Bundestagsfraktion, 
zuständig für die Bereiche 
 Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend sowie Digitale Agenda).

„In der Wirtschaft werden die 
Chancen der Digitalisierung viel 
besser genutzt. Damit die öf­
fentliche Verwaltung die immer 
komplexeren Probleme besser 
anpacken kann, muss auch sie 
sich endlich besser vernetzen 
und lernen, in Teams zu arbei­

Hauptversammlung der dbb bundesfrauenvertretung

dbb frauen fordern Zukunftsplan
Digitalisierung und Gleichstellung müssen Hand in Hand gehen. Dafür muss der  öffentliche Dienst zum 
 Innovationstreiber ausgebaut werden. Mit dieser Forderung  eröffnete dbb frauen Chefin Milanie Kreutz die 
Hauptversammlung, die erstmals seit Beginn der Pandemie am 3. September 2021 in Berlin zusammentrat.
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ten“, sagte Schön. „Mit der 
‚Neustaat­Initiative‘ der Unions­
parteien wollen wir dazu anre­
gen, neue Tools und Arbeitswei­
sen in die Arbeit der Verwaltung 
einzubringen.“ Grundsätzlich 
müsse die Leistung der Verwal­
tung aber gewürdigt werden: 
„Die hat unser Staatswesen sta­
bil gemacht.“ Jetzt gelte es aber, 
sich auf den Weg in eine neue 
Zeit zu machen. „Wir können 
den Staat nur funktionsfähig 
halten, wenn wir mit der Zeit 
gehen. Es ist die Verantwortung 
der Politik, diese Themen anzu­
packen“, sagte Schön.

Maria Noichl, selbst Lehrerin, 
rückte beim Blick auf die 
 Mängel der Digitalisierung  
im  öffentlichen Dienst den 
 Bildungsbereich in den Fokus: 
„Digitale Kompetenz beginnt 
in der Ausbildung der Lehrkräf­
te. Wir müssen alle Kräfte bün­
deln und die Lehrerinnen und 
Lehrer so ausbilden, dass sie 
junge Menschen in die Digitali­
sierung führen können. Denn 
die einen haben einen ‚Apple‘ 
daheim und die anderen einen 
leeren Küchentisch. Um Chan­
cengleichheit für alle Kinder 
herzustellen, müssen die Lehr­
kräfte beim Thema Digitalisie­
rung sehr viel versierter sein.“

 < Rechtsanspruch  
auf Homeoffice?

Umstritten war zwischen den 
Diskutantinnen ein gesetzlicher 
Rechtsanspruch auf Homeoffice. 
Ein Recht auf beispielsweise 
30 Tage Homeoffice sei nicht 
zielführend, so Nadine Schön. 
„Jeder Arbeitgeber, jede Behör­
de ist anders und hat andere 
Anforderungen, die auszuhan­
deln sind. Dabei brauchen wir 
auch die Interessenvertretung 
durch die Gewerkschaften.“  
So könne, wo immer das gehe, 
die Tätigkeit im Homeoffice 
 gesetzlich unterstützt werden. 
„Ich würde lieber mit einem 
sehr experimentierfreudigen 
Ansatz an diese Frage heran­
gehen.“

Dem widersprach Beate Müller­
Gemmeke vehement. Die Sozi­

alpartnerschaft funktioniere 
zwar im öffentlichen Dienst  
in der Regel gut, in der freien 
Wirtschaft sehe das aber zum 
Teil deutlich anders aus. „Ich 
hoffe, wir kehren auch nach der 
Corona­Pandemie nicht zurück 
zur Präsenzkultur. Eine Erkennt­
nis der letzten Monate ist doch, 
dass wir für das Homeoffice 
 beziehungsweise mobile Arbei­
ten klare Regelungen und die 
richtigen Rahmenbedingungen 
brauchen“, so die Abgeordnete. 
Wichtig sei der Aspekt der Frei­
willigkeit, damit aus dem Recht 
keine Pflicht würde. Außerdem 
müsse es ein Rückkehrrecht an 
einen festen Büroarbeitsplatz 
geben. „Gerade Frauen sollen ja 
im Arbeitsleben weiterhin sicht­
bar sein. Nicht nur für die Karrie­
re, sondern auch für die sozialen 
Kontakte, aus denen heraus ja 
auch Innovation entsteht.“

Das unterstützte Maria Noichl, 
die sagte: „Ich würde mir zwei­
erlei wünschen: den Rechts­
anspruch auf Homeoffice und 
den Rechtsanspruch auf Prä­
senz.“ Ständig im Homeoffice 
zu arbeiten, behindere die Ver­

netzung und damit die Karrie­
rechancen von Frauen, warnte 
auch die Sozialdemokratin. 
„Wenn Homeoffice als Spar­
modell angesehen wird, dann 
werden wir es an die Wand 
fahren. Das Recht auf einen 
 anständigen Arbeitsplatz muss 
jedem zustehen. Homeoffice 
ist ein zusätzlicher Arbeits­
platz, keine Dauerlösung.“

 < Corona und  
die Care-Berufe

„Corona hat deutlich gemacht, 
wie hoch die Belastung in der 
Pflege ist“, so Müller­Gemme­
ke. Die Arbeitsbedingungen 
dort müssten endlich verbes­
sert werden, insbesondere 
über bessere Bezahlung und 
eine verbindliche Personalbe­
messung. „In der Pflege und in 
 allen anderen Care­Berufen 
müssen die Beschäftigten das 
Gefühl haben, den Job auch or­
dentlich ausfüllen zu können. 
Das bedeutet, auch mehr Zeit 
für die Menschen zu haben. 
Funktioniert das nicht, neh­
men Unzufriedenheit und ge­
sundheitliche Probleme zu.“

„Gerade die Menschen in den 
Pflegeberufen benötigten an­
dere Arbeits­, Urlaubs­ und 
Freizeitregelungen, weil ihre 
Tätigkeit sehr viel Empathie 
und Kraft kostet“, unterstrich 
auch Noichl. Es brauche ein 
grundsätzlich neues Denken in 
der Pflege, das die Arbeit am 
Menschen neu bewerte. „Wir 
sollten anerkennen, dass diese 
Tätigkeit die Beschäftigten ei­
gentlich nicht länger als sechs 
Stunden beanspruchen darf.“ 
Sie auf diese Weise zu entlasten, 
würde auch den zu pflegenden 
Menschen zugute kommen, 
zeigte sich die Europaabgeord­
nete überzeugt.

dbb frauen Chefin Kreutz hob 
abschließend heraus, dass die 
Verwaltung bei der Bewälti­
gung der Corona­Krise unter 
den gegebenen Umständen 
„einen guten Job gemacht hat“. 
Die bekannten Defizite bei der 
Ausstattung und Infrastruktur 
müssten umgehend ausgegli­
chen werden. Aber auch die 
Transformation der Führungs­
kultur müsse weiter vorange­
bracht werden, bewährte Kon­
zepte für familienfreundliches 
und flexibles Arbeiten müssten 
mithilfe digitaler Arbeitsmittel 
in die Breite getragen werden. 
Das Thema der Vereinbarkeit  
in einer digitalen Arbeitswelt 
müsse künftig eine noch grö­
ßere Rolle spielen: „Wir müssen 
noch härter daran arbeiten, die 
Lasten der Care­Tätigkeiten 
gleichberechtigt zu verteilen.“ 
 
 bas/cri/ef

 < Zum nicht öffentlichen Teil der Hauptversammlung begrüßte die Vorsit­
zende Milanie Kreutz den dbb Bundesvorsitzenden Ulrich Silberbach.

 < Die Bundesprecherin der VBE­Frauenvertretung, Tanja Küsgens (Zweite von links), wurde von der 
 Hauptversammlung als Beisitzerin in die Geschäftsführung der dbb bundesfrauenvertretung gewählt.  
Küsgens folgt auf Michaela Neersen (rechts), die im Juni zur stellvertretenden Vorsitzenden aufgestiegen ist. 
Die Mitglieder der Geschäftsführung: Sabine Schumann, Tanja Küsgens, Synnöve Nüchter, Vorsitzende  
Milanie Kreutz, Elke Janßen und Michaela Neersen (von links).
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Clever mit Geld umgehen

Rechtzeitig 
Rücklagen bilden
Langfristige Wünsche, wie Wohneigentum, 
sind ohne Rücklagen nur schwer zu verwirk­
lichen. Daher sollte so früh wie möglich ein 
finanzielles Polster angespart werden – das 
geht auch mit überschaubarem Einkommen.

Der Einstieg ins Berufsleben ist 
spannend und bringt für junge 
Beamte und Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst unglaub­
lich viel Neues. Eine entschei­
dende Veränderung: Endlich 
kommt eigenes Geld aufs Kon­
to. Das bringt neue Freiheiten, 
aber auch einige Verpflichtun­
gen. Wohnen, Essen, Internet 
und Fitnessstudio – die Fixkos­
ten müssen bezahlt werden. 
Andererseits sollte natürlich 
auch Geld für Urlaub und 
Shopping übrig sein. Und was 
bringt die weitere Zukunft? 
Eine Befragung junger Leute 
durch das forsa­Institut ergab, 
dass die überwältigende Mehr­
heit (87 Prozent) der 14­ bis 
19­Jährigen mit 30 Jahren in 
den eigenen vier Wänden le­
ben möchte. Doch dafür muss 
auch zum richtigen Zeitpunkt 
Geld da sein.

 < Geld ausgeben mit Plan

Wer von Anfang an seine Aus­
gaben im Blick hat, fährt besser. 
Ein Haushaltsbuch ist dabei 
eine echte Hilfe. Digital oder 
klassisch auf Papier werden da­
bei alle Ausgaben von der Miete 
bis zum Restaurantbesuch den 
Monat über notiert. Dem wird 
die Habenseite gegenüberge­
stellt: all das, was monatlich 
reinkommt. So bekommt man 
einen guten Überblick. 

 < Bewährte Eselsbrücke

Wer langfristig etwas auf die 
Seite legen möchte, kann sich 
an der 50­30­20­Regel orien­
tieren: Dabei wird das Einkom­
men im Verhältnis 50 zu 30 zu 
20 in drei Budgets aufgeteilt.  
50 Prozent für die Fixkosten, 
also Miete mit Nebenkosten, 
Lebensmittel, Auto. 30 Prozent 
für Freizeitausgaben und per­
sönliche Bedürfnisse wie Ur­
laub, Hobbys, Kneipenbesuche 
oder das neue Smartphone. 
Die übrigen 20 Prozent werden 
gespart. Als Rücklage für Un­
erwartetes oder für größere 
Vorhaben wie zukünftiges 
Wohneigentum.

Das Sparbudget lässt sich bei­
spielsweise in einem Bauspar­
vertrag anlegen. Beim Wüsten­
rot Wohnsparen lassen sich 
dabei vermögenswirksame 
Leistungen (vL) vom Arbeit­
geber nutzen, es gibt viele 
staatliche Fördermittel wie 
Wohnungsbauprämie oder 
 Arbeitnehmer­Sparzulage, und 
alle unter 25 Jahren profitieren 
beim  Wüstenrot Jugend­Wohn­
sparen vom Jugendbonus von 
200 Euro. Bei Abschluss des Bau­
sparvertrags vor dem 25. Ge­
burtstag kann über das geför­
derte Guthaben nach sieben 
Jahren frei verfügt werden, also 
auch ohne wohnwirtschaftliche 

Verwendung. Inklusive der 
 beantragten Wohnungsbau­
prämie der letzten sieben Spar­
jahre. Der Jugendbonus bleibt 
selbst bei Erhöhung oder Tei­
lung oder anderen Vertragsän­
derungen teilweise erhalten.

Bei Wüstenrot, exklusiver 
 Kooperationspartner des  
dbb vorsorgewerk für Bau­
sparen und Bau finanzierung, 
sparen dbb Mitglieder und  
ihre Angehörigen (Ehe­/Lebens­
partner, Kinder) zudem die hal­
be Abschluss gebühr. Bei 30 000 
Euro Bausparsumme sind dies 
150 Euro Sofortvorteil!

 < Ein Geschenk für  
die Zukunft

Eltern, Großeltern oder Paten 
können ihren Kindern, Enkeln 
oder Patenkindern übrigens 
einen Wüstenrot Bausparver­
trag zum Geburtstag oder zur 
Einschulung schenken und da­
durch dem Nachwuchs eine 
stabile finanzielle Startbasis 
bilden. 

 < Ansprechpartner finden

Die Kolleginnen und Kollegen 
der Mitgliederagentur des  
dbb vorsorgewerk stehen von 
montags bis freitags in der Zeit 
von 10 Uhr bis 16 Uhr unter 
030.4081 6444 auch für Fragen 

zum (Jugend­)Bausparen zur 
Verfügung und vermitteln auf 
Wunsch persönliche Wüstenrot­
Ansprechpartner in der Nähe. 
www.dbb-vorteilswelt.de/ 
wohnsparen  sb

 < Tipp

Modernisierungskredit
Durch eine Entscheidung der 
BaFin sind jetzt Finanzierun­
gen für Modernisierungs­
maßnahmen bis zu 50 000 
Euro (vorher 30 000 Euro) 
und ohne Bewertung der Im­
mobilie möglich. Wüstenrot 
hat sein „Wohndarlehen Tur­
bo“ bereits entsprechend 
angepasst. Kunden sparen 
Kosten und profitieren zu­
dem bei Bedarf von einer er­
höhten Kreditsumme sowie 
einer schnellen Abwicklung. 
Es handelt sich um ein Blan­
kodarlehen ohne Grund­
schuldeintragung, das sich 
für altersgerechte­, energe­
tische und reine Wohlfühl­
Modernisierungen sowie zur 
Umschuldung eines Baudar­
lehens eignet. Vorhaben wie 
ein neues Bad, ein Winter­
garten oder Maßnahmen zur 
Barrierefreiheit lassen sich so 
sofort verwirklichen.

Die Vorteile sind offensicht­
lich: Eine energetische Sanie­
rung der eigenen vier Wände 
sorgt für ein gutes Wohnkli­
ma und schafft Behaglich­
keit, hilft Energiekosten zu 
senken und steigert den 
Wert der Immobilie. Darüber 
hinaus trägt sie ihren Teil 
zum Klimaschutz bei.
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Schwierige Antikörperbestimmungen
In einem Verfahren hat sich  
das Bundesarbeitsgericht (BAG) 
unter anderem mit dem Tätig-
keitsmerkmal der schwierigen 
Antikörperbestimmungen im 
Sinne der Entgeltordnung zum 
TVöD/VKA befasst (BAG, Urteil 
vom 16. Dezember 2020, Az.: 4 
AZR 97/20).

Die Klägerin ist staatlich ge­
prüfte medizinisch­technische 
Laboratoriumsassistentin und 
bei der Beklagten im Institut 
für Laboratoriumsmedizin und 
Mikrobiologie auf Basis des 
TVöD/VKA beschäftigt. Sie 
führt unter anderem immun­
hämatologische Untersuchun­
gen mit Befunderstellungen 
durch, was auch die Durchfüh­
rung sogenannter  Coombs­ 
Tests zur Antikörpersuche und 

­differenzierung umfasst. Da­
neben fallen als Arbeiten unter 
anderem Blutgruppenbestim­
mungen, immunhämatologi­
sche Untersuchungen sowie 
Arbeiten rund um Blutproduk­
te an. Die Beklagte vergütet 
die Klägerin nach der Entgelt­
gruppe (EG) 8 des Teils B Ab­
schnitt XI Ziffer 10 (Beschäftig­
te in Gesundheitsberufen) der 
Entgeltordnung zum TVöD/
VKA. Die Klägerin ist jedoch 
der Auffassung, ihre Tätigkeit 
in der Immunhämatologie er­
fülle die Anforderungen der 
EG 9b Fallgruppe 2, und bean­
tragte daher rückwirkend eine 
entsprechende Höhergruppie­
rung. Diese lehnte die Beklagte 
ab. Sowohl das Verfahren vor  
dem Arbeitsgericht als auch 
das vor dem Landesarbeits­

gericht sowie die Revision  
vor dem BAG waren erfolg­ 
los: Die  Klägerin hat keinen 
 Anspruch auf Vergütung  
nach der EG 9b der Entgelt­
ordnung zum TVöD/VKA.

Nach § 12 Abs. 2 Satz 1 und 
Satz 2 TVöD/VKA ist die Be­
schäftigte in der EG eingrup­
piert, deren Tätigkeitsmerk­
male der gesamten von ihr 
nicht nur vorübergehend auszu­
übenden Tätigkeit entsprechen. 
Vorliegend fehle es jedoch an 
einem schlüssigen Vortrag der 
Klägerin zu den von ihr auszu­
übenden Tätigkeiten und ihren 
Zeitanteilen. Zwar umfasse die 
Darlegungslast einer Beschäf­
tigten im Eingruppierungs­
rechtsstreit nicht, ihre Tätigkeit 
nach Arbeitsvorgängen geglie­

dert darzulegen. Vielmehr ist 
die Bestimmung der Arbeitsvor­
gänge selbst eine Rechtsfrage 
und damit Aufgabe des Ge­
richts. Erforderlich seien aber 
neben der Darstellung der Ar­
beitsinhalte Angaben insbeson­
dere zu den Arbeitsergebnissen, 
zu den Zusammenhangstätig­
keiten und zu der Abgrenzbar­
keit der verschiedenen Einzel­
aufgaben, die dem Gericht die 
Bestimmung von Arbeitsvor­
gängen ermöglichten.  
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MEINUNG???drei fragen an ...

Gerd Friedsam, Präsident des Technischen Hilfswerks (THW)

Unsere Ehrenamtlichen haben mehr als 
zwei Millionen Einsatzstunden geleistet

1
Nach der Flutkatastro-
phe vom Juli in Nord-
rhein-Westfalen und 

Rheinland-Pfalz wurde Kritik 
am Warnsystem des Katastro-
phenschutzes laut. Was muss 
aus Ihrer Sicht dringend ver-
bessert werden?

Natürlich gibt es immer Mög­
lichkeiten, den Katastrophen­
schutz in Deutschland weiter 
zu verbessern. Zum Beispiel 
baut das THW aufgrund der 
Erfahrungen aus der Corona­
Pandemie in einem ersten 
Schritt vier zusätzliche Logis­
tikzentren auf. Vier weitere 
sollen folgen, sodass zukünftig 
jeder der acht THW­Landesver­
bände über ein Logistikzen­
trum verfügen wird. 

Auch aus den Einsätzen an den 
Flüssen Ahr und Erft ergibt sich 
die Notwendigkeit, Dinge zu 
optimieren. Dazu wird dieser 
Einsatz auf den Ebenen von 
Bund, Ländern und Kommunen 
detailliert ausgewertet. Das 
THW wird – wie nach Einsätzen 
üblich und sinnvoll – Schluss­
folgerungen ziehen, um für die 
Zukunft zu lernen und notwen­
dige Anpassungen vorzuneh­
men. Derzeit sind wir weiterhin 
vor Ort an zahlreichen Einsatz­
stellen im Ahrtal tätig. Unsere 
ehrenamtlichen THW­Einsatz­
kräfte haben im Rahmen der 
Unwetterkatastrophe bereits 
mehr als zwei Millionen Ein­
satzstunden geleistet, um den 
Menschen in den betroffenen 
Regionen in Rheinland­Pfalz 
und Nordrhein­Westfalen zu 
helfen. 

In der öffentlichen Debatte 
werden verschiedene Maßnah­
men zur Warnung der Bevölke­

rung diskutiert. Zwei davon 
will ich hier beispielhaft er­
wähnen, die bereits beschlos­
sen sind und umgesetzt wer­
den: Die Einführung von Cell 
Broadcast als zusätzlichem Ka­
nal zur Warnung der Bevölke­
rung über Handys sowie das 
Förderprogramm zum Ausbau 
des Sirenennetzes. Beide sind 
begrüßenswert.

2
Auch die Helferinnen 
und Helfer des THW sind 
wie andere Einsatzkräf-

te zunehmenden tätlichen An-
griffen ausgesetzt. Wie tritt das 
THW dem gegenüber?

Unsere Erfahrung ist, dass die 
Betroffenen sehr dankbar für 
die Hilfe sind. Man muss aber 
auch verstehen, dass auf Kata­
strophen von diesem Ausmaß 
Menschen sehr unterschiedlich 
reagieren können. Auch wenn 
es die absolute Ausnahme ist, 

hat es während des Hochwas­
sereinsatzes in Rheinland­Pfalz 
und Nordrhein­Westfalen ver­
einzelte, meist verbale Über­
griffe auf THW­Einsatzkräfte 
gegeben. Auch wenn wir diese 
Angriffe auf das THW und auf 
unsere Einsatzkräfte nicht tole­
rieren, können wir nachempfin­
den, dass sich diese Menschen 
in einem emotionalen Aus­
nahmezustand befinden. Wir 
behalten uns aber auch vor, 
Übergriffe bei der Polizei an­
zuzeigen. 

Unseren eigenen Einsatzkräf­
ten machen wir stets das An­
gebot, sich nach belastenden 
Einsätzen an ein sogenanntes 
„Einsatznachsorge­Team“ zu 
wenden. Diese Teams sind spe­
ziell ausgebildet, um Einsatz­
kräfte zu unterstützen, solche 
stressenden Situationen in Ein­
zel­ oder Gruppengesprächen 
zu verarbeiten.

3
Ist das THW ausreichend 
ausgestattet und gibt es 
genügend interessierten 

Nachwuchs?

In den vergangenen Jahren sind 
im Bundeshaushalt die Mittel 
für das THW zur Beschaffung 
von Fahrzeugen und Geräten 
deutlich erhöht worden. Da­
durch sind wir in diesem Jahr 
erstmals in der Lage, innerhalb 
von zwölf Monaten bundesweit 
mehr als 1 000 fabrikneue Ein­
satzfahrzeuge, Anhänger und 
Großpumpen an unsere THW­
Ortsverbände zu übergeben. 
Damit sind wir sehr zufrieden, 
denn eine moderne Ausstat­
tung trägt dazu bei, effektive 
Hilfe leisten zu können und hält 
natürlich die Motivation bei 
den Ehrenamtlichen hoch. 

Sehr erfreulich ist auch die 
 Entwicklung, dass sich aktuell 
viele Menschen für ein ehren­
amtliches Engagement beim 
THW interessieren. Alleine im 
Juli 2021 haben sich im Rah­
men der THW­Kampagne „Dei­
ne Zeit ist jetzt.“ rund 3 700 
Inte ressierte bei uns gemeldet.  
In den ersten zwölf Monaten 
seit dem Start der Kampagne 
im September 2020 sind fast 
6 300 Frauen und Männer neu 
ins THW eingetreten und ha­
ben ihre Grundausbildung ge­
startet beziehungsweise tun 
dies in Kürze. Hinzu kommt ein 
großes Interesse, beim THW 
einen Bundesfreiwilligendienst 
abzuleisten. Derzeit engagie­
ren sich im THW mehr als 700 
Frauen und Männer als Bun­
desfreiwilligendienstleistende. 
Über diese personelle Unter­
stützung für die Einsatzkräfte 
in den Ortsverbänden freuen 
wir uns sehr. 

 < Gerd Friedsam
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 < Der Autor…

… ist Chef vom Dienst beim 
Deutschlandfunk in Köln und 
dort auch mit dem internen 
Krisenmanagement befasst.
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Versagen in der Krise

Resilienz und  
Überheblichkeit 
Die Aufräumarbeiten dauern an, und noch Jah­
re werden in Nordrhein­Westfalen und Rhein­
land­Pfalz Spuren der Flutkatastrophe zu sehen 
sein. Das Haus der Geschichte in Bonn hat be­
gonnen, Gegenstände zu sammeln, die „sinn­
bildlich für das Ereignis und seine Auswirkun­
gen stehen“. Sinnbildlich wie das Versagen in 
der Krise auf  unterschiedlichsten Ebenen? 

Neben dem Wiederaufbau 
müssen wir uns jetzt auf die 
wesentlichen Dinge konzentrie­
ren. Resilienz lautet das Stich­
wort, das wir uns genauer an­
sehen sollten, weil es gleich 
mehrere Aspekte auf den Punkt 
bringt: unsere Krisenfestigkeit 
insgesamt. Als Gesellschaft, als 
Kommune, als Individuen. Mit 
einer technologiehörigen Über­
heblichkeit ignorieren wir Risi­
ken, die uns Wissenschaftlerin­
nen und Experten aufzeigen. Ja, 
damit ist auch das große Ganze 
gemeint. Der Klimawandel und 
dessen Folgen. Von Dürren bis 
hin zu Fluten, die gleicherma­
ßen unsere Existenz bedrohen 
können. Aber nicht nur. Auch 
eine Nummer kleiner dürfen 
wir gerne denken – und müssen 
es auch. 

Prävention ist nicht sexy. Sie 
kostet Kraft und Geld. Und als 
politisch Verantwortlicher 
muss man bei leeren Kassen 
erklären können, warum die 
Befestigung des alten Stadt­
deiches mindestens genauso 
wichtig ist wie der neue Farb­
anstrich der örtlichen Kita.  
Je länger die letzte Flut ve r­
gangen, der letzte Keller aus­
gepumpt ist, desto eher den­
ken und hören wir Sätze wie: 
„Wird schon nichts passieren.“ 
Doch das ist der immer gleiche 
Irrglaube. Bei Politikerinnen 
wie bei uns Bürgern gleicher­
maßen. Ein fataler, weil tödli­

cher Irrglaube mit den immer 
gleichen Mechanismen: große 
Solidarität in der Krise, ein ver­
meintliches Aufwachen der 
 Politik, plötzlich fließen Mittel, 
doch schon wenig später ver­
schieben sich die Prioritäten 
wieder. Dann fehlt es auch  
an Willen und Kraft, wirkliche 
Reformen anzugehen. Zum 
Beispiel mit Blick auf die Kri­
senkompetenzen von Bund, 
Ländern und Gemeinden. War­
nende Stimmen indes werden 
als Unken zu den übrigen Krö­
ten in den Dorfteich verbannt.

Übrigens: So geschehen auch 
mit der Corona­Pandemie, auf 
die wir uns ohne Zweifel hät­
ten besser vorbereiten müssen. 
Denn die Unken in Form von 
Bundestagsgutachten und Er­
kenntnissen aus Katastrophen­
schutzübungen gab es zuhauf. 
Jahre zuvor. Ab damit in den 
Dorfteich. Doch das muss auf­
hören! Das Dilemma von Prä­
vention und Resilienz: Auf alle 
Eventualitäten können wir uns 
nicht vorbereiten. Mit dem Of­
fensichtlichen aber müssen wir 
beginnen.

Gut, dass sich das Bundesamt 
für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe nun neu 
ausrichten darf. Unter ande­
rem mit einem „Kompetenz­
zentrum“ und einem zweiten 
Akademiestandort. Doch alte 
Zöpfe bloß neu zu knoten und 

anders zu benennen, greift zu 
kurz. Vielleicht bedarf es einer 
Schere für den Zopf – ganz 
 sicher aber bedarf es einer 
 offenen und gesamtgesell­
schaftlichen Debatte über  
das Krisenmanagement der 
 Zukunft. Und zwar ohne Tabus. 

Dazu gehört auch die Debatte 
über die Grundfeste des Bevöl­
kerungsschutzes, einen Staats­
vertrag vielleicht oder gar eine 
Grundgesetzänderung. Diesen 
Dialog zu führen, muss Aufga­
be der neuen Bundesregierung 
sein – gemeinsam mit den 
 Ländern, den Gemeinden,  
den Hilfsorganisationen und 
schließlich uns Bürgerinnen 
und Bürgern. Sonst werden  
wir uns auch künftig wieder  
die Frage stellen müssen, war­
um ein Landrat oder eine Bür­
germeisterin inmitten einer 
großen Krise überfordert ist. 
Denn gut ist auch, dass das 
Warnsystem mit vielen Millio­
nen Euro verbessert werden 
soll – unter anderem mit mehr 
Sirenen und dem „Cell Broad­
cast“. Doch das beste System 
nützt nichts, wenn die Verant­
wortlichen vor Ort nicht auf 
den Alarmknopf drücken, weil 
sie die Lage vielleicht falsch 
einschätzen: „Wird schon 
nichts passieren!“

Und für uns zu Hause stellt  
sich die Frage, wie wir reagie­
ren, wenn die Sirenen heulen 
und Handys Alarme anzeigen. 
Selbst wenn Einsatzkräfte 
nachts um drei an die Tür klop­

fen und zum Verlassen der ei­
genen vier Wände aufrufen; 
selbst dann gibt es nicht weni­
ge Menschen, die sich weigern 
und bleiben. Denn die Gefahr 
ist für sie nicht sichtbar und  
die Überheblichkeit obsiegt. 
„Wird schon nichts passieren!“ 
Oft habe ich in meiner aktiven 
Zeit im Zivil­ und Katastrophen­
schutz solche Diskussionen mit 
Anwohnern führen müssen. 
Wissend, dass in wenigen Stun­
den das Wasser meterhoch im 
Wohnzimmer stehen wird.

Damit wären wir bereits mit­
ten im zweiten Aspekt der Re­
silienz; der ganz persönlichen 
Krisenfestigkeit. Neben der ei­
genen Risikowahrnehmung be­
ginnt sie mit der simplen Frage, 
wie lange ich mich ohne frem­
de Hilfe, ohne Strom und ohne 
Trinkwasser aus der Leitung 
selbst versorgen könnte. Ein, 
zwei Tage vielleicht? Das reicht 
nicht! Das hat uns die Flutka­
tastrophe eindeutig gezeigt. 
Selbst wenn mein Haus noch 
steht, wird es dauern, bis Hilfe 
zu mir durchdringen kann und 
die Infrastruktur wieder funkti­
oniert. In Interviews habe ich 
am Tag nach der großen Flut 
Betroffene aus Hagen gehört, 
die sich darüber beschwerten, 
dass sie „schon vor über zehn 
Stunden“ die Feuerwehr geru­
fen hätten, weil ihr Keller voll­
gelaufen sei. Niemand sei ge­
kommen, niemand hätte sich 
gemeldet. Mich lässt das ehr­
lich gesagt fassungslos zurück. 
Anderswo bangen in diesem 
Moment Menschen um ihr Le­
ben, stemmen sich größten­
teils ehrenamtliche Einsatz­
kräfte gegen Dämme und 
Talsperren, die vor dem Zer­
bersten stehen. Auch das ist 
Resilienz: die Fähigkeit, die ei­
gene Betroffenheit vor dem 
Hintergrund des Leides ande­
rer zu sehen.  
 Mario Dobovišek
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 < komba gewerkschaft

Gewerkschaftstag in Berlin

Andreas Hemsing bleibt Bundesvorsitzender der komba 
 gewerkschaft. Mit 99,19 Prozent der Stimmen wurde er am 
10. September 2021 in Berlin von den Delegierten des komba 
Bundesgewerkschaftstages im Amt bestätigt.

„Fortschritt braucht Veränderung. Veränderung erfordert 
Rückhalt. Mit dem Rückenwind der gesamten Organisation 
wenden wir uns an die Arbeitgeber und Dienstherren. Wir 
werden nachdrücklich die notwendigen Verbesserungen für 
die Beschäftigten im öffentlichen Dienst einfordern“, sagte 
Hemsing zum Start in seine zweite Amtszeit.

Komplettiert wird die Bundesleitung durch Christoph Busch 
 (komba nordrhein­westfalen) als Zweiten Bundesvorsitzen­
den. Als stellvertretende Bundesvorsitzende gewählt wurden: 
Adalbert Abt (komba bayern), Sandra Müller (komba rhein­
land­pfalz), Kai Tellkamp (komba schleswig­holstein) und 
 Sandra van Heemskerk (komba nordrhein­westfalen). Die 
 Vorsitzende der komba jugend, Isabell Markus, ergänzt den 
Vorstand als gesetztes Mitglied.m
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 < DSTG

Kritik an Hinweisgeber-
portal zurückgewiesen

Die Kritik an einem neuen 
 digitalen Hinweisgeberportal 
der Finanzverwaltung Baden­
Württemberg hat der Bundes­
vorsitzende der Deutschen 
Steuer­Gewerkschaft (DSTG) 
und dbb Vize, Thomas Eigen­
thaler, deutlich zurückge­
wiesen.

In der politischen und media­
len Debatte um das Portal 
war zuvor Kritik mit Begriffen 
wie „Steuer­Stasi“, „DDR 2.0“ 
und „Denunziantentum“ ge­
übt worden. „Ein Vergleich 
des  Portals der baden­würt­
tembergischen Steuerverwal­
tung mit der Stasi ist ehrab­
schneidend“, entrüstete sich 
Eigenthaler am 7. September 
2021.

„Wir sind keine Stümper. Wir 
können sehr wohl zwischen 
Anzeigenschrott und werthal­
tigen Hinweisen unterschei­
den“, verteidigte der DSTG­
Chef das Projekt. Anonyme 
 Anzeigen habe es außerdem 
schon immer gegeben, neu  
sei nur der digitale Zugangs­
weg. „Die Experten der Steu­
erverwaltung können auf  
dem neuen Portal mit dem 
Hinweisgeber kommunizieren 
und so für eine weitere Auf­
klärung sorgen“, betonte Ei­
genthaler. Gelinge dies nicht, 
weil die Angaben nicht belast­
bar seien, wandere die Anzei­
ge in den Papierkorb. „Keiner 
muss befürchten, zu Unrecht 

angegangen zu werden. Wir 
im Finanzamt können sehr 
wohl erkennen, ob jemand  
nur denunziert oder ob man 
gezielt einer Steuerhinterzie­
hung nachgehen muss“, ver­
sicherte der Steuerexperte.  
Es gehe auch nicht um Klei­
nigkeiten, sondern beispiels­
weise um Hinweise auf Orga­
nisierte Kriminalität, wo der 
Hinweisgeberschutz eine 
 extrem große Bedeutung 
habe.

Der DSTG­Bundesvorsitzende 
verwahrte sich auch gegen 
den aus seiner Sicht vernied­
lichenden Begriff des „Steuer­
sünders“: „Steuerhinterzie­
hung ist nicht nur eine Sünde 
und auch kein Kavaliersdelikt. 
Es handelt sich um eine Straf­
tat, die im schweren Fall so­ 
gar mit Freiheitsstrafe bis zu 
zehn Jahren geahndet werden 
kann.“ Nach Schätzungen der 
DSTG verliere der deutsche 
Staat jedes Jahr etwa 50 Mil­
liarden Euro durch viele Spiel­
arten der Steuerhinterzie­
hung. 

 < VDR

Voraussetzungen für digitale 
Bildungs formate schaffen

Nur ein Drittel der Deutschen 
hat Zutrauen in das Schul­
system bei der Vermittlung 
digitaler Kompetenzen. Das 
zeigt eine Umfrage im Auf­
trag der Initiative D21 und  
der Technischen Universität 
München. Der Verband Deut­
scher Realschullehrer (VDR) 

fordert von der Politik, die 
technischen und strukturel­
len Voraussetzungen für 
 digitale Bildungsformate  
zu schaffen.

„Die Einschätzung des Standes 
der Bildung mit digitalen Mit­
teln in Zeiten der Pandemie ist 
mit Sicherheit sehr subjektiv 
und muss differenziert be­
trachtet werden. Je nach Struk­
tur, Bundesland und Schulart 
gibt es auch hervorragende 
Beispiele digital gestützten 
Unterrichts“, sagte der VDR­
Bundesvorsitzende und dbb 
Vize Jürgen Böhm am 9. Sep­
tember 2021.

Die Haupthemmnisse lägen 
nach wie vor in der Verfügbar­
keit der digitalen Netze in der 
Fläche und in der Verfügbar­
keit arbeitsfähiger digitaler 
Endgeräte außerhalb der Schu­
len. „Ein vorhandenes Smart­
phone außerhalb einer päda­
gogischen Netzwerkstruktur 
macht längst noch keine digi­
tale Bildung“, so Böhm. „Wenn 
diese digitalen Grundstruktu­
ren und vor allem auch die 
Rechtssicherheit im Umgang 
mit pädagogisch nutzbaren 
Tools nicht sichergestellt wer­
den, kann man sich jegliche 
Schuldzuweisungen in Rich­
tung der Lehrkräfte sparen.“ 

 < Die neue komba Bundesleitung. Von links, hinten: Kai Tellkamp, Isabell 
Markus, Sandra van Heemskerk; vorne: Sandra Müller, Andreas Hemsing 
und Christoph Busch; nicht im Bild: Adalbert Abt

> Thomas Eigenthaler, 
Bundesvorsitzender der DSTG

> Jürgen Böhm,  
Bundesvorsitzender des VDR
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 < BDZ

Financial Intelligence Unit 
(FIU) braucht Rückhalt

Nach der Durchsuchung der 
Bundesministerien für Finan­
zen und Justiz durch die Staats­
anwaltschaft Osnabrück im 
Zusammenhang mit Ermittlun­
gen gegen die Zentralstelle für 
Finanztransaktionsuntersu­
chungen (Financial Intelligence 
Unit – FIU) hat die Deutsche 
Zoll­ und Finanzgewerkschaft 
(BDZ) mehr politischen Rück­
halt für die Zollbeschäftigten 
gefordert.

Die Staatsanwaltschaft hatte 
zuvor mitgeteilt, dass sie seit 
2020 gegen die FIU ermittle, 
weil – durch Banken gefertig­
te – Geldwäscheverdachts­
meldungen in Millionenhöhe 
durch die Spezialeinheit nicht 
an Polizei und Justiz weiterge­
leitet worden seinen. Der BDZ 
wies in diesem Zusammen­
hang am 10. September 2021 
darauf hin, dass es keine Be­
weise für ein persönliches Ver­
schulden Einzelner noch für 
 aktuelle organisatorische oder 
strukturelle Probleme bei der 
FIU gebe. Diese Klarstellung 
habe man seitens des Bundes­
finanzministeriums (BMF) 
 vermisst. Generell hätten die 
politisch Verantwortlichen im 
BMF den betroffenen Beschäf­
tigten seit der Neuerrichtung 
der FIU öffentlich nicht den 
Rücken gestärkt. 

Der BDZ tritt weiterhin dafür 
ein, dass die FIU als fachlich 
 eigenständige und insoweit 

weisungsunabhängige „Intel­
ligence­Behörde“ umfassend 
gestärkt wird, und wirbt nach­
drücklich dafür, dass die Bun­
desregierung die erforderli­
chen Rahmenbedingungen 
dafür schafft. Um die Bekämp­
fung von Geldwäsche und Ter­
rorismusfinanzierung insge­
samt nachhaltig zu stärken 
und den weiterhin zu erwar­
tenden kontinuierlich anstei­
genden Meldungseingang bei 
der FIU wirksam zu bewältigen, 
sei es zwingend erforderlich, 
die Behörde fachlich weiter 
auszubauen und die risikoba­
sierte Arbeitsweise im Geld­
wäschegesetz zu verankern. 

 < DPhV

Klima- und Demokratie-
debatte vernetzt lehren

„Gerade in der jüngsten Ver­
gangenheit konnten wir fest­
stellen, dass komplexe und 
hoch vernetzte Themen ver­
einfacht und vereinzelt disku­
tiert werden“, kritisierte die 
Bundesvorsitzende des Deut­
schen Philologenverbandes 
(DPhV), Susanne Lin­Klitzing, 
insbesondere mit Blick auf die 
Zusammenhänge zwischen 
den beiden globalen Heraus­
forderungen Klima und Demo­
kratie.

„So können und werden wir 
die Herausforderungen der Zu­
kunft nicht meistern“, machte 
Lin­Klitzing am 16. September 
2021 deutlich. Vielmehr gehe 
es vor allem am Gymnasium 
mit seinem wissenschaftspro­
pädeutischen Auftrag darum, 
bedeutsame Themen in ihrer 
Komplexität und Vernetzung 
zu begreifen und zu verstehen. 
Auf diese Weise sollen Schüle­
rinnen und Schüler zum Wei­
terdenken und konkreten Han­
deln befähigt und ermutigt 
werden.

Dabei sei klar, so die DPhV­ 
Bundesvorsitzende, dass diese 
Art der Auseinandersetzung 
zunächst einmal mühsam und 
schwer sei. Aber zum einen 

würden durch eine stark ver­
einfachte Behandlung der 
 Themen den Schülerinnen  
und Schülern Einsichten ver­
wehrt, die doch zum Verständ­
nis und zu begründeter eigener 
Meinungs bildung nötig seien. 
Zum anderen befänden sich  

an den Gym nasien kluge, 
leistungs bereite Schülerinnen 
und Schüler und bestens aus­
gebildete Lehrkräfte und damit 
hervorragende Voraussetzun­
gen, die schweren Themen un­
serer Zeit angemessen – und 
nicht künstlich vereinfacht –  
zu behandeln. 

Susanne Lin­Klitzing: „Ich 
 wün sche mir an manchen 
 Stellen in Politik und Gesell­
schaft mehr Vertrauen in die 
Leistungsfähigkeit unserer 
Gym nasien und entsprechend 
mehr Rückendeckung, schwere 
Themen auch wirklich im Un­
terricht anzupacken, statt sie 
fast entstellend zu vereinfa­
chen und damit den Schülerin­
nen und Schülern nur schein­
bar entgegenzukommen.“ 

> Dieter Dewes,  
Bundes vorsitzender des BDZ

> Susanne Lin­Klitzing, 
Bundesvorsitzende des DPhV

 < NBB 

Bildungsverbände in Sorge 

Die Ende August durch die Landesregierung vorgestellte neue 
Corona­Verordnung hat sich vom bisher geltenden Stufenplan 
verabschiedet. Die Bildungsverbände im NBB sehen darin ei­
nen radikalen Systemwechsel, dessen Auswirkungen auf die 
Schule noch nicht klar absehbar sind.

Dabei ist nach Bewertung der Bildungsverbände und des NBB 
die Abkehr vom Stufenmodell und Einführung der 3G­Regel 
angesichts der veränderten Pandemielage grundsätzlich zu 
begrüßen. Gleichzeitig wird aber nachdrücklich eine einheitli­
che Vorgehensweise sowohl bei den regionalen Gesundheits­
ämtern in Niedersachsen als auch auf Bundesebene ange­
mahnt. So dürfe die Corona­Verordnung in Bezug auf Schule 
nicht zu einem Flickenteppich von Willkürmaßnahmen einzel­
ner Gesundheitsämter für Quarantänefälle und zu besonde­
ren Auflagen führen. Aus diesem Grunde wird seitens der 
 Bildungsverbände ein transparenter Kriterienkatalog einge­
fordert, der durch die Kultusministerkonferenz möglichst 
 umgehend harmonisiert werden müsse.

Deutliche Kritik üben die Bildungsverbände aber weiterhin  
an den Absichtserklärungen und nicht erfüllten Ankündigun­
gen des Kultusministeriums insbesondere zur Beschaffung 
 geeigneter Schutzvorrichtungen. Für einen entscheidenden 
Weg in der Pandemiebekämpfung halten die Bildungsverbän­
de jedoch vor allem das Ziel, auch Kindern und Jugendlichen 
ab zwölf Jahren die Impfung zugänglich zu machen. 
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„Technik, Teamwork, frische Luft und konkrete 
Zukunftsarbeit für die Region im Dialog mit den 
Bürgern - ein toller Job!“

Weitere 150 Berufsprofi le im Öff entlichen Dienst und Annette im 

Video-Interview auf: www.die-unverzichtbaren.de

Annette Ringlstetter
Vermessungstechnikerin

 < GDL

DB-Tarifkonflikt beendet, 
Betriebsrenten gesichert

Der Tarifkonflikt zwischen der 
Gewerkschaft Deutscher Loko­
motivführer (GDL) und der 
Deutschen Bahn (DB) ist beige­
legt. Die Tarifpartner einigten 
sich am 16. September 2021 
auf einen Abschluss, der eine 
Vielzahl von Verbesserungen 
bei den Entgelt­ und Arbeits­
zeitbedingungen der Beschäf­
tigten enthält.

An der Beilegung des Konflikts 
haben auch die Ministerpräsi­
denten von Schleswig­Holstein 
und Niedersachsen, Daniel 
Günther (CDU) und Stephan 
Weil (SPD), mitgewirkt. Der 
GDL­Bundesvorsitzende und 
dbb Vize Claus Weselsky dank­
te den beiden Politikern bei der 
Vorstellung des Tarifabschlus­
ses für ihr konstruktives und 
lösungsorientiertes Engage­
ment.

Weselsky betonte: „Wir haben 
versprochen, die Zusatzversor­
gung zu erhalten – und das ha­
ben wir getan: Die Betriebsren­
te ist sicher.“ Die nun erzielte 
Einigung sieht vor, dass der Zu­
satzversorgungstarifvertrag 
wieder in Kraft gesetzt wird. 
Das bedeutet eine Betriebs­
rente für alle Eisenbahnerin­
nen und Eisenbahner, die bis 
zum 31. Dezember 2021 einge­
stellt werden – garantiert ein 
Arbeitsleben lang. Wer im Jahr 
2022 bei der Bahn anfängt, be­
zieht von Beginn an 3,3 Prozent 
im DEVK­Pensionsfonds und 

kommt so auch in den Genuss 
einer vernünftigen Betriebs­
rente. 

Wesentliche Ergebnisse der 
 Tarifverhandlungen sind zu­
dem im Dezember 2021 eine 
Entgelterhöhung um 1,5 Pro­
zent sowie eine Corona­Beihil­
fe (600 Euro für Arbeitnehmen­
de mit mittleren Einkommen, 
400 Euro für Arbeitnehmende 
mit höheren Einkommen). Im 
Januar 2022 werden sämtliche 
Erschwerniszulagen für Hand­
werkende und Werkstattmit­
arbeitende um zwölf Prozent 
erhöht. Im März 2022 werden 
abermals Corona­Beihilfen von 
400 Euro für alle Arbeitneh­
menden gezahlt. Im März 2023 
erfolgt dann abermals eine 
Entgelterhöhung um 1,8 Pro­
zent. Die Laufzeit des Tarifver­
trages  endet am 31. Oktober 
2023.

Mit dem Tarifabschluss sind 
 keine Einschränkungen für die 
Tarifierung weiterer Eisenbah­
nerinnen und Eisenbahner ver­
bunden. „Bei entsprechender 
Mitgliederstärke werden wir 
auch für die Kollegen auf den 
Stellwerken, in den Bahnhöfen 
und in der Instandhaltung der 
Netzbetriebe bessere Tarifver­
träge abschließen“, so Wesel­
sky. „Damit konnte auch in 
 einer wirtschaftlich angespann­
ten Situation des DB­Konzerns 
ein angemessener Tarifab­
schluss erzielt werden. Aus 
Sicht der GDL wäre dies bereits 
im April möglich gewesen.  
Den Reisenden wären damit 
Streiks erspart geblieben.“ 

 < VBE

ifo Bildungsbarometer 
 offenbart Versäumnisse 

„Die ifo­Ergebnisse offenbaren 
einmal mehr die dramatischen 
Versäumnisse der Politik vor 
und während der Corona­Pan­
demie im Hinblick auf eine 
nachhaltige, ausreichende und 
krisenfeste Ausstattung unse­
res Bildungssystems“, sagte der 
Bundesvorsitzende des Verban­

des Bildung und Erziehung 
(VBE), Reinhold Beckmann, an­
lässlich der Veröffentlichungen 
des ifo Bildungsbarometers am 
31. August 2021.

„Das, was die Mehrheit der 
deutschen Bevölkerung erwar­
tet – gelingenden Onlineunter­
richt bei Schulschließungen, 
besondere Förderangebote für 
benachteiligte Schülerinnen 
und Schüler, passgenaue digi­
tale Fortbildungen für Päda­
goginnen und Pädagogen – 
wünschen sich die Lehrerinnen 
und Lehrer seit Langem, wie 
unsere repräsentativen Um­
fragen zeigen.“ 

Die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, sei Aufgabe der Poli­
tik. „Sie hat aber nicht gelie­
fert, obwohl der VBE die Defizi­
te immer wieder klar benennt“, 
so Beckmann weiter.

Eine funktionierende digitale 
Grundausstattung, sei ge nau­ 
so wie die Bereitstellung 
 sta biler, leicht bedienbarer, 
rechts­ und datenschutzsiche­
rer Plattformen noch nicht 
überall Realität. 

Auch fehlten Lehrkräften 
 geeignete Angebote, in allen 
Phasen der Lehrkräfteaus­, 
­fort­ und ­weiterbildung be­
darfsgerechte, digitale Qualifi­
zierung zu erlangen, kritisierte 
der VBE­Chef. „Lehrkräfte sind 
hierfür bereit und wollen sol­
che Angebote wahrnehmen. 
Fast drei Viertel bilden sich 
 sogar privat weiter, wie eine 
vom VBE in Auftrag gegebene 
forsa­Umfrage zeigt.“  

 < dbb hamburg

Arbeitsgespräch  
zur Bezahlung

Der Hamburger dbb Chef Ru­
dolf Klüver und sein Stellver­
treter Michael Adomat haben 
Ende August erneut ein Ar­
beitsgespräch mit dem Ham­
burger Finanzsenator Andreas 
Dressel geführt. 

Hinsichtlich der Auseinander­
setzung um eine amtsange­
messene Alimentation der Be­
amtinnen und Beamten in 
Hamburg und zu der damit im 
Zusammenhang stehenden ab­
sehbaren Klagewelle vor der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit in 
Hamburg schlug der dbb ham­
burg erneut vor, Musterklagen 
zu führen. So soll zur Entlas­
tung der Verwaltungsgerichte 
je ein Fall pro Besoldungsgrup­

pe der Besoldungsordnung A 
als Musterklage eingereicht 
werden, an denen sich alle an­
deren Kläger*innen orientieren 
beziehungsweise sich die Be­
gründungen der Musterklagen 
zu eigen machen können. 

Damit könnten alle anderen 
zu erwartenden Klagen der 
Beschäftigten zunächst ru­
hend gestellt und der Ausgang 
der „Musterklagen“ abgewar­
tet werden. Der dbb hamburg 
arbeitet zudem an einer Mus­
terklageschrift für alle dbb 
Mitglieder. Mit der Erteilung 
der Widerspruchsbescheide 
durch das Personalamt sei  
ab Ende September 2021 zu 
rechnen.  

> Claus Weselsky, 
Bundesvorsitzender der GDL

> Udo Beckmann,  
Bundesvorsitzender des VBE

> Rudolf Klüver, Vorsitzender  
des dbb hamburg
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„Technik, Teamwork, frische Luft und konkrete 
Zukunftsarbeit für die Region im Dialog mit den 
Bürgern - ein toller Job!“

Weitere 150 Berufsprofi le im Öff entlichen Dienst und Annette im 

Video-Interview auf: www.die-unverzichtbaren.de

Annette Ringlstetter
Vermessungstechnikerin

Eine Kampagne des 


